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Gemeinsam für eine vielfältige  
und weltoffene Stadtgesellschaft

Grußwort des Oberbürgermeisters

Liebe Dresdnerinnen und Dresdner,

immer wieder verweisen Umfragen darauf, dass der Zusammenhalt 
in unserer Stadt geringer ist als anderswo. Auch das Vertrauen in de-
mokratische Institutionen ist hier weniger vorhanden als an anderen 
Orten in Deutschland. Dies ist uns Hinweis und Anlass gleicherma-
ßen, dass wir als Stadtverwaltung weiter intensiv dabei unterstützen 
und daran arbeiten wollen, Demokratie spürbarer zu entfalten. De-
mokratie ist nicht selbstverständlich, sondern muss aktiv von Allen 
gelebt werden.

Es gibt in unserer Stadt eine engagierte Bürgerschaft und zivil-
gesellschaftliche Bündnisse, die sich aktiv für Menschenrechte ein-
setzen. Sie unterstützen Geflüchtete und Benachteiligte, arbeiten 
für die Wertschätzung von Vielfalt und für ein respektvolles solidari-
sches Miteinander. Sie sind in ihren Nachbarschaften aktiv und küm-
mern sich um ein demokratisches Gemeinwesen. Mit dem Lokalen 
Handlungsprogramm stärken wir diese und unterstützen ihre sehr 
wichtige Arbeit für die Gesellschaft. 

Diesen Bürgern und Organisationen möchte ich sehr herzlich 
für ihr Engagement danken. Ebenso danke ich denjenigen, die Zi-
vilcourage zeigen, an demokratischen Diskursen teilnehmen oder 
Projekte umsetzen, um das Zusammenleben in Dresden aktiv mitzu-
gestalten. In diesem Zusammenhang gilt mein Dank auch den vielen 
Beteiligten, die bei der Fortschreibung des Lokalen Handlungspro-
gramms mitwirkten.

Die Fortführung des Lokalen Handlungsprogramms wird in den 
Jahren 2017 bis 2022 die gute Arbeit der vielen Projekte nachhal-
tig unterstützen, die sich für das demokratische Zusammenleben in 
unserer Stadt engagieren. Die Stadtverwaltung übernimmt damit 
direkt und indirekt Verantwortung sich für Demokratie, Vielfalt und 
Weltoffenheit in Dresden einzusetzen. Bei zahlreichen Gesprächen 
in der Stadt und auch bei Debatten im Stadtrat merkt man, wie un-
terschiedlich die Auffassungen darüber sind, was unseren Rechts-
staat ausmacht und wo aktuell auch gesellschaftliche und politische 

Gefahren liegen. Viele wollen das auch gar nicht erkennen und ver-
schließen ihre Augen davor. Dies wollen wir mit der Fortschreibung 
des Programms ändern. Es ist ein ganz schwieriger Prozess in unse-
rer Stadt. Das Handlungsprogramm soll dabei eine Hilfe sein.

Das „Lokale Handlungsprogramm für ein vielfältiges und welt-
offenes Dresden: Wir entfalten Demokratie“ tritt die Nachfolge des 
„Lokalen Handlungsprogramms für Demokratie und Toleranz und 
gegen Extremismus“ an, das seit 2010 in Dresden umgesetzt wurde. 
Mit dem Lokalen Handlungsprogramm hat sich die Stadt am Bun-
desprogramm „Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, 
Gewalt und Menschenfeindlichkeit“ sowie am Landesprogramm 
„Weltoffenes Sachsen für Demokratie und Toleranz“ beteiligt. 

„Wir entfalten Demokratie“ steht und wirbt für ein demokrati-
sches Miteinander, für Pluralität und eine Kultur des gegenseitigen 
Respekts in Dresden. Es formuliert Ziele und Maßnahmen, um das zu 
erreichen. Das Programm dient zum einen als verbindliche Grund-
lage für die Arbeit der Stadtverwaltung mit ihren Ämtern und Eigen-
betrieben. Zum anderen sind die Einwohnerinnen und Einwohner 
sowie die zivilgesellschaftlichen Initiativen aufgefordert, aktiv an der 
Umsetzung des Programms und am Erreichen der Ziele mitzuwirken. 
Dafür vergeben wir über das Lokale Handlungsprogramm Fördermit-
tel an Dresdner Organisationen, Vereine und Verbände. Die dann 
Projekte umsetzen, die den Zielen des Programms dienen und De-
mokratie in Dresden aktiv stärken.  Dazu gehört auch die Schaffung 
einer neuen Dialog- und Debattenkultur. Basis dafür sind die Men-
schenrechte, gegenseitiger Respekt, Wertschätzung und die Akzep-
tanz von Unterschiedlichkeit. Unser Ziel ist ein gutes Miteinander in 
einer gemeinsamen vielfältigen und weltoffenen Stadtgesellschaft.

Dirk Hilbert
Oberbürgermeister der
Landeshauptstadt Dresden
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Beschlussausfertigung

LANDESHAUPTSTADT DRESDEN  
BESCHLUSSAUSFERTIGUNG 

Stadtrat (SR/042/2017)

Sitzung am: 	 07.09.2017

Beschluss zu:	 V1566/17

Gegenstand:

„Wir entfalten Demokratie. Lokales Handlungsprogramm für ein vielfältiges und weltoffenes Dresden” (2017–2022) 

Beschluss:

1.	 Der Stadtrat  beschließt das Programm “Wir entfalten Demokratie. Lokales Handlungsprogramm für ein vielfältiges  und weltoffenes 
Dresden” in Nachfolge des Lokalen Handlungsprogramms für Demokratie und Toleranz und gegen Extremismus.

2.	 Der Stadtrat  beschließt die Umbenennung der externen  Fachsteile in “Externe Fachsteile für das Lokale Handlungsprogramm “Wir  
entfalten Demokratie” der Landeshauptstadt Dresden”.

3.	 Alle Maßnahmen des Programms “Wir  entfalten Demokratie. Lokales Handlungsprogramm für ein vielfältiges und weltoffenes Dresden” 
sind innerhalb der den Geschäftsbereichen im jeweiligen Haushaltsplan zur Verfügung stehenden Mittel umzusetzen.

Dresden, 11. September 2017

Dirk Hilbert
Vorsitzender
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Das Lokale Handlungsprogramm  
für ein vielfältiges und weltoffenes 
Dresden in einfacher Sprache

Am 7. September 2017 beschloss der Dresdner Stadtrat das „Lokale 
Handlungsprogramm für ein vielfältiges und weltoffenes Dresden“. 
Der folgende Text fast das Wichtigste des Programms in einer leicht 
verständlichen Sprache zusammen. Das Lokale Handlungsprogramm 
richtet sich an alle interessierten Einwohnerinnen und Einwohner 
der Stadt Dresden. 

1	 Einführung

Demokratie, Vielfalt und Weltoffenheit  – dafür stehen die Stadt 
Dresden und alle an der Erarbeitung des Programmes Beteilig-
ten. Aus der Vergangenheit wissen wir, dass Demokratie, Respekt 
und ein menschenwürdiger Umgang miteinander nicht selbstver-
ständlich sind, sondern erarbeitet und gelebt werden müssen. Das 
zeigen auch die Erfahrungen der letzten Jahre in Dresden. Demo-
kratiefeindliche Einstellungen, vielfältige Benachteiligungen, men-
schenfeindliches Denken und Handeln, Hass bis hin zu Gewalt sind 
sichtbar geworden. Das Miteinander in der Stadt, aber auch das 
Bild Dresdens in Deutschland und der Welt wird dadurch stark be-
einflusst. Stadtverwaltung, Politik, aber auch die Gemeinschaft der 
Einwohnerinnen und Einwohner sind somit vor große Aufgaben 
gestellt. Gemeinsamer Respekt, die Achtung von Menschenwürde, 
Weltoffenheit und die Wertschätzung von Verschiedenheit sind die 
Voraussetzungen, um in einer vielfältigen Gesellschaft gut miteinan-
der auszukommen. Nur so kann eine neue Kultur des Miteinanders 
geschaffen werden. Das Lokale Handlungsprogramm hat Ziele und 
Maßnahmen definiert, um dieses Anliegen in Dresden schrittweise 
umzusetzen. Verantwortlich dafür sind neben der Stadtverwaltung 
auch die Dresdnerinnen und Dresdner selbst. 

Das Lokale Handlungsprogramm ist in mehrere Abschnitte un-
terteilt: Zuerst wird kurz auf dessen Entstehung und frühere Ziele 
eingegangen. Danach beschreibt es die gesellschaftliche und poli-
tische Situation in Dresden und benennt aktuelle Probleme. Ein 
wichtiger Punkt ist dabei die Protestbewegung „Pegida“. Da an der 
Erstellung des Lokalen Handlungsprogramms viele Personen und 
Organisationen mitwirkten, werden im folgenden Kapitel deren Er-
wartungen und Wünsche an das Programm genannt. Weiterhin wer-
den kurz Verpflichtungen, die sich aus anderen wichtigen Plänen der 
Stadtverwaltung ergeben, vorgestellt. Danach beschreibt das Pro-
gramm ausführlich die Ziele, Bereiche und Maßnahmen der Demo-
kratieförderung und nennt die jeweils für die Umsetzung der Ziele, 
Verantwortlichen und Kooperationspartner. Schließlich werden die 
wichtigsten Mitwirkenden bei der Umsetzung des Programms und 
ihre Aufgaben vorgestellt. 

Die Ziele des Programms und die Aufgaben müssen nun in den 
folgenden Jahren von der Stadtverwaltung umgesetzt werden. Auch 

die Organisationen, Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt Dres-
den sollen an der Umsetzung der Ziele mitwirken. 

2	 Ziele des Lokalen Handlungsprogramms 
für ein vielfältiges und weltoffenes 
Dresden

Das Lokale Handlungsprogramm formuliert als wichtigstes Ziel: 
„Dresden ist eine vielfältige und weltoffene Stadt, in der Werte wie 
Demokratie, Zusammenhalt, gemeinsamer Respekt und Wertschät-
zung gelebt werden.“ Es beschreibt, wie wir, die Einwohnerinnen 
und Einwohner Dresdens, zusammen leben wollen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden vier Bereiche formuliert, 
die viele Themen abdecken:

�� die Stärkung des demokratischen Gemeinwesens,
�� der Abbau von Erscheinungsformen Gruppenbezogener Men-

schenfeindlichkeit und von Extremismus,
�� der Ausbau von politischer Bildung einschließlich historisch-

politischer Bildung,
�� die Verbesserung der gesellschaftlichen Integration hin zur in-

klusiven Gesellschaft.

Diese vier Themen wurden mit Teilzielen und konkreten Maßnah-
men unterlegt. Außerdem wurden Verantwortliche für die Umset-
zung und wichtige Kooperationspartner benannt. 

2.1	 Stärkung eines demokratischen Gemeinwesens

Demokratie ist die Basis unseres Zusammenlebens. Demokratie be-
deutet, dass alle Menschen gleiche Rechte und Pflichten haben. Eine 
funktionierende Demokratie braucht Teilhabe. Das bedeutet, dass 
die Einwohnerinnen und Einwohner unsere Stadt und unser Zusam-
menleben selbst aktiv mitgestalten. Das Lokale Handlungsprogramm 
will dazu beitragen, dass sich mehr Menschen für die Stärkung von 
Demokratie, Weltoffenheit und für unser Zusammenleben einbrin-
gen können. Zu unserem demokratischen Miteinander gehören 
auch gemeinsamer Respekt und eine faire, gute Diskussionskultur. 
So kann man trotz unterschiedlicher Sichtweisen miteinander spre-
chen und zusammen Lösungen finden. 

Das Lokale Handlungsprogramm möchte die Demokratie in 
Dresden stärken und weiterentwickeln. Es will Maßnahmen fördern, 
welche die nötigen Rahmenbedingungen für mehr Teilhabe schaf-
fen. Außerdem sollen Projekte gefördert werden, die demokratische 
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Werte und Fähigkeiten vermitteln. Dazu gehört auch die Fähigkeit, 
unterschiedliche Ansichten zu respektieren und darüber fair mitei-
nander zu sprechen.

Bis 2022 sollen mit dem Lokalen Handlungsprogramm daher 
zum Beispiel folgende Maßnahmen umgesetzt werden: 

�� Öffentlichkeitsarbeit und Beratung der Dresdnerinnen und 
Dresdner, wie man Demokratie und Gesellschaft in Dresden ak-
tiv mitgestalten kann,

�� Planung und Durchführung von jährlichen Demokratiekonfe-
renzen. 

2.2	 Abbau von Erscheinungsformen Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und von Extremismus

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit meint die Abwertung von 
Personen oder Gruppen, die anders als die Mehrheit sind. Men-
schenfeindlichkeit richtet sich zum Beispiel gegen Ausländer, Juden, 
Muslime, Menschen mit Behinderungen oder Obdachlose. Dadurch 
werden diese Menschen benachteiligt und können nicht gleich-
berechtigt am gesellschaftlichen Leben teilnehmen. Extremismus 
bezeichnet besonders radikale Einstellungen und Haltungen gegen-
über Anderen, zur Politik und Gesellschaft. Menschenfeindlichkeit 
und Extremismus verhindern Demokratie und Weltoffenheit. 

Das Lokale Handlungsprogramm will Maßnahmen und Projekte 
zur Vorbeugung und zum Abbau von Menschenfeindlichkeit und 
Extremismus fördern. Es geht darum, Vorurteile zu beseitigen und 
die gemeinsame Verständigung und Anerkennung zu stärken. Dafür 
braucht es die Stadtverwaltung und Politik, aber auch das Engage-
ment aller Einwohnerinnen und Einwohner Dresdens.

Im Lokalen Handlungsprogramm sollen bis 2022 daher fol-
gende Maßnahmen umgesetzt werden:

�� Aufbau und Ausbau von Unterstützungsangeboten für Perso-
nen, die von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und 
Benachteiligung betroffen sind,

�� regelmäßige Beteiligung der Stadtverwaltung an den „Internati-
onalen Wochen gegen Rassismus“.

2.3	 Ausbau von politischer Bildung einschließlich historisch-
politischer Bildung

Durch politische Bildung soll das demokratische Denken und Han-
deln gestärkt und die Feindlichkeit gegenüber bestimmten Gruppen 
abgebaut werden. Dazu gehört auch, wichtige Ereignisse unserer 
Geschichte, zum Beispiel den zweiten Weltkrieg und den National-
sozialismus, in den Blick zu nehmen. Ziel ist es, aus der Geschichte 
für die Gegenwart zu lernen. Dadurch können demokratische Fähig-
keiten und die Sensibilität für Menschenrechte und Benachteiligung 
gestärkt werden. Zur politischen Bildung gehört es auch zu lernen, 
wie man sich in die Gesellschaft einbringen und sie selbst mitgestal-
ten kann. Es geht außerdem darum, andere Haltungen und Lebens-
weisen akzeptieren und schätzen zu lernen. Nicht zuletzt soll poli-
tische Bildung helfen, über wichtige Dinge, die unsere Gesellschaft 
betreffen, diskutieren zu können und dabei Fairness, Respekt und 
Menschenwürde zu wahren. 

Bis 2022 sollen mit dem Lokalen Handlungsprogramm zum Bei-
spiel folgende Maßnahmen umgesetzt werden: 

�� Entwicklung und Durchführung von leicht zugänglichen Veran-
staltungen der politischen Bildung,

�� Entwicklung und Unterstützung moderner Maßnahmen in den 
Stadtteilen, um besser miteinander zu reden, auch bei unter-
schiedlichen Meinungen. 

2.4	 Verbesserung von gesamtgesellschaftlicher Integration hin 
zur inklusiven Gesellschaft

Dresden gibt es nicht ohne Vielfalt. Alle Menschen in Dresden sol-
len sich hier wohl fühlen und gleichberechtigt zusammenleben. 
Alle Einwohnerinnen und Einwohner, egal welchen Alters und Ge-
schlechts, welcher Volksgruppe, welcher religiösen, kulturellen und 
sozialen Zugehörigkeit und Überzeugung müssen die gleichen Chan-
cen haben, sich am öffentlichen Leben zu beteiligen. Niemand darf 
benachteiligt werden oder nicht dazu gehören, weder aufgrund von 
Herkunft, Lebensalter, Geschlecht, sexueller Orientierung, Krank-
heit, Behinderung oder des Lebensstils. Das bedeutet, dass wir Un-
terschiedlichkeit nicht nur akzeptieren müssen. Es heißt auch, die 
Vorteile von Unterschiedlichkeit schätzen zu lernen. Menschen und 
Gruppen, die benachteiligt sind, sollen besonders unterstützt wer-
den. 

Die Stadtverwaltung Dresden soll bis 2022 zum Beispiel fol-
gende Maßnahmen umsetzen:

�� Öffentlichkeitsarbeit zu den Möglichkeiten von gesellschaftli-
cher Vielfalt und Inklusion,

�� stärkeres Einbeziehen von Personen, die von Benachteiligung 
betroffen oder bedroht sind (z. B. Menschen mit Behinderun-
gen, Migrantinnen und Migranten) in öffentliche Beteiligungs-
prozesse und städtische Vorhaben. 

3	 Wichtige Mitwirkende und Partner des 
Lokalen Handlungsprogramms für ein 
vielfältiges und weltoffenes Dresden

3.1	 Interne Koordinierungsstelle 

Zuständig für die Umsetzung des Lokalen Handlungsprogramms 
einschließlich der Projekteförderung ist die interne Koordinie-
rungsstelle. In der Stadt Dresden ist sie beim Bürgermeisteramt 
angesiedelt. Dort arbeitet die Referentin für Demokratie und Zivil-
gesellschaft. Die interne Koordinierungsstelle ist u. a. verantwortlich 
für inhaltlich-fachliche Angelegenheiten des Lokalen Handlungs-
programms. Sie arbeitet dabei mit der externen Fachstelle, einem 
Begleitausschuss, anderen Einrichtungen und gesellschaftlichen 
Partnern zusammen. Sie fördert und begleitet das Engagement von 
ehrenamtlich tätigen Einwohnerinnen und Einwohnern und unter-
stützt sie bei der Entwicklung von Netzwerken zur Demokratiestär-
kung. Außerdem ist die interne Koordinierungsstelle zuständig für 
die Beantragung, Weitergabe und Abrechnung von Fördermitteln. 
Auch die Öffentlichkeitsarbeit und Bekanntmachung des Lokalen 
Handlungsprogramms werden durch die Koordinierungsstelle ge-
steuert. Die interne Koordinierungsstelle organisiert außerdem öf-
fentliche Veranstaltungen wie die jährliche Demokratiekonferenz. 
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3.2	 Externe Fachstelle 

Die externe Fachstelle ist bei einem Verein, der Projektschmiede 
gGmbH, angesiedelt. Sie ist zuständig für die Beratung von interes-
sierten Einwohnerinnen und Einwohnern, Vereinen und Bündnissen 
zum Lokalen Handlungsprogramm und zur Projektförderung. Die 
externe Fachstelle unterstützt die interne Koordinierungsstelle und 
ist Geschäftsstelle des Begleitausschusses. Sie ist das Bindeglied zwi-
schen Stadtverwaltung, der Gemeinschaft der Einwohnerinnen und 
Einwohner und zwischen Organisationen. Die Fachstelle übernimmt 
Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit und macht das Lokale Hand-
lungsprogramm, aber auch geförderte Projekte in der Stadt bekannt. 
Außerdem plant und organisiert sie Veranstaltungen.

3.3	 Begleitausschuss

Der Begleitausschuss entscheidet über die Vergabe von Fördermit-
teln. Außerdem berät er die interne Koordinierungsstelle und die 
externe Fachstelle bei der Umsetzung des Lokalen Handlungspro-
gramms. Vorsitzender des Begleitausschusses ist der Oberbürger-
meister. Im Begleitausschuss arbeiten auch andere Personen aus 
verschiedenen Ämtern der Dresdner Stadtverwaltung mit. Die meis-
ten Mitglieder des Begleitausschusses gehören jedoch Initiativen 
und Vereinen an. Auch gibt es je einen Vertreter der Wissenschaft 
und für die Belange von Menschen mit Behinderungen. Der Begleit-
ausschuss trifft sich etwa fünf Mal im Jahr. 

3.4	 Jugendforum

Besonders Kinder und Jugendliche sollen an Demokratie und der 
Stärkung von Vielfalt und Weltoffenheit mitwirken. Deshalb soll 
über das Lokale Handlungsprogramm ein Jugendforum eingerichtet 
werden. Dieses Forum soll von Kindern und Jugendlichen selbst or-
ganisiert und geleitet werden. Dabei werden sie vom Kinderbüro der 
Stadt Dresden unterstützt. Den Kindern und Jugendlichen werden 
eigene Gelder in einem Jugendfonds zur Verfügung gestellt. Sie kön-
nen damit selbst kleinere Projekte entwickeln und umsetzen. 

Ausblick

Das Lokale Handlungsprogramm will die Basis für eine neue, de-
mokratische Kultur des Miteinanders schaffen. Werte wie Weltof-
fenheit, Respekt, und die Wertschätzung von Vielfalt müssen aktiv 
gelebt werden, um Dresden für alle zu einem lebenswerten Ort zu 
machen. Es ist Aufgabe der Stadtverwaltung, die Ziele und Maßnah-
men in den kommenden Jahren umzusetzen. Daneben braucht es 
den Einsatz aller Einwohnerinnen und Einwohner sowie der Dresd-
ner Initiativen und Vereine. Sie alle können dazu beitragen, Demo-
kratie in Dresden zu entfalten und zu leben. 
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Dresden als Mitglied der  
Europäischen Städtekoalition  
gegen Rassismus

Im Juni 2016 hat sich der Dresdner Stadtrat mit Beschluss A0167/15 
für eine Mitgliedschaft der Landeshauptstadt Dresden in der Euro-
päischen Städtekoalition gegen Rassismus ausgesprochen. Dabei 
handelt es sich um ein auf die Initiative der UNESCO zurückgehen-
des Netzwerk aus über 130 Städten, die sich gemeinsam für die Prä-
vention und den Abbau von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Diskriminierung einsetzen.

Ziel des internationalen Bündnisses ist es, Stadtgesellschaften 
zu gestalten, die ihren Bewohnerinnen und Bewohnern, gleich wel-
cher ethnischen, nationalen, religiösen oder sozialen Zugehörigkeit, 
ein Leben in Würde und Gerechtigkeit ermöglichen. 

Im November 2016 wurde die Landeshauptstadt Dresden vom Len-
kungsausschuss der UNESCO-Städtekoalition gegen Rassismus als 
neues Koalitionsmitglied bestätigt. 

Mit ihrem Beitritt verpflichtet sich die Landeshauptstadt Dres-
den zur Umsetzung eines eigenen Maßnahmekatalogs gegen Ras-
sismus. Dieser basiert auf dem folgenden, für alle Mitgliedsstädte 
verbindlichen „10-Punkte-Aktionsplan“: 

�� Verstärkte Wachsamkeit gegenüber Rassismus
�� Bewertung der örtlichen Situation und der  

kommunalen Maßnahmen
�� Bessere Unterstützung für die Opfer von  

Rassismus und Diskriminierung
�� Bessere Beteiligungs- und Informationsmöglichkeiten  

für die Bürgerinnen und Bürger
�� Die Stadt als aktive Förderin gleicher Chancen
�� Die Stadt als Arbeitgeberin und Dienstleitsterin
�� Chancengleichheit auf dem Wohnungsmarkt
�� Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung  

durch Bildung und Erziehung
�� Förderung kultureller Vielfalt
�� Rassistische Gewalttaten und Konfliktmanagement

 Kooperations-Urkunde der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus
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Vorwort

Im März des Jahres 2016 trafen sich rund 70 engagierte Dresdne-
rinnen und Dresdner aus Zivilgesellschaft, Politik und Verwaltung 
auf Einladung des Oberbürgermeisters Dirk Hilbert anlässlich der 
„Konferenz der Stadtgesellschaft“ zur Fortschreibung des „Lokalen 
Handlungsprogramms für Demokratie und Toleranz und gegen Ex-
tremismus“ der Landeshauptstadt Dresden. Zwei Tage lang wurden 
Schwerpunkte, Zielstellungen und Maßnahmen (sogenannte „Leit-
planken“) für ein neues Lokales Handlungsprogramm erarbeitet. Zu 
den vielen wichtigen Impulsen der Teilnehmenden gehörte unter 
anderem der Wunsch, den Titel des Handlungsprogramms zu ver-
ändern, um die gewählte Programmatik bereits bei der Namenswahl 
enger mit den Zielstellungen und Handlungsfeldern des fortge-
schriebenen Handlungsprogramms zu verknüpfen. Mit dem neuen 
Titel „Wir entfalten Demokratie. Lokales Handlungsprogramm für 
ein vielfältiges und weltoffenes Dresden“ wurde diesem Wunsch 
Rechnung getragen. 

Weitere Grundlagen des Fortschreibungsprozesses stellten zum 
Beispiel die Ergebnisse des Projektes „Zukunftsstadt“ sowie eine 
ausführliche Auseinandersetzung mit der Entwicklung von Gruppen-
bezogener Menschenfeindlichkeit, politisch bzw. extremistisch mo-
tivierter Straftaten und antidemokratischen Bewegungen auf Basis 
aktuell erschienener Studien, Statistiken und Berichte im Zeitraum 
2010 bis 2016 mit Bezug zu Sachsen und Dresden durch das Büro 
der Integrations- und Ausländerbeauftragten dar. 

Gerade die vergangenen 24 Monate haben gezeigt, wie deut-
lich sich weltpolitische Ereignisse und bundespolitische Entschei-
dungen auf das kommunale Handeln vor Ort auswirken können. 
Dresden bildet hier keine Ausnahme und ist Teil des Einwanderungs-
landes Deutschland. Daher wurde im Fortschreibungsprozess auf 
eine enge Verzahnung des Lokalen Handlungsprogramms mit dem 
„Integrationskonzept 2015 bis 2020“, den Schwerpunktsetzungen 
des Oberbürgermeisters zur Integration der Geflüchteten, mit dem 
neu zu entwickelnden „Zehn-Punkte-Aktionsplan“ der UNESCO-
Städtekoalition gegen Rassismus sowie mit dem städtischen Gleich-
stellungsaktionsplan und dem Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention gelegt. 

Vielfalt und Weltoffenheit auf Basis von Demokratie und Teil-
habe zu leben, erfordern gesellschaftlichen Zusammenhalt, ge-
genseitigen Respekt und Wertschätzung des „Andersseins“. Dies 
lässt sich einer Stadtgesellschaft nicht per Stadtratsbeschluss oder 
Dekret verordnen. Vielmehr ist Jede und Jeder im täglichen Han-
deln gefragt, ob als Privatperson, Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer, 
Führungskraft oder als Person mit politischer Verantwortung, einen 
Beitrag zur Umsetzung dieses Anspruchs zu leisten. Dafür müssen 
gegebenenfalls Einstellungen, ob bewusst oder unbewusst, sowie 
lieb gewordene Routinen kritisch hinterfragt und bei Notwendigkeit 
verändert werden. Das vorliegende Handlungsprogramm benennt 
mit genau dieser Intention ein Leitziel sowie handlungsfeldbezogen 
differenzierte Mittler- und Handlungsziele. 

Die im Lokalen Handlungsprogramm beschriebenen Maßnah-
men sind direkt an die Stadtverwaltung, ihre Fachämter, Fachbe-
reiche und Eigenbetriebe adressiert. Sie bilden den kommuna-
len Beitrag zur Zielerreichung bis 2020. Alle Dresdnerinnen und 
Dresdner mit und ohne Migrationshintergrund, alle genannten 
staatlichen, gesellschaftlichen, politischen Akteurinnen und Ak-
teure sowie die Dresdner Zivilgesellschaft sind zur Mitgestaltung 
der aufgeführten Maßnahmen und zur Entfaltung weiterer Akti-
vitäten zur Zielerreichung aufgerufen! Abschließend der Hinweis, 
dass alle im Lokalen Handlungsprogramm aufgeführten Maßnah-
men innerhalb der den Geschäftsbereichen der Stadtverwaltung 

im jeweiligen Haushaltsplan zur Verfügung gestellten Mittel um-
zusetzen sind. 

Der Dank sei an dieser Stelle an alle gerichtet, die zur Ent-
stehung des Lokalen Handlungsprogramms beigetragen haben. 
Zu nennen sind die zahlreichen Beteiligten an der Konferenz der 
Stadtgesellschaft, dem Projekt „Zukunftsstadt“, weiteren program-
matischen Konferenzen, die Mitglieder des Begleitausschusses des 
Lokalen Handlungsprogramms, die Beschäftigten der Externen Fach-
stelle, des Kulturbüros Sachsen e. V., weitere interne Partnerinnen 
und Partner in Fachämtern und Fachbereichen der Stadtverwaltung 
sowie des Dresdner Stadtrates, bei freien Trägern und Behörden 
und nicht zuletzt alle Einwohnerinnen und Einwohner mit und ohne 
Migrationshintergrund, die sich an der öffentlichen Diskussion des 
Entwurfs im Herbst 2016 beteiligten.

Lokales Handlungsprogramm für Demokra-
tie und Toleranz und gegen Extremismus in 
Dresden 2009 bis 2016 – ein Überblick 

Am 29. Oktober 2009 verabschiedete der Dresdner Stadtrat das „Lo-
kale Handlungsprogramm für Demokratie und Toleranz und gegen 
Extremismus“ (V0170/09). Damit wurde die Stadtverwaltung auch 
mit der regelmäßigen Fortschreibung des Programms beauftragt. 
Seit Anfang 2010 wird das Lokale Handlungsprogramm in Dresden 
umgesetzt. Dazu gehören u. a. die Bereitstellung von bisher jährlich 
150.000  Euro kommunaler Mittel für die Tätigkeit einer externen 
Fachstelle, verschiedene Projekte von Vereinen, Initiativen etc. sowie 
für Studien und eine wissenschaftliche Begleitung des Programms. 

Seither trafen der Stadtrat bzw. dessen beschließender Aus-
schuss für Allgemeine Verwaltung, Ordnung und Sicherheit mehrere 
ergänzende Entscheidungen zur Umsetzung und Fortschreibung des 
Lokalen Handlungsprogramms. 

Im Jahr 2011 erließ die Oberbürgermeisterin die „Einheitliche 
Fachförderrichtlinie der Landeshauptstadt Dresden zur Förderung 
von Maßnahmen für das „Lokale Handlungsprogramm für Toleranz 
und Demokratie und gegen Extremismus“ (LHP) und für den „Lo-
kalen Aktionsplan“ (LAP)  – (FördRL LAP/LHP)“. Diese wurde in der 
Folgezeit mehrfach aktualisiert und angepasst. Seit 2011 konnten re-
gelmäßig weitere Fördermittel auf Bundes- und Landesebene für die 
Umsetzung des Lokalen Handlungsprogramms generiert werden.

Im November 2010 wurde festgeschrieben, in Umsetzung des 
Lokalen Handlungsprogramms eine externe „Fachstelle zur Förde-
rung von Zivilcourage, Toleranz und Demokratie“ in freier Träger-
schaft einzurichten. Gleichzeitig wurde die Berufung einer Steu-
erungsgruppe (später als Begleitausschuss oder BGA bezeichnet) 
entschieden (Beschluss A0284/10). Die externe Fachstelle wurde zu-
nächst beim Hatikva e. V., ab dem Jahr 2013 bei der Projektschmiede 
gGmbH eingerichtet. Dem Begleitausschuss gehören seither Vertre-
terinnen und Vertreter aus dem Ämternetzwerk der Stadtverwal-
tung, aus der Wissenschaft sowie der Zivilgesellschaft an.

Im Jahr  2012 entstand die Idee, die weitere Ausrichtung des 
Lokalen Handlungsprogramms auf Grundlage einer Zukunftskon-
ferenz zu planen. Mit Zustimmung des Begleitausschusses wurde 
eine Konferenz zum Lokalen Handlungsprogramm im April 2013 
realisiert, an der Vertreterinnen und Vertreter des Stadtrats, zivilge-
sellschaftlicher Organisationen, von Hochschulen, Trägern usw. teil-
nahmen und weitere Zielstellungen des Programms ausarbeiteten, 
die im Nachgang vom Begleitausschuss und vom Stadtrat bestätigt 
wurden. Vom 2009 formulierten Leitziel des Lokalen Handlungspro-
gramms – „Demokratie, Solidarität und Toleranz sind bestimmende 
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Werte für die Dresdnerinnen und Dresdner“ – ausgehend, wurden 
vier Handlungsfelder in Verbindung mit einem Mittlerziel entwickelt:
1.	 Demokratieentwicklung  – Lebendige Demokratie entwickeln 

durch Fördern und Fordern von Mitsprache und Beteiligung, 
um so positives menschliches Handeln und Motivation für En-
gagement zu stärken.

2.	 Erinnerungskultur  – Erinnerungskultur verlangt Orte für eine 
offene Debatte, die mehrere Perspektiven zulässt und in der 
die Selbstreflexion der eigenen Positionen be- und gefördert 
werden.

3.	 Inklusion – die Zielsetzung von Inklusion bewusst machen, in-
dem Menschen von uns in unterschiedlichen Lebenslagen aktiv 
eingebunden und vernetzt sind.

4.	 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF)  – GMF als 
gesamtgesellschaftliches Problem erkennen und Ungleichwer-
tigkeitsvorstellungen bei uns allen abbauen.

Für die einzelnen Handlungsfelder bzw. Mittlerziele wurden wiede-
rum relevante Handlungsziele benannt. Dieser Schwerpunktsetzung 
entsprechend galt es, verfügbare Mittel primär zur finanziellen För-
derung von Maßnahmen in den benannten Handlungsfeldern zu 
verwenden (Beschluss V2586/13 vom 21.11.2013). Angeregt wurde 
darüber hinaus, dass es für Projekte, die sich nachhaltig entwickelt 
haben, dauerhafte Fördermöglichkeiten geben sollte, um erfolgrei-
che, dem Bedarf entsprechende Angebote regelmäßig durchführen 
zu können. 

Im März 2014 beauftragte der Stadtrat die Oberbürgermeis-
terin erneut, Grundlagen für eine Fortschreibung des Lokalen 
Handlungsprogramms auf der Basis der Ergebnisse eines Zukunfts-
kongresses vorzulegen (Beschluss A0771/13). Im November 2015 
erteilte der Stadtrat dem Oberbürgermeister den nochmaligen 
Auftrag zur Erneuerung, Fortschreibung und zukunftsfesten Ausrich-
tung des Lokalen Handlungsprogramms (Beschluss V0450/15). Noch 
für das Jahr 2015 wurde die Durchführung eines Zukunftskongresses 
beschlossen, auf dem inhaltliche Kriterien und Ziele für den weite-
ren Fortschreibungsprozess erarbeitet werden sollten (Beschluss 
V0450/15). Diese „Konferenz der Stadtgesellschaft zur Fortschrei-
bung des ‚Lokalen Handlungsprogramms für Demokratie und Tole-
ranz und gegen Extremismus der Landeshauptstadt Dresden‘“ fand 
im März 2016 unter Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern 
der Zivilgesellschaft, Verwaltung, Wissenschaft, Kultur, Trägern und 
Initiativen statt. Darauf aufbauend wurde im April 2016 mit der Fort-
schreibung durch die Inhaberin der neu eingerichteten Stelle „Refe-
rentin/Referent für Demokratie und Zivilgesellschaft“, die eng an das 
Büro der Integrations- und Ausländerbeauftragten gekoppelt ist, be-
gonnen. Die Referentin übernimmt ab 2017 auch die Aufgaben der 
internen Koordinierungsstelle im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“ 

Im Juni 2016 sprach sich der Stadtrat für eine Mitgliedschaft 
der Stadt Dresden in der UNESCO-Städtekoalition gegen Rassismus 
aus (Beschluss A0167/15, SR/026/2016) und beauftragte den Ober-
bürgermeister, den hierfür erforderlichen Antrag beim Lenkungsaus-
schuss des „Vereins Europäische Städtekoalition gegen Rassismus 
e. V.“ zu stellen, die Mitgliedschaft in der Stadt Dresden öffentlich be-
kannt zu machen, gesellschaftliche Akteurinnen und Akteure zusam-
menzuführen und zu unterstützen, die diese Mitgliedschaft mit Le-
ben erfüllen und gemeinsam mit ihnen Maßnahmen zur Umsetzung 
des „Zehn-Punkte-Aktionsplans“ zu entwickeln und durchzuführen.

1.	 Betrachtungen zur Entwicklung 
Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, dargestellt 
am Beispiel Pegida und politisch bzw. 
extremistisch motivierter Straftaten  
in der Landeshauptstadt Dresden  
2010 bis 2016 – eine Zusammenfassung

Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit1, antidemokratische 
Einstellungen und Handlungen wie auch eine wachsende Zahl von 
politisch und insbesondere rechtsextremistisch motivierten Straf-
taten bis hin zu Gewaltexzessen haben sich in den letzten Jahren 
und Monaten negativ auf das soziale Klima in der Landeshauptstadt 
Dresden, den gesellschaftlichen Zusammenhalt und auch die bun-
des- und europaweite Wahrnehmung der Stadt ausgewirkt. Men-
schenfeindliche Haltungen, vor allem die Ablehnung und Anfeindung 
von Migrantinnen und Migranten, geflüchteten und asylsuchenden 
Menschen, Musliminnen und Muslimen, aber auch Facetten sexisti-
scher, homophober Einstellungsmuster und ein Beanspruchen von 
Vorrechten etablierter Bevölkerungsgruppen gegenüber anderen 
prägen spürbar das alltägliche Miteinander im Stadtraum, öffentli-
che Debatten und teils auch politische Diskurse. 

Insbesondere beeinflusst auch Pegida als Protestbewegung 
neuen Stils das politische und soziale Klima in Dresden und Sach-
sen. Seit zwei Jahren spricht die Bewegung mit ihren Inhalten und 
Forderungen eine Mitte der Gesellschaft an und mobilisiert diese, 
indem sie teils fest in der Gesellschaft verankerte rassistische und 
religiöse Vorurteilsstrukturen bedient. Vornehmlich richtet sich Pe-
gida gegen eine angeblich drohende „Islamisierung“ und „kulturelle 
Überfremdung“ in Deutschland durch eine unkontrollierte Zuwan-
derung sowie die in dieser Hinsicht vermeintlich verfehlte Politik 
der Regierenden. Dabei dominieren nicht differenzierte Argumente, 
sondern von Aversionen und Ressentiments geprägte emotionale 
Pauschalisierungen (vgl. Pfahl-Traughber 02.02.2015)2. 

Damit bildet Pegida auch die weit in der Gesellschaft verwur-
zelten fremdenfeindlichen, rassistischen und nationalistischen Res-
sentiments ab. Obwohl es sich nach überwiegender Auffassung bei 
Pegida nicht um eine per se rechtsextreme, sondern eher rechtspo-
pulistische „Empörungsbewegung“ handelt (Vorländer et al. 2016), 
macht sie die Ausbreitung Gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit in der Bevölkerung deutlich und trägt dazu bei, diese weiter zu 
verfestigen. So werden bei Pegida neben den o. g. Positionen auch 

1	 Das Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit, das auf Wilhelm 
Heitmeyer zurückgeht und im Kontext einer Langzeitstudie entwickelt wurde, 
geht davon aus, dass es sozial schwache Gruppen gibt, die von Angehörigen der 
jeweiligen Mehrheitsgesellschaft mit Vorurteilen belegt und daher abgewertet wer-
den. Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit umfasst demnach die folgenden 
Elemente: Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Antisemitismus, Islamophobie, die 
Abwertung von Sinti und Roma, Sexismus, Homophobie, die Abwertung von 
Asylsuchenden, von Langzeitarbeitslosen, von Menschen mit Behinderungen und 
von Obdachlosen sowie Etabliertenvorrechte (vgl. Institut für interdisziplinäre Kon-
flikt- und Gewaltforschung (2011). Deutsche Zustände. Das entsicherte Jahrzehnt. 
Presseinformation zur Präsentation der Langzeituntersuchung Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit. Verfügbar unter: https://www.unibielefeld.de/ikg/Hand-
out_Fassung_Montag_1212.pdf (Zugriff 09.05.2016)

2	 Pfahl-Traughber, A. (02.02.2015). Pegida – eine Protestbewegung zwischen Ängs-
ten und Ressentiments. Eine Analyse aus der Sicht der Bewegungs-, Extremismus- 
und Sozialforschung. Verfügbar unter: http://www.bpb.de/politik/extremismus/
rechtsextremismus/200901-inpegida-eine-protestbewegung-zwischen-aengsten-
und-ressentiments (Zugriff 23.06.2016)
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offen ablehnende Einstellungen gegenüber Homo- und Transsexuel-
len sowie dem Gender Mainstreaming artikuliert. 

In personeller und motivationaler Hinsicht ist Pegida Erhebun-
gen zufolge keine einheitliche Bewegung. Die Tatsache, dass es sich 
nach überwiegender Auffassung bei den mit Pegida Sympathisieren-
den mehrheitlich nicht um die extremen bzw. extremistischen Rand-
gruppen der Bevölkerung handelt und diese nur einen marginalen 
Teil der Bewegung stellen, zeigt deutlich, dass fremdenfeindliche, 
rassistische und nationalistische Ressentiments in der Gesellschaft 
stark verbreitet sind und antidemokratische Haltungen bis weit in 
die bürgerliche Mitte der Gesellschaft reichen. 

Die dem zu Grunde liegenden Einstellungsmuster und Aus-
grenzungsbestrebungen existieren nicht nur innerhalb der Dresdner 
Bevölkerung. Dass aber hier eine Bewegung wie Pegida derartige 
Mobilisierungserfolge verzeichnen konnte, liegt in einem Aufeinan-
dertreffen gegenwärtiger gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen 
und Herausforderungen und bestimmter politisch-kultureller Gege-
benheiten, ostdeutscher Prägungen und Mentalitäten und spezifi-
schen Merkmalen der Dresdner Stadtgesellschaft begründet. Dazu 
gehören einerseits Verunsicherungen über die eigene Lebenslage 
und die der kommenden Generation, Ängste vor einem sozialen Ab-
stieg und um die eigene Zukunft, die zunehmende Spaltung der Ge-
sellschaft sowie ein erheblicher Vertrauensverlust in die Politik und 
diejenigen, die sie repräsentieren. Dazu kommen eine Art „sächsi-
scher Chauvinismus“, der mit einer „Selbsterhöhung der eigenen 
Gruppe“ und der Beanspruchung von „Etabliertenvorrechten“ ein-
hergeht sowie ein über Generationen hinweg gepflegter „Opfermy-
thos“. Dieser beruht auf der Überzeugung, unschuldig Opfer histo-
rischer Ereignisse geworden zu sein, wirkt bis heute nach und wird 
instrumentalisiert (Vorländer et al. 2016, S. 144)3.

Auch wenn Pegida zwischenzeitlich längst nicht mehr die an-
fänglichen Teilnehmendenzahlen erreicht, kann sie „als Gefahr für 
die Demokratie oder als Symptom ihrer Degeneration interpretiert 
werden, da sie in einem pathologischen Verhältnis zur demokrati-
schen Ordnung steht“ (Vorländer et al. 2016, S. 145)4. Dies geht mit 
einem parallelen Anstieg von politisch und insbesondere rechtsex-
tremistisch motivierten Straftaten in Dresden und Sachsen einher. 

Bei all den problematischen Entwicklungen in Dresden ist es 
aber auch wichtig zu betonen, dass sich hier in den letzten Mona-
ten aktive, von der Bevölkerung getragene Bündnisse und Initiativen 
etabliert haben, die Demokratie und Weltoffenheit vorleben, men-
schenverachtenden Ideologien und Handlungen entgegentreten 
und sich auf vielfältige Art und Weise ehrenamtlich für geflüchtete 
Menschen und die Gestaltung eines offenen, menschenrechtsorien-
tierten Gemeinwesens engagieren. Ein handlungsweisendes Fazit 
einer repräsentativen Studie der Technischen Universität Dresden 
zum Thema Asyl ist aber auch, dass ein großer Teil der Dresdner Be-
völkerung zwar für eine offene Willkommenskultur steht, es jedoch 
eine große Gruppe der „unentschlossenen Mitte“ gibt, die keine po-
litische Position bezieht. Laut den Autoren der Studie müssen diese 
Menschen von der Politik und der Zivilgesellschaft verstärkt in den 
Blick genommen, für die Situation Asylsuchender sensibilisiert und 

3	 Vorländer, H., Herold, M. & Schäller, S. (2016). Pegida. Entwicklung, Zusammen-
setzung und Deutung einer Empörungsbewegung. Wiesbaden: Springer VS

4	 Vorländer, H., Herold, M. & Schäller, S. (2016). Pegida. Entwicklung, Zusammen-
setzung und Deutung einer Empörungsbewegung. Wiesbaden: Springer VS

als Zielgruppe politischer Bildung begriffen werden (vgl. Kulturbüro 
Sachsen e. V. 2015, S. 12)5.

Wichtig bleibt es, tragfähige Lösungen zum Umgang mit Pegida 
sowie rechtspopulistischen und fremdenfeindlichen Strömungen zu 
entwickeln, um der Ausbreitung menschenfeindlichen Gedanken-
guts und Handelns wirksam zu begegnen. Neben klaren politischen 
Reaktionen braucht es dabei vor allem eine starke, demokratische 
Zivilgesellschaft, die aufgeklärt und couragiert allen Formen von 
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie Diskriminierung 
und Ausgrenzung entgegen tritt. Daneben gehören der Ausbau von 
politischen Teilhabe- und Mitgestaltungskompetenzen und der bis-
lang unterentwickelten konstruktiven, fairen Debattenkultur zu den 
zentralen Schwierigkeiten bzw. Herausforderungen im Prozess der 
weiteren Gestaltung eines demokratischen Gemeinwesens. Diese 
Aufgabe, vor die Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt ebenso 
gestellt sind wie Organisationen, Institutionen und Verwaltung, er-
scheint nur lösbar, wenn hierfür erforderliche Voraussetzungen ge-
schaffen sind. Diese liegen wesentlich in der Verbesserung und dem 
Ausbau von Angeboten der politischen Bildung, der gezielten För-
derung von Dialog und Diskurs sowie der Unterstützung zivilgesell-
schaftlicher Initiativen und Bündnisse, die sich für die Stärkung von 
Demokratie engagieren. Angezeigt ist damit die Notwendigkeit diffe-
renzierter, mehrdimensionaler Diskussionen, Konzepte und Interven-
tionsstrategien, die sich den bestehenden Problemen widmen und 
dabei die gesellschaftlichen und auch lokalen Kontextbedingungen 
berücksichtigen. Das heißt, dass künftige Maßnahmen zur Bekämp-
fung fremdenfeindlicher, diskriminierender, antidemokratischer Hal-
tungen und Handlungen auch die gegenwärtigen sozialen Desinteg-
rationsprozesse und kollektiven Ängsten sowie Vorurteilen mit ihren 
Ursachen in den Blick nehmen müssen und diesen auch ein Platz im 
demokratischen und politischen Diskurs eingeräumt werden sollte, 
dessen zentrale Basis das universelle Menschenrechtsprinzip ist.. 
Gleichzeitig gilt es, sich allen gesellschaftlichen Gruppierungen zuzu-
wenden, die in den einschlägigen Studien als Träger fremdenfeind-
licher und antidemokratischer Einstellungen identifiziert, jedoch 
bislang eher selten Adressaten bzw. Adressatinnen von Maßnahmen 
politischer Bildung wurden. Sie gilt es, verstärkt anzusprechen und 
am gesellschaftlich-politischen Diskurs zu beteiligen. Dafür bedarf 
es neben geeigneten, ggf. aufsuchenden Aktivitäten der politischen 
Bildung auch Gesprächsformate, deren elementare Grundlagen die 
universellen Menschenrechte und staatlich garantierten Grund-
rechte sind. Die Fortschreibung des Lokalen Handlungsprogramms 
soll diesen Aspekten mit ihrer inhaltlichen Schwerpunktsetzung, den 
Zielstellungen und Maßnahmen Rechnung tragen.6

5	 Kulturbüro Sachsen e. V. (2015). Eine gespaltene Stadt. Positionen der Dresdner 
Bevölkerung zum Thema Asyl. Verfügbar unter: http://www.qucosa.de/filead-
min/data/qucosa/documents/19722/Studie_Asyl_Dresden_2015-2.pdf (Zugriff: 
02.06.2016)

6	 Die ausführliche Analyse der Entwicklung von Gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit, politisch bzw. extremistisch motivierter Straftaten und antidemokratischen 
Bewegungen und Einstellungen in Dresden ist unter dem Titel „Das ist unsere 
Stadt. Wir haben die älteren Anrechte!“ – Betrachtungen zur Entwicklung Grup-
penbezogener Menschenfeindlichkeit und politisch bzw. extremistisch motivierter 
Straftaten in der Landeshauptstadt Dresden 2010 bis 2016 erschienen. 
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2.	 Erwartungen der Stadtgesellschaft 
an ein weltoffenes, von Akzeptanz 
geprägtes und demokratisches Dresden 

Im Rahmen einer beteiligungsorientierten Arbeit am Lokalen Hand-
lungsprogramm war es ein wesentliches Anliegen, sich für den Fort-
schreibungsprozess nicht nur auf die wissenschaftlich analysierten 
und öffentlich sichtbaren Herausforderungen in Dresden zu bezie-
hen, sondern auch die Meinungen, Vorstellungen und Empfehlun-
gen von Aktiven der Zivilgesellschaft, z. B. freier Träger sowie inte-
ressierter Einwohnerinnen und Einwohner, von Vertreterinnen und 
Vertretern der kommunal Verantwortlichen sowie von Beteiligten 
aus Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur aufzugreifen. In 
mehreren Konferenzen, Werkstätten, Arbeitskreisen etc. wurde sich 
teils explizit, teils implizit mit für die Fortschreibung relevanten Fra-
gestellungen auseinandergesetzt. 

Darüber hinaus fanden Zuarbeiten der externen Fachstelle zur 
Förderung von Zivilcourage, Toleranz und Demokratie sowie ver-
schiedener kooperierender und interessierter Akteurinnen und Ak-
teure in der Fortschreibung Beachtung. Sämtliche Anregungen und 
Empfehlungen beziehen sich auf die inhaltliche Ebene des Hand-
lungsprogramms und auf das mit ihm verknüpfte kommunale För-
derprogramm.

Weitere Ressourcen waren u. a. wissenschaftliche Befunde 
und Analysen sowie relevante fachliche Expertisen von Verbänden, 
Stiftungen und anderen Organisationen. Als Resultat bleibt festzu-
halten, dass sich das Lokale Handlungsprogramm als gemeinsamer 
Prozess versteht und in demokratischer Mitwirkung und Aushand-
lung beteiligter Akteurinnen und Akteure weiterentwickelt und um-
gesetzt werden muss.

2.1	 Ergebnisse des Projektes „Zukunftsstadt“

Mit diesem Projekt nimmt die sächsische Landeshauptstadt am 
Wettbewerb „Zukunftsstadt“ des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (BMBF) teil. Ziel ist, die Stadt in den unterschiedlichs-
ten Bereichen und mit einer intensiven Bürgerbeteiligung nachhaltig 
und lebenswert zu gestalten. In einer kooperativen Zusammenarbeit 
von Kommune, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft soll 
die zukünftige Entwicklung der Stadt durch initiierte bzw. umge-
setzte Projekte positiv gestaltet und den globalen Herausforderun-
gen begegnet werden. 

Dresden soll dadurch nicht nur lebenswerter, sondern auch 
eine Stadt mit Vorbildcharakter werden. Neben Themen wie Res-
sourcen- und Flächennutzung, menschenwürdiger Wohnraum und 
Klimaschutz markieren vor allem gesellschaftliche Probleme und der 
soziale Zusammenhalt wichtige Zukunftsherausforderungen. Somit 
ergeben sich auch bedeutsame Anknüpfungspunkte für das Lokale 
Handlungsprogramm.

Im Projekt konnten von September 2015 bis Februar 2016 über 
1.200 Meinungen und Visionen aus der Dresdner Zivilgesellschaft 
gesammelt, ausgewertet und in erste Zukunftskonzepte übersetzt 
werden7. 

7	 Landeshauptstadt Dresden (Februar 2016). Zwischenbericht zum Zukunftsstadt-
Projekt der Landeshauptstadt Dresden im BMBF-Wettbewerb. Verfügbar unter: 
http://www.dresden.de/media/pdf/zukunftsstadt/Zwischenergebnisse-Zukunfts-
stadt-Dresden-Februar2016.pdf (Zugriff 23.05.2016). 

Im Rahmen einer Abfrage, welche Themen den Einwohnerin-
nen und Einwohnern Dresdens besonders wichtig sind, zeigte sich, 
dass vor allem Aspekte des sozialen Zusammenhalts (z. B. „mehr 
Toleranz“, „mehr Lebensqualität“, „contra Rechts“, „mehr Frieden“ 
usw.) neben Themen, die sich eher auf die räumliche Umwelt und 
das Wohnen beziehen (z. B. „bezahlbarer Wohnraum“, „mehr Sicher-
heit“, „mehr Barrierefreiheit“ etc.) relevant sind. Es sind aber auch 
bildungsbezogene Themen (z. B. „höhere Bildungsqualität“) sowie 
Fragen der Partizipation (z. B. „mehr Bürgerbeteiligung“), welche für 
die Befragten bedeutsam sind8.

In verschiedenen Workshops wurden Visionen für die wei-
tere Stadtentwicklung erarbeitet, Zukunftsprojekte konzipiert und 
dabei zentrale, die Vorstellungen einer Zukunftsstadt prägende 
Themenpfade identifiziert. Auch hier wurden mehrere Themen-
pfade sichtbar, die in Diskussionen und Veranstaltungen wiederholt 
präsent waren und Verknüpfungen zum Lokalen Handlungspro-
gramm aufweisen. Zu diesen gehören insbesondere: „Zusammen-
leben“, „Mehrgeneration“, „neue Kultur“, „Nachbarschaft/Kiez“, 
„partizipative Stadtentwicklung“, „Streitkultur“ sowie „nachhaltige 
Kooperation“9.

Bei der Anfang 2016 stattgefundenen „Zukunftsspinnerei“ ging 
es um Fragen des sozialen Zusammenlebens, die Integration von 
Neuhinzuziehenden in die Stadtgesellschaft, die Entwicklung hierfür 
notwendiger Organisationen und Aktivitäten, die Vernetzung unter-
schiedlicher kultureller Milieus und die Identität der Stadt. Vorge-
stellt, zusammengetragen und weiterentwickelt wurden diesbezüg-
lich Ideen und Visionen, unter anderem: 

�� „Viele Milieus sind eine Stadtgesellschaft“: Inhalt ist das Leit-
bild einer inklusiven Gesellschaft, in der Vielfalt normal und 
eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe für alle Men-
schen möglich ist. Umgesetzt werden soll die Vision einer in-
klusiven, pluralen Stadtgesellschaft beispielsweise durch eine 
interkulturelle Öffnung von Verwaltung und Bildungsträgern 
sowie Mehrsprachigkeit, integrative und interkulturelle Wohn-
formen und Begegnungsmöglichkeiten in unterschiedlichen Le-
bensbereichen. 

�� „Dresden schafft Partizipation“: Diese Vision richtet sich an 
Politik, Verwaltung, Medien sowie alle Einwohnerinnen und 
Einwohner unterschiedlicher Generationen sowie sozialer und 
kultureller Hintergründe und zielt auf die Herstellung einer 
inklusiven Beteiligungskultur, die frühzeitig und in den unter-
schiedlichsten Lebens- und auch Bildungsbereichen durch die 
Politik und die Verwaltung unterstützt wird. 

�� „Dresden spricht, tanzt und begegnet sich“: Durch möglichst 
niedrigschwellige Begegnungsmöglichkeiten, (auch zweckfreie) 
Kommunikation, Bürgerdialoge, Feste und Feiern sollen Men-
schen aller Generationen und Milieus zusammengebracht und 
damit eine Basis für ein gelingendes Zusammenleben geschaf-
fen werden. 

�� „Mitgestaltbare Lebensräume“: Diese Vision umfasst neben 
ökologischen Zielsetzungen auch die Vorstellung der Einbin-
dung und Vernetzung der Dresdner Zivilgesellschaft, Kunst- und 
Kulturszene, lokalen Wirtschaft, urbanen Gartenbewegung usw. 

�� „Inklusives Gründungszentrum“: Diese Idee zielt auf die In-
klusion von Menschen mit Behinderungen, Migrationshinter-

8	 Landeshauptstadt Dresden (Februar 2016). OPEN CITY DRESDEN. Zwischen-
bericht zum Zukunftsstadt-Projekt der Landeshauptstadt Dresden im BMBF-Wett-
bewerb. Verfügbar unter: http://www.dresden.de/media/pdf/zukunftsstadt/Zwi-
schen-ergebnisse-Zukunftsstadt-Dresden-Februar2016.pdf (Zugriff 23.05.2016). 

9	 A. a. O.
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grund oder aus prekären sozialen Verhältnissen sowie ältere 
Einwohnerinnen und Einwohner, die durch eine entsprechende 
Vernetzung und ein Zusammenwirken von Stadtverwaltung, lo-
kaler Wirtschaft, Zivilgesellschaft sowie von Vereinigungen und 
Verbänden und Einrichtungen der sozialen Arbeit besser in die 
Gesellschaft integriert und zur Beteiligung an Planungs- und 
Entscheidungsprozessen befähigt werden sollen. 

�� „Hightech und savoir vivre“: Hinter dieser eher ökologisch ge-
prägten Vision steht die Vorstellung eines Mentalitätswechsels 
für Dresden. Werte und Errungenschaften wie Kunst, Kultur, 
eine starke wirtschaftlich-technische Basis sowie der Stolz der 
Bevölkerung auf ihre Stadt bleiben erhalten. Die Sensibilität der 
Menschen, wie auch der Wirtschaft für die Belange des Natur- 
und Umweltschutzes sind gestärkt. 

�� „Dresden: Prototypenzentrum für die Welt“: Alle Menschen 
in Dresden sowie Verwaltung, Politik, Wirtschaft und Forschung 
bündeln ihr Wissen, ihre Fähigkeiten und Ressourcen in einem 
Haus der Kompetenzen, um lokale und regionale Aufgaben zu 
lösen, aber auch Lösungen für globale Probleme nach außen zu 
exportieren10. 

Die innerhalb der ersten Projektphase gesammelten Meinungen 
und Visionen wurden gebündelt und in einen „Fünf-Punkte-Plan“ 
übersetzt. Ein wesentlicher Leitgedanke war dabei die Einbettung 
der verschiedenen Handlungsfelder in „eine Kultur des respektvol-
len Miteinanders und des Meinungsaustausches“11. Den Handlungs-
feldern muss auch in der Fortschreibung des Lokalen Handlungspro-
gramms Aufmerksamkeit zukommen:

1.	 Selbstverantwortung: In Dresden herrscht eine Vielfalt der 
(Sub-)Kulturen auf Basis einer „Kultur des respektvollen Mitein-
anders“. Jeder nimmt dies als „Win-Win-Situation“ wahr. 

2.	 Nachbarschaftliche Verantwortung: Das Leben in Dresden ist 
kein anonymes Dasein, sondern ein nachbarschaftliches Mitei-
nander in allen Stadtteilen.

3.	 Regionale Verantwortung: Die Stadt zeichnet eine Wider-
standsfähigkeit gegenüber Krisen und negativen Einflüssen aus. 
Dazu gehören regionale Extremsituationen wie z. B. Hochwas-
ser genauso wie globale Krisen. 

4.	 Gesellschaftliche Verantwortung: Entscheidungsprozesse in 
der Stadt basieren auf einer „Kultur der Bürgerbeteiligung“, die 
europaweit Vorbild-Charakter hat. Demokratische Umgangsfor-
men bestimmen das respektvolle Miteinander.

5.	 Globale Verantwortung: Dresden richtet sein lokales Handeln 
an den globalen Herausforderungen und den UN-Nachhaltig-
keitszielen aus.

Mit Blick auf die Fortschreibung des Lokalen Handlungsprogramms 
zeigt die Arbeit des Projektes, dass die Potenziale, die Lebensqualität 
und Integrationsfähigkeit Dresdens für alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner nur durch ein Miteinander von Zivilgesellschaft, Verwaltung, 
Politik und Wirtschaft verbessert werden können. Insbesondere gilt 
es, bürgerschaftliches Engagement zu inspirieren, zu fördern und 
anzuerkennen und so eine neue Beteiligungskultur zu etablieren, so 
dass alle Einwohnerinnen und Einwohner die Stadt gemeinsam als 

10	 Vgl. Fotodokumentation des Zukunftsspinnerei-Workshops am 04.02.2016 in 
Dresden sowie http://zukunftsstadt-dresden.de/dresden-2030-mehr-mut-weniger-
angst (Zugriff 24.05.2016)

11	 Landeshauptstadt Dresden (13.05.2016). Dresdens „Fünf-Punkte-Plan“ für 
die Zukunft. Verfügbar unter: http://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/
pressemitteilungen/2016/05/pm_033.php (Zugriff 23.05.2016) 

mündige Personen gestalten. Zentral ist ein respektvoller, partner-
schaftlicher und demokratischer Umgang von Menschen aller Gene-
rationen, (Herkunfts-)Kulturen und Religionen.

2.2	 Ergebnisse der „Konferenz der Stadtgesellschaft zur 
Fortschreibung des Lokalen Handlungsprogramms“

Am 18. und 19. März 2016 fand die „Konferenz der Stadtgesellschaft 
zur Fortschreibung des ‚Lokalen Handlungsprogramms für Demo-
kratie und Toleranz und gegen Extremismus der Landeshauptstadt 
Dresden‘“ statt. Unter Beteiligung von etwa 70 Aktiven aus Zivilge-
sellschaft, Politik und Verwaltung wurde darüber diskutiert, wie es 
angesichts der aktuellen und kommenden gesellschaftlichen Her-
ausforderungen gelingen kann, gegenseitige Akzeptanz, Demokra-
tie, ein respektvolles, von gegenseitiger Wertschätzung geprägtes 
Miteinander aller Menschen und eine Vielfalt wertschätzende Ge-
sellschaft zu fördern und Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 
sowie Demokratieverletzungen abzubauen. Es war ein wesentliches 
Anliegen der Konferenz, aus den Ergebnissen der Workshops und 
Diskussionsrunden wichtige Informationen, Anregungen und zu den 
o. g. Themenbereichen zu gewinnen, die als Leitgedanken für die 
Fortschreibung dienen sollen. 

Im Zentrum der Veranstaltung standen neben den wesentlichs-
ten, für das Lokale Handlungsprogramm richtungsweisenden, das 
Zusammenleben prägenden gesellschaftlichen Veränderungen fol-
gende Themenkomplexe: 

Beurteilung des bestehenden Lokalen Handlungsprogramms

Das Lokale Handlungsprogramm konnte im bisherigen Verlauf die 
beurteilenden Personen insgesamt überzeugen. Es wird als wichti-
ges Instrument gesehen, um Akteurinnen und Akteure sowie vielfäl-
tige Projekte und Maßnahmen zu fördern, die sich für die Verbesse-
rung der politischen Bildung und Kultur, für Akzeptanz, Demokratie, 
Respekt und den Abbau von Erscheinungsformen Gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit einsetzen. Die Förderbedingungen und 
die Kooperation mit der externen Fachstelle sind aus Sicht der Be-
teiligten positiv. Die 2013 erarbeiteten Handlungsfelder, Mittlerziele 
und Handlungsziele sollten beibehalten, jedoch weiterentwickelt, 
werden.

Als notwendig wird eine Anpassung des Programms an die ak-
tuellen politischen und gesellschaftlichen Veränderungsprozesse in 
Sachsen und Dresden und an bestehende soziale Probleme gesehen. 
Dies bezieht sich sowohl auf inhaltliche Aspekte des Handlungspro-
gramms als auch auf die Projektförderung. Darüber hinaus werden 
insbesondere die Förderung von wirksamen Kommunikations- und 
Beteiligungsformaten, eine bessere Kooperation beteiligter Akteu-
rinnen und Akteure sowie Träger und der Abbau von Konkurrenzsi-
tuationen sowie eine verstärkte, zielgerichtete Öffentlichkeitsarbeit 
und Evaluation als notwendig erachtet.

Maßnahmen zum Abbau  
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit

Die Ergebnisse der Konferenz zeigen, dass Ansätze und Maßnah-
men, die auf die Eindämmung und Prävention von Erscheinungs-
formen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit zielen, einen 
Schwerpunkt in der Fortschreibung des Handlungsprogramms dar-
stellen sollten, dem sowohl Stadtverwaltung und Politik als auch die 
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Zivilgesellschaft Rechnung tragen müssen. Als elementar wird ein 
klares Bekenntnis von Politik, Verwaltung und Vertreterinnen und 
Vertretern der Zivilgesellschaft gegen menschenfeindliche und an-
tidemokratische Haltungen in der Gesellschaft und allen Bereichen 
des öffentlichen Lebens erachtet. Es geht darum, eine Auseinander-
setzung mit Ideologien der Ungleichwertigkeit und Menschenfeind-
lichkeit zu führen, sichtbaren Rassismus und Diskriminierungen in 
den verschiedenen Lebens- und auch Arbeitsbereichen zu benen-
nen und sich klar sowie ggf. auch mit repressiven Maßnahmen 
dagegen zu positionieren, um die soziale Integration aller Einwoh-
nerinnen und Einwohner wie auch eine demokratische Kultur des 
Zusammenlebens in allen Bereichen des Alltags zu fördern. Vom 
Oberbürgermeister und der Stadtverwaltung wird erwartet, dass 
sie eine Vorbildfunktion wahrnehmen und durch gute Beispiele 
voran gehen. Gemäß dem Motto „Gemeinsam lernen, gemeinsam 
arbeiten, gemeinsam leben“ gilt es, Integrationsstrukturen in der 
Kommunalverwaltung und im Gemeinwesen zu schaffen, um für Mi-
grantinnen und Migranten, aber auch für von sozialem Ausschluss 
bedrohte Gruppen bessere Möglichkeiten der sozialen Zugehö-
rigkeit und Teilhabe zu schaffen. Der Festigung und Unterstützung 
von zivilgesellschaftlichen Strukturen, Ehrenamtsbündnissen und 
Beteiligungsmöglichkeiten, insbesondere auch für zugewanderte 
Menschen, kommt dabei eine hohe Bedeutung zu. Zudem bedarf 
es kontinuierlicher, präventiv wirkender Informations-, Aufklärungs- 
und Bildungsarbeit, die auch fachlich qualifiziert sein muss.

Maßnahmen zur Verhinderung einer weiteren Spaltung  
der Gesellschaft

Bestehende soziale Ungleichheiten sollen abgebaut und Beteili-
gungs- sowie Chancengerechtigkeit verstärkt gefördert werden. 
Das heißt, für alle Menschen soll ein fairer und gerechter Zugang zu 
Ressourcen gewährleistet sein. Differenzen in den Bereichen soziale 
Integration bzw. Inklusion sollen durch eine zielgerichtete Investition 
in und Unterstützung von sozialen, kulturellen und Bildungsangebo-
ten ausgeglichen werden. Insbesondere muss der Schaffung bzw. 
dem Ausbau von niedrigschwelligen Gelegenheiten der Begegnung 
und Kommunikation hohe Priorität eingeräumt werden. Kunst, Kul-
tur, Sport, Foren und Gesprächsmöglichkeiten im lokalen Nahraum 
werden als geeignete Plattformen angesehen. Es bedarf u. a. eines 
konstruktiven Dialogs zwischen den Einwohnerinnen und Einwoh-
nern unterschiedlicher sozialer Gruppen und Interessenlagen sowie 
zwischen Gesellschaft, Politik und Stadtverwaltung, um die Bedarfe 
und Interessen der gesamten Bevölkerung berücksichtigen und zu 
gemeinwohlorientierten und inklusionsfördernden Ergebnissen zu 
kommen. Ebenso erforderlich sind auch aufsuchende und aktivie-
rende Formate und Projekte, die insbesondere marginalisierten und 
artikulationsschwachen Gruppen Gehör und Partizipationsmög-
lichkeiten verschaffen. Notwendig ist zudem die Etablierung einer 
Kommunikations- und Streitkultur, die Meinungspluralismus und 
konstruktiven Dissens möglich macht und dabei Menschenwürde 
und demokratische Grundwerte schützt. Das wiederum setzt eine 
innovative, aktivierende politische Bildungsarbeit voraus, die früh-
zeitig und zielgruppenübergreifend demokratische Handlungs- und 
Partizipationskompetenzen fördert.

Schaffung von niedrigschwelligen Angeboten politischer Bildung 
durch die Stadtverwaltung gemeinsam mit der Zivilgesellschaft

Politische Bildung soll Schlüsselkompetenzen auf dem Weg zu einer 
mündigen Bürgerschaft und demokratischen Gesellschaft vermitteln. 
Dazu zählt neben dem Erwerb von Kenntnissen politischer, wirt-
schaftlicher und gesellschaftlicher Zusammenhänge und grundle-
genden historisch-politischen Wissens insbesondere die Befähigung 
zu politischer Urteils- und Handlungsfähigkeit. Es geht also darum, 
politische und gesellschaftliche Ereignisse und Entwicklungen analy-
sieren und beurteilen sowie Meinungen und Interessen formulieren 
und im Dialog mit anderen angemessen vertreten zu können. 

Politische Bildung soll in allen Lebensphasen und Bereichen des 
Alltags, der Ausbildung, Arbeit und Freizeit verankert werden und 
bereits im frühkindlichen und schulischen Bildungsbereich einset-
zen, um Demokratie und Beteiligung für Heranwachsende erfahrbar 
zu machen. Es gilt, ansprechende Methoden und Formate politi-
scher Bildung zu etablieren, die dort stattfinden, wo Kinder, Jugend-
liche und Erwachsene sind, also in Bildungs- und Freizeiteinrichtun-
gen, in Nachbarschaft und Gemeinwesen, in Vereinen, im Sport, 
aber insbesondere auch in sozialen Netzwerken. Wichtig erscheinen 
zudem Angebote von und mit verschiedenen Ämtern der Stadtver-
waltung sowie eine „Zusammenarbeit auf Augenhöhe“ zwischen Ak-
teurinnen und Akteuren der Verwaltung, Politik und Zivilgesellschaft 
etwa im Rahmen von Dialogforen oder Gesprächsrunden. Inhaltlich 
sollte sich politische Bildung vermehrt den Bereichen Wertevermitt-
lung, Förderung von Demokratie, Menschenrechten und Zivilcou-
rage sowie Stärkung von Beteiligung und Partizipation zuwenden, 
prozesshaft auf aktuelle Anliegen und Themen der Einwohnerinnen 
und Einwohner eingehen und verstärkt die Betroffenen-Perspektive 
berücksichtigen.

Herausforderungen für Stadtverwaltung, Kommunalpolitik und 
Zivilgesellschaft, wenn der Beitritt zur „UNESCO-Städtekoalition 
gegen Rassismus“ beschlossen wird 

Es bedarf einer engen Abstimmung mit den Inhalten und Zielen des 
Lokalen Handlungsprogramms. Die Bekämpfung von Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Diskriminierung wird als Querschnitts-
thema und gemeinsame Aufgabe von Oberbürgermeister, Stadtver-
waltung, Wirtschaftsunternehmen, öffentlichen Institutionen, Bil-
dungseinrichtungen und Zivilgesellschaft verankert. Notwendig sind 
nicht nur ein formales Bekenntnis zum „Zehn-Punkte-Aktionsplan“ 
der Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus, sondern kon-
krete und auch öffentlich sichtbare Maßnahmen, um rassistischen 
Einstellungen und Handlungen wirksam zu begegnen. Das schließt 
auch die Bereitstellung von finanziellen und personellen Ressour-
cen durch die Stadtverwaltung ein. Die Entwicklung von geeigneten 
Strukturen und Umsetzungsinstrumenten, etwa der Aufbau einer 
Stabsstelle, die Einrichtung von Beschwerdestellen für Betroffene 
von Rassismus und Diskriminierung sowie die Implementierung von 
Mentoring- und Multiplikatorenprogrammen zur Umsetzung des Ak-
tionsplanes wird als notwendig erachtet, ebenso eine bürgernahe 
Öffentlichkeitsarbeit, die auf Transparenz und Beteiligung zielt. Das 
übergeordnete Ziel aller Maßnahmen sollte sein, ein Bewusstsein 
für Menschenrechte und ein diskriminierungsfreies Handeln in der 
Gesellschaft zu verankern. Im Sinne der Qualitätssicherung sind 
Maßnahmen und Aktivitäten zu evaluieren und/oder wissenschaft-
lich zu begleiten. 
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Daraus resultierende notwendige Anpassungen  
am Lokalen Handlungsprogramm 

Es wurde festgestellt, dass sich Inhalte und Maßnahmen des Lokalen 
Handlungsprogramms verstärkt und prozesshaft an aktuellen ge-
sellschaftlichen Entwicklungen und Problemen ausrichten müssen, 
wobei der Abbau Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, die 
Förderung von Demokratie, sozialer Inklusion und die Stärkung von 
Akzeptanz und Wertschätzung zentrale Anknüpfungspunkte darstel-
len. Von einer ausschließlichen Fokussierung auf das Extremismus-
konzept wurde abgeraten, weil es nur auf die „extremen“ Ränder 
der Gesellschaft zielt und damit vernachlässigt, dass menschen-
feindliche, rassistische und diskriminierende Positionen auch in der 
Mitte der Gesellschaft existieren. Es wurde stattdessen empfohlen, 
über das Konzept der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit 
die breite Mehrheit der Bevölkerung in den Blick zu nehmen. Dem-
entsprechend wurde auch angeregt, den Titel des Handlungspro-
gramms anzupassen und eine programmatische Umbenennung vor-
zunehmen, die der neuen inhaltlichen Ausrichtung des Programms 
entspricht. 

Weitgehende Einigkeit bestand, dass sich das Lokale Hand-
lungsprogramm mit seinen Zielen und Inhalten an alle Einwohnerin-
nen und Einwohner und unterschiedlichen sozialen und kulturellen 
Gruppierungen richten soll. Vorgeschlagen wird eine klare inhaltli-
che Abgrenzung vom Integrationskonzept. 

Künftiger Handlungsbedarf wird auch in einer stärkeren Betei-
ligung der Verwaltung an der Umsetzung der Inhalte des Lokalen 
Handlungsprogramms sowohl intern als auch extern gesehen. Eine 
deutliche Positionierung des Oberbürgermeisters, der Ämter der 
Stadtverwaltung und der kommunalen Verwaltung und Politik zu In-
halten und Zielen des Programms wird als Basis für eine erfolgreiche 
Umsetzung betrachtet. Das Lokale Handlungsprogramm und der Be-
gleitausschuss sollten konkrete Forderungen an die Fachämter der 
Stadtverwaltung richten, um die Ziele auch verwaltungsintern um-
zusetzen sowie Ressourcen und Kompetenzen einzelner Ämter bzw. 
Fachbereiche zu mobilisieren. 

Elementar für die Umsetzung des Handlungsprogramms sind 
ausreichende Mittel für die Projektförderung. Es wird angeregt, 
mehr kleinere Initiativen und Projekte im Sinne einer besseren Brei-
tenwirkung zu fördern. Sowohl neue als auch etablierte, nachweis-
lich erfolgreiche „Gute-Praxis-Projekte“ sollen im Förderprogramm 
berücksichtigt werden. Auf eine bessere Präsentation und Bekannt-
machung geförderter Maßnahmen ist zu achten. 

Ein zentraler Schwerpunkt ist auf den weiteren Ausbau von Be-
teiligungsmöglichkeiten und zivilgesellschaftlichem Engagement zu 
legen. Es gilt, die hierfür nötige Infrastruktur auszubauen und eh-
renamtliche Arbeit sowie ehrenamtlich Arbeitende zu qualifizieren. 
Bestehende Strukturen und (beteiligte) Projekte sind besser zu ver-
netzen, um Synergieeffekte zu schaffen und Ressourcen zu bündeln. 
Ehrenamtliches Engagement sollte stärker gewürdigt werden, etwa 
durch finanzielle oder hauptamtliche Unterstützung. Vorgeschlagen 
wird in diesem Zusammenhang, die Qualifizierung von ehrenamtlich 
Tätigen aus Mitteln des Handlungsprogramms zu fördern. 

Eine hohe Bedeutung hat weiterhin der Begleitausschuss als 
steuerndes Gremium, der mit Vertreterinnen und Vertretern der Zi-
vilgesellschaft und mit Beteiligten aus verschiedenen kommunalen, 
staatlichen bzw. wissenschaftlichen Einrichtungen, Vereinen, Verbän-
den usw. ausgewogen besetzt sein sollte. Darüber hinaus wird für die 
externe Fachstelle eine regelmäßigere Berichterstattung zur Umset-
zung des Handlungsprogramms und zu Resultaten geförderter Pro-
jekte angeregt. Gewünscht wird zudem eine vereinfachte Kommuni-
kation mit dem Begleitausschuss, etwa über eine Online-Plattform.

Ein besonderes Gewicht erhalten die Entwicklung und Imple-
mentierung einer neuen Dialog-, Debatten- und Streitkultur. Es sol-
len Auseinandersetzungen angeregt werden, die zur Reflexion über 
Wert- und Zielvorstellungen in der Dresdner Zivilgesellschaft bei-
tragen, es ermöglichen, Visionen für die weitere gemeinsame Ge-
staltung der Stadt zu entwickeln und die Akzeptanz wie auch Wert-
schätzung vielfältiger Lebensstile und Kulturen zu fördern. Hierfür 
müssen hierarchiefreie und geschützte Räume bereitgestellt wer-
den, in denen Begegnungen von Einwohnerinnen und Einwohnern, 
Politik und Verwaltung und ein freier Diskurs zu politischen und die 
Stadtentwicklung betreffenden Themen stattfinden können, der 
dann seine Grenzen hat, wenn Grundrechte verletzt werden. Dazu 
ist es nötig, Regeln und geeignete Formate zu etablieren. Wichtig 
ist es, allen Gruppen in der Zivilgesellschaft Gehör zu verschaffen 
und auch randständige Gruppen sowie Migrantinnen und Migranten 
einzubinden und zur Teilhabe am politischen Diskurs zu befähigen. 

Damit in Zusammenhang steht auch die stetige Verbesserung 
der politischen Bildung, die durch eine stärkere finanzielle Förde-
rung auch von kleinen Angeboten und Projekten, insbesondere 
auch für Kinder und Jugendliche realisiert werden soll. Diese wie 
auch die Inhalte und Ziele des Lokalen Handlungsprogramms sollen 
verstärkt in Schulen, Einrichtungen der frühkindlichen Bildung und 
Jugendarbeit transportiert werden. Politische Bildung umfasst dabei 
mehr als die Schulung von Debattenkultur und Wertevermittlung. 
Mehrheitlich wird davon ausgegangen, dass politische Bildung auch 
geschichtliche Bildung ist und es einer Erinnerungskultur als Grund-
lage für Reflexion und zukünftiges Handeln bedarf. 

Es wird betont, dass die Umsetzung des Lokalen Handlungspro-
gramms im Fortschreibungszeitraum evaluiert werden muss. Dies 
soll dazu dienen, Bedarfe zu erkennen sowie Umsetzung und Um-
setzungsschwierigkeiten zu dokumentieren und daraus Handlungs-
erfordernisse für die weitere Prozesssteuerung abzuleiten. 

2.3	 Impulse aus weiteren Veranstaltungen

Anlässlich der „Strategiekonferenz der Dresdner Zivilgesellschaft 
zum Umgang mit Pegida“ Anfang 2016 wurde über Möglichkeiten 
des weiteren Handelns gegen die Protestbewegung und menschen-
feindliche Phänomene diskutiert. Generell wurde deutlich, dass 
gegen Gruppenbezogene Menschen- wie auch Demokratiefeindlich-
keit nicht nur lokal, sondern vor allem auch strukturell mit den ihnen 
zu Grunde liegenden Ursachen vorgegangen werden muss. 

Ein wesentliches Fazit für die Fortschreibung des Lokalen Hand-
lungsprogramms war, dass es im Kampf gegen fremdenfeindliche 
Einstellungen und Handlungen verstärkt darum gehen muss, die 
große Gruppe der bislang politisch Unbeteiligten aufzuschließen 
und einzubinden. Hierzu wird neben einer breiteren Vernetzung von 
zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und Akteuren auch eine gemein-
same Öffentlichkeitsarbeit von Initiativen, Organisationen etc. ange-
regt. Auf die Notwendigkeit einer verstärkten (politischen) Bildungs-
arbeit an Schulen und Universitäten wurde verwiesen. 

Der Workshop „Welche Beiträge leistet die Entwicklungspolitik 
für eine nicht-rassistische Gesellschaft?“ Anfang 2016 zeigte deut-
lich, dass die Arbeit gegen Rassismus und für Demokratisierung eng 
mit der Entwicklungspolitik verzahnt ist. In Bezug auf das Lokale 
Handlungsprogramm ergeben sich wichtige Anregungen dahinge-
hend, dass Rassismus nicht als „rechte Randerscheinung“, sondern 
als ein in allen gesellschaftlichen Schichten verankertes Phäno-
men wahrzunehmen ist. Das bedeutet, dass sich die Bekämpfung 
von Rassismus und Demokratiefeindlichkeit verstärkt auch dieser 
Gruppe zuwenden muss.
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Möglichkeiten der Begegnung helfen, Vorurteile und Rassismus 
abzubauen. Wichtige Potenziale dazu bieten auch eine bessere Ein-
bindung von Erfahrungen und Positionen von Menschen mit Migra-
tionshintergrund wie auch ihrer Selbstorganisationen in die weitere 
Ausgestaltung der Gesellschaft, in Förderinstitutionen oder die Er-
stellung von Vorschriften. Es muss auch darum gehen, nicht über 
Zugewanderte zu sprechen, sondern mit ihnen. Zugleich wurde da-
rauf verwiesen, dass Begegnungen immer auch kritisch reflektiert/
begleitet werden müssen, um der Gefahr vorzubeugen, Stereotype 
zu reproduzieren. 

Der Staat und die Kommunen sind mit ihren Strukturen sowie 
Akteurinnen und Akteuren gefordert, sich aktiv und öffentlich sicht-
bar gegen Rassismus und Rechtsextremismus zu positionieren. Es 
darf dabei aber nicht nur darum gehen, rassistisches Gedankengut 
in der Bevölkerung, rechtsextremistische Gruppierungen und All-
tagsrassismus zu benennen und zu bekämpfen, sondern auch insti-
tutionelle Formen von Diskriminierung, etwa in Behörden und staat-
lichen Institutionen, in den Blick zu nehmen. Ziel muss ebenso sein, 
die oft nicht direkt sichtbaren Formen von Benachteiligung durch 
etablierte Strukturen, Vorschriften und Handlungsweisen abzu-
bauen. Der Schutz und die Rechte von Betroffenen sind zu stärken. 

Eine weitere Forderung zielt auf den Ausbau von zivilgesell-
schaftlichem Engagement, das noch stärker in der bürgerlichen 
Mitte der Gesellschaft verankert werden muss. Die Nachbarschaft 
und das interkulturelle Miteinander auf lokaler Ebene sind hierfür 
wie auch für die Schaffung von Kontakt- und Begegnungsmöglich-
keiten von besonderer Bedeutung. Es gilt geeignete Methoden, In-
strumente und Ressourcen zu entwickeln, um vor Ort und in den 
Kommunen Vorurteile und Rassismus abzubauen. Notwendig sind 
nicht nur eine bessere Inklusion von Migrantinnen und Migranten in 
das Engagement gegen Rassismus, sondern auch eine verbesserte 
Ausbildung und Qualifizierung der Personen, die mit ihnen arbeiten. 

Für den Bereich der politischen Bildung wurde betont, dass 
diese sich stärker auf den schulischen Kontext und die Jugendarbeit 
konzentrieren müsse. Gefordert wird nicht nur eine Verankerung der 
Auseinandersetzung mit Rassismus in die schulische Bildung, son-
dern auch eine entsprechende Sensibilisierung und Qualifizierung 
von Lehrkräften und von in pädagogischen Arbeitsfeldern tätigen 
Personen. 

Letztlich darf es in der Arbeit gegen Rassismus und andere For-
men Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit nicht um ein bloßes 
Benennen und Anprangern von Missständen gehen, sondern um 
Empowerment, d. h. darum, alle Personen und/oder Organisationen, 
die mit Rassismus konfrontiert sind, zu ermächtigen, ihre Interessen 
zu artikulieren, die Menschenrechte wahrzunehmen und frei von 
Diskriminierungen leben zu können.

Durch eine Arbeitsgruppe zur Umsetzung des Integrations
konzeptes für Migrantinnen und Migranten 2015 bis 2020 wurde 
ebenfalls die Notwendigkeit einer Förderung von einer politischen 
Dialog- und Streitkultur betont. Darüber hinaus wurde eine Flexibi-
lisierung des Handlungsprogramms, gegebenenfalls in Verbindung 
mit einer laufenden wissenschaftlichen Begleitung bzw. Evaluation 
angeregt. Zur besseren Einbindung bisher nicht durch das Hand-
lungsprogramm erreichter Personen und Gruppen wurden geeig-
nete und insbesondere aufsuchende Ansätze und Methoden emp-
fohlen. Zur Qualitätssicherung sollten Standards erarbeitet und so 
auch eine mögliche missbräuchliche Verwendung von Fördermitteln 
vermieden werden. Beratende Strukturen aus den Stadtteilen gilt 
es, verstärkt einzubeziehen. Das Lokale Handlungsprogramms bzw. 
seine wesentlichen Zielsetzungen sollten mehrsprachig veröffent-
licht werden.

3.	 Verpflichtungen aus dem 1. Dresdner 
Gleichstellungs-Aktionsplan und dem 
Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention 

Im Hinblick auf die Zielstellungen des Lokalen Handlungsprogramms 
ergeben sich wesentliche Schnittmengen sowohl mit dem 1. Dresd-
ner Gleichstellungs-Aktionsplan als auch mit dem Aktionsplan zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention der Landeshaupt-
stadt Dresden. 

Der im März des Jahres 2015 vom Stadtrat beschlossene Ak-
tionsplan (Beschluss-Nr.  SR/008/2015) legt fest, dass die Landes-
hauptstadt Dresden die in der „Europäischen Charta für die Gleich-
stellung von Frauen und Männern auf lokaler Ebene“ niedergelegten 
Grundsätze innerhalb ihres Hoheitsgebiets umzusetzen hat. Dazu 
gehören u. a. 

�� die Gleichstellung von Frauen und Männern als Grundrecht, 
�� die Bekämpfung vielfältiger Diskriminierungen und Benachtei-

ligungen, um die Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
garantieren,

�� die ausgewogene Mitwirkung von Frauen und Männern an 
Entscheidungsprozessen als Grundbedingung einer demokrati-
schen Gesellschaft und

�� die Beseitigung von Geschlechterstereotypen,

womit auch einige wesentliche Zielstellungen des Lokalen Hand-
lungsprogramms umschrieben sind. Die im 1. Dresdner Gleichstel-
lungsaktionsplan12 aufgestellten Handlungsfelder Partizipation/
Demokratie und Bildung/Soziales mit ihren Artikeln „Kampf gegen 
Stereotype“, „Vielfältige Diskriminierungen oder Benachteiligungen“, 
„Rolle als Arbeitgeber“ und „Bildung und lebenslanges Lernen“ mit 
ihren untersetzenden Zielen und Maßnahmen bieten ebenfalls 
Anknüpfungspunkte an das Lokale Handlungsprogramm. Darüber 
hinaus sind dort wie auch im Gleichstellungsaktionsplan die Ver-
knüpfung der Zielstellungen mit dem Verwaltungshandeln und die 
Sensibilisierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der städti-
schen Verwaltung von zentraler Bedeutung. 

Auch in den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention 
liegen Anknüpfungspunkte für das Lokale Handlungsprogramm. Mit 
dem ersten Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention13 hat sich die Landeshauptstadt Dresden zum Gedanken 
der Inklusion bekannt, um die Maßgaben der Konvention umzuset-
zen und die Vision eines inklusiven Gemeinwesens mit Leben zu 
füllen. Folgende Werte, wurden bei der Fortschreibung des Aktions-
plans als grundlegend erachtet: 

�� Inklusion als Haltung
�� wertschätzende Kommunikation
�� Selbstbestimmung
�� Gleichberechtigung
�� Recht auf Partizipation
�� Anerkennung von Vielfalt als Wert 

12	 1. Dresdner Gleichstellungs-Aktionsplan. Verfügbar unter: https://www.dresden.
de/media/pdf/gleichstellung/Aktionsplan_Charta_DD.pdf (Zugriff 26.09.2016)

13	 Fortschreibung des Aktionsplanes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention in der Landeshauptstadt Dresden-Entwurf. Verfügbar unter: https://www.
dresden.de/media/pdf/behinderte/Entwurf_Fortschreibung_Aktionsplan_UN-
BRK.pdf (Zugriff 27.09.2016)

https://www.dresden.de/media/pdf/gleichstellung/Aktionsplan_Charta_DD.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/gleichstellung/Aktionsplan_Charta_DD.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/behinderte/Entwurf_Fortschreibung_Aktionsplan_UN-BRK.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/behinderte/Entwurf_Fortschreibung_Aktionsplan_UN-BRK.pdf
https://www.dresden.de/media/pdf/behinderte/Entwurf_Fortschreibung_Aktionsplan_UN-BRK.pdf
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Diese Prinzipien sind auch für das Lokale Handlungsprogramm rich-
tungsweisend und in allen Handlungsfeldern wie auch bei der Um-
setzung des Förderprogramms angemessen zu berücksichtigen. Zu-
dem trägt die Umsetzung der in beiden Dokumenten aufgeführten 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Lokalen Handlungs-
programms bei. 

4.	 Handlungsfelder, Ziele und Maßnahmen 
des Lokalen Handlungsprogramms

4.1	 Leitziel und Handlungsfelder 

Das lokale Handlungsprogramm formuliert weiterhin ein Leitziel und 
mehrere Handlungsfelder, an denen sich wiederum die konkreten 
Zielstellungen und Maßnahmen ausrichten. Das Leitziel stellt einen 
für das Selbstverständnis des Handlungsprogramms, die Erwartun-
gen für die zukünftige Gestaltung der Stadt und an das gemein-
schaftliche Zusammenleben wesentlichen Konsens dar. Gleichzeitig 
ist es mit den Handlungsfeldern, Mittler- und Handlungszielen die 
Grundlage für Projekte, die sich mit dem Handlungs- bzw. Förder-
programm verbinden. Während Leitziel und Handlungsfelder die 
grundsätzliche Ausrichtung des Handlungsprogramms abbilden und 
langfristig angelegt sind, verbinden die Mittlerziele die Handlungs-
felder mit den praxisorientierten Handlungszielen. Einzelne Maß-
nahmen und Projekte sollen dazu dienen, diese Ziele zu erreichen. 

Leitziel: 
Dresden ist eine vielfältige und weltoffene Stadt, in der Werte 
wie Demokratie, Zusammenhalt, gegenseitiger Respekt und 
Wertschätzung gelebt werden. 

Das Selbstverständnis Dresdens als ein weltoffenes Gemeinwesen, 
in dem Vielfalt nicht nur akzeptiert, sondern geschätzt und willkom-
men ist, entspricht der internationalen und kulturellen Rolle einer 
modernen Landeshauptstadt. Dresden soll als Stadt für alle Einwoh-
nerinnen und Einwohner und auch nach außen hin sichtbar offen für 
unterschiedliche Lebensentwürfe und  -formen sein und ein Ort, an 
dem sich Menschen unterschiedlicher kultureller, religiöser und so-
zialer Herkunft willkommen und anerkannt fühlen. Ein respektvoller, 
wertschätzender Umgang und gegenseitige Solidarität sollen selbst-
verständlich von allen Menschen im Alltag und in allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Miteinanders gelebt werden. 

Ausgrenzung, diskriminierendem, fremdenfeindlichem und ras-
sistischem Verhalten ist konsequent entgegen zu treten und weder 
in der öffentlichen Sphäre noch in kommunalen und institutionellen 
Strukturen Raum zu geben. Es darf in Dresden nicht hingenommen 
werden, dass Menschen aufgrund ihrer Herkunft, ihrer ethnischen 
Zugehörigkeit, ihrem Alter, Geschlecht oder Aussehen, ihrer Reli-
gion, sexuellen Orientierung oder wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Beeinträchtigungen eine aktive Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben verwehrt bleibt und sie diskriminiert, bedroht, angegrif-
fen, verfolgt oder gar getötet werden. 

Handlungsfeld 1: Stärkung eines demokratischen Gemeinwesens

In Dresden soll Demokratie praktisch gelebt werden. Ziel ist, dass für 
alle Menschen die aktive und selbstbewusste Mitbestimmung und 
Mitgestaltung des Gemeinwesens − also demokratische Teilhabe − 
nicht nur möglich, sondern selbstverständlich ist. Hierzu sind par-
tizipationsfördernde, demokratische Strukturen und Möglichkeiten 
des Kompetenzerwerbs zu schaffen, die Menschen unterschiedli-
chen Alters sowie sozialen, kulturellen, ethnischen und religiösen 
Hintergrunds zur Beteiligung an der Planung und Gestaltung ihrer 
Lebenswelt und ihrer Zukunft ermutigen, motivieren und befähigen. 

Neben jungen Menschen, denen frühzeitig relevante Beteili-
gungsmöglichkeiten aufzuzeigen sind und die entsprechende Fer-
tigkeiten zu entwickeln haben, sollen vor allem die bislang politik-
verdrossenen, demokratiefernen Personengruppen wieder für die 
Demokratie gewonnen werden. Auch Migrantinnen und Migranten 
sollen demokratische Werte und Prinzipien vermittelt und ihr Inte-
resse an aktiver Teilhabe gefördert werden. Die Landeshauptstadt 
Dresden und ihre Stadtteile haben dabei als Orte des alltäglichen 
Demokratie-Erlebens und -Erlernens eine zentrale Rolle und Vor-
bildfunktion. Bewusst und aktiv gelebte Werte wie Demokratie, 
Zusammenhalt, Respekt und Wertschätzung sind nicht nur Selbst-
zweck, sondern auch ein effektives Mittel gegen alle Formen von 
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, die Ausgrenzung und 
Diskriminierung von Personen und Gruppen und für die Stärkung 
des Gemeinwesens. Da die Entwicklung eines demokratischen Ge-
meinwesens nicht nur von der bloßen Akzeptanz, sondern auch dem 
Engagement der Einwohnerschaft abhängig ist, sollen das bürger-
schaftliche Engagement und die gleichberechtigte Zusammenarbeit 
aller Menschen gefördert werden. Schließlich sind Teilhabe, Engage-
ment und eine Kultur der Mitverantwortung Ausdruck von gelebter 
Demokratie und eine Voraussetzung für eine gelingende soziale In-
tegration und für eine feste Verbundenheit mit dem Gemeinwesen.

Handlungsfeld 2: Abbau von Erscheinungsformen 
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und von Extremismus 

Jede Form Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, Diskrimi-
nierung, verbale und physische Gewalt, Extremismus und politisch 
motivierte Kriminalität stehen einem gelingenden sozialen und de-
mokratischen Miteinander und einer gleichberechtigten Teilhabe 
aller Einwohnerinnen und Einwohner der Stadt im Weg, und es ist 
aktiv dagegen vorzugehen. Opfer von menschenfeindlichen Haltun-
gen und Handlungen sind zu schützen und in geeigneter Weise zu 
stärken. Bei der Prävention und Bekämpfung von Gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit ist die Kommune ebenso gefordert wie 
die Zivilgesellschaft. Es reicht nicht aus, hierfür erforderliche struk-
turelle Rahmenbedingungen zu schaffen und juristische Sanktions-
möglichkeiten auszuschöpfen. Auch eine aufgeklärte, engagierte 
und couragierte Bevölkerung, die für die Achtung unterschiedlicher 
Formen von Vielfalt und gegen Gruppenbezogene Menschenfeind-
lichkeit eintritt, kann die weitere Ausbreitung von Rassismus sowie 
Feindlichkeit gegenüber bestimmten Personengruppen, beispiels-
weise Asylsuchenden, Musliminnen und Muslimen, Homo- und 
Transsexuellen sowie Obdachlosen, verhindern. Das setzt nicht nur 
Aufklärung und Wissen voraus, sondern auch, dass die menschen-
feindlichen Ideologien zu Grunde liegenden stereotypen Bilder, 
pauschalisierenden Vorurteils- und Abwertungskonstruktionen so-
wie Bedrohungsgefühle bewusst gemacht, thematisiert und bear-
beitet werden. Alle Einwohnerinnen und Einwohner sollen durch 
die Stadt die notwendige Unterstützung erhalten, um sich ihrer 
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diesbezüglichen Verantwortung bewusst zu werden, gegen Grup-
penbezogene Menschenfeindlichkeit agieren und die Entwicklung 
eines demokratischen, inklusiven Gemeinwesens aktiv vorantreiben 
zu können. 

Handlungsfeld 3: Förderung von politischer Bildung einschließlich 
historisch-politischer Bildung

Ein aktives demokratisches Handeln, selbstbestimmte Teilhabe am 
demokratisch-politischen Diskurs und an der Gestaltung des Ge-
meinwesens, das Erkennen und Bekämpfen von Gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit und demokratiefeindlichen Handlungen 
setzen Informiertheit und Wissen, also politische Bildung voraus. 
Diese hat die Aufgabe und Verantwortung, nicht nur über Erschei-
nungsformen von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, an-
tidemokratische Ideologien und Populismus aufzuklären, sondern 
auch Politikverdrossenheit und Demokratieferne anzugehen und die 
existierenden Ängste, Erfahrungen und Vorstellungen der Menschen 
in den Blick zu nehmen. 

Dazu gehört auch, historische Bezüge immer wieder öffentlich 
herzustellen und in ihrer Relevanz für heutiges und zukünftiges Han-
deln, für die Ausbildung eines demokratischen Bewusstseins und 
für den Abbau von Gruppenbezogener Menschen- und Demokra-
tiefeindlichkeit zu thematisieren. Es geht darum, lokale geschicht-
liche Ereignisse wie die Bombardierung Dresdens am 13.  Februar 
1945, die Zeit des Nazi-Regimes oder der Wende 1989/90 nicht nur 
beschreiben, sondern bewerten und Kontinuitäten wie Kausalitäten 
erkennen zu können und dies als Basis für eine Selbstreflexion und 
das eigene demokratische Handeln zu nutzen. Eine politische Inst-
rumentalisierung und ein Missbrauch dieser Ereignisse sollen ver-
mieden werden. Politische Bildung umfasst zudem die Schulung von 
Medienkompetenz. Das nicht nur, weil Medien in allen Lebensberei-
chen präsent sind, sondern um Menschen in die Lage zu versetzen, 
medial vermittelte Informationen bewusst und kritisch auswählen 
und bewerten zu können. Nicht zuletzt sind durch geeignete, le-
bensweltnahe Angebote politischer Bildung Kompetenzen zur Teil-
nahme am politischen Dialog und Diskurs und für eine zielführende, 
demokratische Debattenkultur, in der Pluralität und Meinungsviel-
falt zugelassen und ausgehalten werden, zu vermitteln. Dies ist eine 
zentrale Grundlage, um sich über gemeinsame Angelegenheiten, 
Wertvorstellungen und Ziele verständigen und eine wertschätzende 
demokratische Streitkultur unter Wahrung der Würde anderer Men-
schen und Personengruppen auf Basis bestehender rechtlicher Re-
gelungen etablieren zu können.

Handlungsfeld 4: Förderung von gesamtgesellschaftlicher 
Integration hin zur inklusiven Gesellschaft 

Inklusion verfolgt das Ziel eines gleichberechtigten Zugangs zu Res-
sourcen und Leistungen sowie einer gleichberechtigten Teilhabe 
aller Menschen am gesellschaftlichen Leben. Inklusion geht somit 
über Integration als die Einbindung in soziale Beziehungssysteme 
und Netzwerke hinaus. 

In seiner ursprünglichen Verwendung und stellenweise auch 
bis heute bezieht sich der Begriff Inklusion stark auf die Gruppe der 
Menschen mit Behinderungen. So ist Inklusion eines der zentralen 
Leitthemen des Übereinkommens über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen der Vereinten Nationen (kurz „UN-Behinderten-
rechtskonvention“), die im März 2009 in Deutschland in Kraft getre-
ten ist. Die Konvention formuliert die universellen Menschenrechte 
für Menschen mit Behinderungen und macht deutlich, dass diese 
ein uneingeschränktes Recht auf Teilhabe besitzen. Im Kontext des 
Lokalen Handlungsprogramms wird der Begriff Inklusion in einem 
weiteren Sinne verwendet und bezieht sich auf alle benachteiligen 
Menschen und Gruppen, die vor unterschiedlichen sozialen Barri-
eren stehen und von Ausgrenzung und Ausschluss betroffen oder 
bedroht sind. 

Neben einer körperlichen oder seelischen Behinderung dürfen 
auch individuelle Merkmale wie z. B. Alter, Geschlecht, ethnische Zu-
gehörigkeit, soziale bzw. kulturelle Herkunft und sexuelle Orientie-
rung sowie Aspekte der privaten Lebenslage und Lebensweise nicht 
Kriterien für Diskriminierung, Ausgrenzung und Ausschluss sein. Statt-
dessen ist Anderssein als Normalität anzuerkennen, als Ressource zu 
begreifen und im Sinne der Wertschätzung von Vielfalt willkommen 
zu heißen. Durch gesamtgesellschaftliche Inklusion soll eine schnell 
zu Diskriminierung und Ausgrenzung führende Trennung zwischen 
„Wir“ und „den Anderen“ überwunden werden. Das setzt voraus, 
dass alle Menschen Barrieren, die der gesamtgesellschaftlichen In-
klusion von Einzelnen und Gruppen in allen Bereichen des Alltags, 
des Zusammenlebens und Arbeitens in der Stadt Dresden im Wege 
stehen, erkennen und dazu beitragen, diese abzubauen. Zu diesen 
Barrieren gehören physische Hindernisse ebenso wie Sprach- und 
gedankliche Barrieren sowie diskriminierende Strukturen, Prozesse 
und Handlungen. Die Stadtverwaltung muss sich ihrer Vorbildfunk-
tion für eine gelingende gesamtgesellschaftliche Inklusion und die 
Schaffung hierfür notwendiger Voraussetzungen bewusst sein und 
diese aktiv wahrnehmen. Auch Einrichtungen des Bildungswesens, 
der Wissenschaft, Kultur und Wirtschaft sowie Institutionen und Or-
ganisationen auf der Ebene der Stadtteile und des Gemeinwesens 
müssen und können dazu beitragen, dass gesamtgesellschaftliche 
Inklusion als ein Menschenrecht im Bewusstsein aller Einwohnerin-
nen und Einwohner verankert und praktisch gelebt wird. 
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4.2 Mitt lerziele, Handlungsziele und Maßnahmen

Handlungsfeld 1: Stärkung eines demokratischen Gemeinwesens

Mitt lerziele:

1. Das demokrati sche Bewusstsein und Handeln der Einwohnerinnen und Einwohner sind gestärkt. 
2. Demokrati efeindliche Bewegungen haben an Einfl uss verloren.

Handlungsziele:

1. Die Einwohnerinnen und Einwohner sind in demokrati sche und politi sche Teilhabeprozesse integriert.
2. Es existi eren vielfälti ge Akti vitäten in den Stadtt eilen und der gesamten Stadt, die es Einwohnerinnen und Einwohnern ermöglichen, sich 

an der Gestaltung des Zusammenlebens zu beteiligen, ihre Bedürfnisse zu arti kulieren und dafür einzutreten. 
3. Insbesondere politi kverdrossene und demokrati eferne Personengruppen werden mitt els geeigneter Projekte beim Erwerb demokrati -

scher Kompetenzen und der Fähigkeit zur gewaltf reien Lösung von Konfl ikten unterstützt sowie ihr Interesse an demokrati schen Aus-
handlungsformen gestärkt.

4. Stadtverwaltung, Insti tuti onen der Bildung, Kinder- und Jugendhilfe und Kultur setzen sich für die Vermitt lung demokrati scher Werte, 
die Schaff ung demokrati scher Strukturen und Parti zipati onsprozesse ein und prakti zieren Demokrati e akti v. 

5. Die Einwohnerinnen und Einwohner bringen sich akti v mit ihrer Zeit und ihren Kompetenzen in die Gestaltung ihrer Stadt und für die 
Förderung von Integrati on, Vielfalt und ein respektvolles, demokrati sches Miteinander ein. 

Maßnahmen: 

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz 

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen und 
Förderrichtlinien auf ihren Beitrag 
zur Förderung von Demokrati e 
und demokrati scher Teilhabe der 
Einwohnerinnen und Einwohner

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen alle 
städti schen Fachplanungen und Förderrichtlinien überprüft  und angepasst werden, 
um fachbereichsspezifi sch 

 � mehr Menschen in demokrati sche Planungs-, Gestaltungs- und 
Entscheidungsprozesse einzubinden, 

 � Hemmnisse, die eine demokrati schen Teilhabe erschweren, abzubauen und
 � die demokrati sche Teilhabe von bislang politi kverdrossenen und 

demokrati efernen Personengruppen zu verbessern
(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan „Hilfe 
zur Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, Teilfachplan 
für die Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ und „Andere 
Aufgaben/Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und Altenhilfe, 
Sportentwicklungsplanung (FoSep2025), Bibliotheksentwicklungsplan, 
Konzept Kulturelle Bildung in Dresden, Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, 
Integrierte Stadtentwicklungskonzept, der Integrierten Handlungskonzepte 
Soziale Stadt Dresden-Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Johannstadt-Nord 
sowie „Nachhalti ge soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020“, einschlägige 
Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle 

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.

2 zielgruppenübergreifende, 
niedrigschwellige 
Informati onsoff ensive zu Demokrati e 
und den Möglichkeiten der 
demokrati schen Teilhabe 

Zielgerichtete, konti nuierliche Öff entlichkeitsarbeit, durch Publikati onen und 
Veranstaltungen, mit den Zielen, 

 � alle Einwohnerinnen und Einwohner für Demokrati e aufzuschließen, 
 � Beteiligungsmöglichkeiten aufzuzeigen und zu akti ver Teilhabe zu moti vieren.

Zielgruppen: 
1. bislang politi kverdrossene, demokrati eferne und teilhabebenachteiligte 

Personen gruppen 
2. Kinder und Jugendliche, um sie frühzeiti g für Demokrati e zu gewinnen und 

ihnen  Möglichkeiten und Kompetenzen demokrati scher Teilhabe zu vermitt eln 
3. Migranti nnen und Migranten 
4. Vertreterinnen und Vertreter der muslimischen Vereine und Gruppen

Amt 15 (federführend), INAUSLB, Amt 13, Amt 51, alle 
Ortsämter und Verwaltungsstellen der Ortschaft en, 
externe Fachstelle, Netzwerke der Migranti nnen 
und Migranten, muslimische Vereine/Gruppen, 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, Vereine/
Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , Bundes- und 
Landeszentralen für politi sche Bildung, politi sche 
Sti ft ungen der Parteien, weitere Akteurinnen und 
Akteure 

2017/18 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz 

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen und 
Förderrichtlinien auf ihren Beitrag 
zur Förderung von Demokrati e 
und demokrati scher Teilhabe der 
Einwohnerinnen und Einwohner

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen alle 
städti schen Fachplanungen und Förderrichtlinien überprüft  und angepasst werden, 
um fachbereichsspezifi sch 

 � mehr Menschen in demokrati sche Planungs-, Gestaltungs- und 
Entscheidungsprozesse einzubinden, 

 � Hemmnisse, die eine demokrati schen Teilhabe erschweren, abzubauen und
 � die demokrati sche Teilhabe von bislang politi kverdrossenen und 

demokrati efernen Personengruppen zu verbessern
(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan „Hilfe 
zur Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, Teilfachplan 
für die Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ und „Andere 
Aufgaben/Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und Altenhilfe, 
Sportentwicklungsplanung (FoSep2025), Bibliotheksentwicklungsplan, 
Konzept Kulturelle Bildung in Dresden, Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, 
Integrierte Stadtentwicklungskonzept, der Integrierten Handlungskonzepte 
Soziale Stadt Dresden-Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Johannstadt-Nord 
sowie „Nachhalti ge soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020“, einschlägige 
Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle 

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.

2 zielgruppenübergreifende, 
niedrigschwellige 
Informati onsoff ensive zu Demokrati e 
und den Möglichkeiten der 
demokrati schen Teilhabe 

Zielgerichtete, konti nuierliche Öff entlichkeitsarbeit, durch Publikati onen und 
Veranstaltungen, mit den Zielen, 

 � alle Einwohnerinnen und Einwohner für Demokrati e aufzuschließen, 
 � Beteiligungsmöglichkeiten aufzuzeigen und zu akti ver Teilhabe zu moti vieren.

Zielgruppen: 
1. bislang politi kverdrossene, demokrati eferne und teilhabebenachteiligte 

Personen gruppen 
2. Kinder und Jugendliche, um sie frühzeiti g für Demokrati e zu gewinnen und 

ihnen  Möglichkeiten und Kompetenzen demokrati scher Teilhabe zu vermitt eln 
3. Migranti nnen und Migranten 
4. Vertreterinnen und Vertreter der muslimischen Vereine und Gruppen

Amt 15 (federführend), INAUSLB, Amt 13, Amt 51, alle 
Ortsämter und Verwaltungsstellen der Ortschaft en, 
externe Fachstelle, Netzwerke der Migranti nnen 
und Migranten, muslimische Vereine/Gruppen, 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, Vereine/
Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , Bundes- und 
Landeszentralen für politi sche Bildung, politi sche 
Sti ft ungen der Parteien, weitere Akteurinnen und 
Akteure 

2017/18 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz 

3 Förderung der Demokrati eentwicklung 
und der demokrati schen Teilhabe 
einschließlich der Implementi erung 
innovati ver, ergebnisorienti erter 
Formate zur Förderung von 
Dialogfähigkeit und Dialogprozessen 
auf Stadtt eilebene

 � Ermitt eln von stadtt eilbezogenen Bedarfen und Ressourcen,
 � Ausbau und Aufb au von Angeboten und Möglichkeiten für demokrati sche 

Teilhabe in Stadtt eilen und Nachbarschaft en durch Einrichtungen der 
Stadtt eilarbeit, Quarti ermanagements etc. unter Einbeziehung von bislang 
politi kverdrossenen und demokrati efernen Personengruppen, 

 � Entwicklung und Umsetzung geeigneter und aufsuchender Akti vitäten für 
z. B. Kinder- und Jugendbeteiligung, Beteiligung von älteren Menschen und 
Menschen mit Migrati onshintergrund in Zusammenarbeit mit Personen, die im 
Bereich der Förderung einer demokrati schen Streitkultur qualifi ziert sind,

 � Vorbereitung und Durchführung von Dialogveranstaltungen auf Stadtt eilebene 
durch die externe Fachstelle nach Bedarf sowie Veröff entlichung von 
Dialogergebnissen im Internet,

 � fi nanzielle Förderung von Vereinen, Initi ati ven und Insti tuti onen, die 
stadtt eilbezogene Dialogprozesse anregen und durchführen durch das LHP (im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el).

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe 
Fachstelle, Amt 61, Quarti ersmanagements, 
Wohnungsbaugesellschaft en, 
Wohnungsgenossenschaft en, externe Fachstelle, 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, Vereine/
Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
Willkommensnetzwerke, Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, StadtSportbund Dresden 
e. V., Landessportbund Sachsen e. V., Stadtverband 
„Dresdner Gartenfreunde“ e. V., Landeszentrale 
für politi sche Bildung, VHS Dresden e. V., weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Der Ausbau und Aufb au von Akti vitäten für 
demokrati sche Teilhabe sowie die Entwicklung 
und Umsetzung aufsuchender Akti vitäten 
haben fi nanzielle Auswirkungen und werden 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
bereichsübergreifend umgesetzt. 
Die Vorbereitung und Durchführung von 
Dialogveranstaltungen sowie die fi nanzielle 
Förderung von Vereinen usw. haben fi nanzielle 
Auswirkungen und werden im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el umgesetzt. Produkt 
10.100.11.1.1.01.

4 gezielte Nutzung von bestehenden 
Formen der Würdigung und 
Anerkennung für demokrati sches 
Engagement 

Regelmäßige und gezielte Würdigung von Vereinen und Initi ati ven oder 
Einzelpersonen, die sich im Bereich engagieren z. B. über 

 � die Nominierung für Auszeichnungen, wie beispielsweise „Sächsischer 
Integrati onspreis“, im Rahmen des Wett bewerbs „Akti v für Demokrati e 
und Toleranz“, für den „Sächsischen Demokrati epreis“, den 
„Deutschen Engagementpreis“, den „Sächsischen Bürgerpreis“, den 
„Jugenddemokrati epreis“ sowie als „Botschaft er für Demokrati e und Toleranz“,

 � die Auszeichnung mit dem „Dresdner Integrati onspreis“,
 � die Verleihung des Dresdner Ehrenamtspasses oder 
 � die Beantragung von Aufwandsentschädigungen über Landesförderprogramme

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
Bürgersti ft ung Dresden, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , weitere Akteurinnen und 
Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

5 Ausbau der Vernetzung und 
konti nuierliche Zusammenarbeit 
der Stadtverwaltung mit 
zivilgesellschaft lichen Vereinen, 
Initi ati ven und Insti tuti onen auf dem 
Gebiet der Demokrati eentwicklung 
und Förderung demokrati scher 
Teilhabe 

U. a. durch: regelmäßigen Austausch und die Umsetzung gemeinsamer Akti vitäten 
z. B. 

 � mit Willkommensnetzwerken, mit den regionalen Partnern/Partnerinnen im 
Bundesförderprogramm „Demokrati e leben!“ sowie im Landesprogramm 
„Weltoff enes Sachsen“ ,

 � über Stadtt eilforen und themenspezifi sche Arbeitskreise, Netzwerke der 
Migranti nnen und Migranten sowie der Vertreterinnen und Vertreter der 
muslimischen Vereine und Gruppen,

 � weiteren zivilgesellschaft lichen Initi ati ven wie z. B. Wirtschaft  für ein 
weltoff enes Sachsen e. V.

Das umfasst auch die Unterstützung von Willkommensnetzwerken bei der weiteren 
Ausrichtung ihrer Arbeit und in Konfl iktsituati onen sowie die fi nanzielle Förderung 
u. a. durch das LHP (im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el). 

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
BGA, Willkommensnetzwerke, LAG Vielfalt Sachsen, 
Programmpartner der Bundes- und Landesförderung, 
Stadtt eilrunden, Netzwerke der Migranti nnen und 
Migranten, muslimische Vereine/Gruppen, Vereine/
Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , Wirtschaft  
für ein weltoff enes Sachsen e. V., Büro für freie 
Kultur- und Jugendarbeit Dresden e. V., AG Kirche für 
Demokrati e und Menschenrechte, Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Der regelmäßige Austausch hat keine fi nanziellen 
Auswirkungen, bindet jedoch Arbeitszeit im 
Rahmen des Stellenplans. 
Die Umsetzung gemeinsamer Akti vitäten sowie 
deren Förderung durch das LHP haben fi nanzielle 
Auswirkungen und werden im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01.

6 Implementi erung eines 
Beratungsangebotes für interessierte 
Einwohnerinnen und Einwohner zu 
Möglichkeiten des bürgerschaft lichen 
Engagements im Bereich der 
Förderung von Demokrati e und 
demokrati scher Teilhabe

 � innerhalb der externen Fachstelle sollen Interessierte zu Einsatzmöglichkeiten 
und den in der Stadt akti ven Vereinen und Initi ati ven im Bereich beraten sowie 
im Einzelfall vermitt elt werden

 � Entwicklung geeigneter Maßnahmen der Öff entlichkeitsarbeit zur Gewinnung 
von Einwohnerinnen und Einwohnern für bürgerschaft liches Engagement im 
Bereich

 � in Zusammenarbeit mit dem „House of Resources“ sollen insbesondere 
Migranti nnen und Migranten sowie Vertreterinnen und Vertreter 
der muslimischen Vereine und Gruppen direkt angesprochen und zu 
bürgerschaft lichem Engagement im Bereich Förderung von Demokrati e und 
demokrati scher Teilhabe angeregt werden

Amt 15 (federführend), INAUSLB, Amt 50, externe 
Fachstelle, Bürgersti ft ung Dresden, „House of 
Resources“, Netzwerke der Migranti nnen und 
Migranten, muslimische Vereine/Gruppen, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz 

3 Förderung der Demokrati eentwicklung 
und der demokrati schen Teilhabe 
einschließlich der Implementi erung 
innovati ver, ergebnisorienti erter 
Formate zur Förderung von 
Dialogfähigkeit und Dialogprozessen 
auf Stadtt eilebene

 � Ermitt eln von stadtt eilbezogenen Bedarfen und Ressourcen,
 � Ausbau und Aufb au von Angeboten und Möglichkeiten für demokrati sche 

Teilhabe in Stadtt eilen und Nachbarschaft en durch Einrichtungen der 
Stadtt eilarbeit, Quarti ermanagements etc. unter Einbeziehung von bislang 
politi kverdrossenen und demokrati efernen Personengruppen, 

 � Entwicklung und Umsetzung geeigneter und aufsuchender Akti vitäten für 
z. B. Kinder- und Jugendbeteiligung, Beteiligung von älteren Menschen und 
Menschen mit Migrati onshintergrund in Zusammenarbeit mit Personen, die im 
Bereich der Förderung einer demokrati schen Streitkultur qualifi ziert sind,

 � Vorbereitung und Durchführung von Dialogveranstaltungen auf Stadtt eilebene 
durch die externe Fachstelle nach Bedarf sowie Veröff entlichung von 
Dialogergebnissen im Internet,

 � fi nanzielle Förderung von Vereinen, Initi ati ven und Insti tuti onen, die 
stadtt eilbezogene Dialogprozesse anregen und durchführen durch das LHP (im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el).

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe 
Fachstelle, Amt 61, Quarti ersmanagements, 
Wohnungsbaugesellschaft en, 
Wohnungsgenossenschaft en, externe Fachstelle, 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, Vereine/
Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
Willkommensnetzwerke, Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, StadtSportbund Dresden 
e. V., Landessportbund Sachsen e. V., Stadtverband 
„Dresdner Gartenfreunde“ e. V., Landeszentrale 
für politi sche Bildung, VHS Dresden e. V., weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Der Ausbau und Aufb au von Akti vitäten für 
demokrati sche Teilhabe sowie die Entwicklung 
und Umsetzung aufsuchender Akti vitäten 
haben fi nanzielle Auswirkungen und werden 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
bereichsübergreifend umgesetzt. 
Die Vorbereitung und Durchführung von 
Dialogveranstaltungen sowie die fi nanzielle 
Förderung von Vereinen usw. haben fi nanzielle 
Auswirkungen und werden im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el umgesetzt. Produkt 
10.100.11.1.1.01.

4 gezielte Nutzung von bestehenden 
Formen der Würdigung und 
Anerkennung für demokrati sches 
Engagement 

Regelmäßige und gezielte Würdigung von Vereinen und Initi ati ven oder 
Einzelpersonen, die sich im Bereich engagieren z. B. über 

 � die Nominierung für Auszeichnungen, wie beispielsweise „Sächsischer 
Integrati onspreis“, im Rahmen des Wett bewerbs „Akti v für Demokrati e 
und Toleranz“, für den „Sächsischen Demokrati epreis“, den 
„Deutschen Engagementpreis“, den „Sächsischen Bürgerpreis“, den 
„Jugenddemokrati epreis“ sowie als „Botschaft er für Demokrati e und Toleranz“,

 � die Auszeichnung mit dem „Dresdner Integrati onspreis“,
 � die Verleihung des Dresdner Ehrenamtspasses oder 
 � die Beantragung von Aufwandsentschädigungen über Landesförderprogramme

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
Bürgersti ft ung Dresden, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , weitere Akteurinnen und 
Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

5 Ausbau der Vernetzung und 
konti nuierliche Zusammenarbeit 
der Stadtverwaltung mit 
zivilgesellschaft lichen Vereinen, 
Initi ati ven und Insti tuti onen auf dem 
Gebiet der Demokrati eentwicklung 
und Förderung demokrati scher 
Teilhabe 

U. a. durch: regelmäßigen Austausch und die Umsetzung gemeinsamer Akti vitäten 
z. B. 

 � mit Willkommensnetzwerken, mit den regionalen Partnern/Partnerinnen im 
Bundesförderprogramm „Demokrati e leben!“ sowie im Landesprogramm 
„Weltoff enes Sachsen“ ,

 � über Stadtt eilforen und themenspezifi sche Arbeitskreise, Netzwerke der 
Migranti nnen und Migranten sowie der Vertreterinnen und Vertreter der 
muslimischen Vereine und Gruppen,

 � weiteren zivilgesellschaft lichen Initi ati ven wie z. B. Wirtschaft  für ein 
weltoff enes Sachsen e. V.

Das umfasst auch die Unterstützung von Willkommensnetzwerken bei der weiteren 
Ausrichtung ihrer Arbeit und in Konfl iktsituati onen sowie die fi nanzielle Förderung 
u. a. durch das LHP (im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el). 

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
BGA, Willkommensnetzwerke, LAG Vielfalt Sachsen, 
Programmpartner der Bundes- und Landesförderung, 
Stadtt eilrunden, Netzwerke der Migranti nnen und 
Migranten, muslimische Vereine/Gruppen, Vereine/
Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , Wirtschaft  
für ein weltoff enes Sachsen e. V., Büro für freie 
Kultur- und Jugendarbeit Dresden e. V., AG Kirche für 
Demokrati e und Menschenrechte, Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Der regelmäßige Austausch hat keine fi nanziellen 
Auswirkungen, bindet jedoch Arbeitszeit im 
Rahmen des Stellenplans. 
Die Umsetzung gemeinsamer Akti vitäten sowie 
deren Förderung durch das LHP haben fi nanzielle 
Auswirkungen und werden im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01.

6 Implementi erung eines 
Beratungsangebotes für interessierte 
Einwohnerinnen und Einwohner zu 
Möglichkeiten des bürgerschaft lichen 
Engagements im Bereich der 
Förderung von Demokrati e und 
demokrati scher Teilhabe

 � innerhalb der externen Fachstelle sollen Interessierte zu Einsatzmöglichkeiten 
und den in der Stadt akti ven Vereinen und Initi ati ven im Bereich beraten sowie 
im Einzelfall vermitt elt werden

 � Entwicklung geeigneter Maßnahmen der Öff entlichkeitsarbeit zur Gewinnung 
von Einwohnerinnen und Einwohnern für bürgerschaft liches Engagement im 
Bereich

 � in Zusammenarbeit mit dem „House of Resources“ sollen insbesondere 
Migranti nnen und Migranten sowie Vertreterinnen und Vertreter 
der muslimischen Vereine und Gruppen direkt angesprochen und zu 
bürgerschaft lichem Engagement im Bereich Förderung von Demokrati e und 
demokrati scher Teilhabe angeregt werden

Amt 15 (federführend), INAUSLB, Amt 50, externe 
Fachstelle, Bürgersti ft ung Dresden, „House of 
Resources“, Netzwerke der Migranti nnen und 
Migranten, muslimische Vereine/Gruppen, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.



26

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz 

7 Planung und Durchführung von 
jährlichen Demokrati ekonferenzen

In Zusammenarbeit mit dem Bundesprogramm „Demokrati e leben!“ werden 
jährlich mindestens zwei Demokrati ekonferenzen zu wechselnden Themen und mit 
verschiedenen Schwerpunktsetzungen des LHP und der UNESCO-Städtekoaliti on 
gegen Rassismus durchgeführt, die Themen richten sich nach dem Bedarf bzw. 
anstehenden Herausforderungen
(z. B. 1. Halbjahr 2017: zur Entwicklung und Umsetzung des Dresdner „Zehn-
Punkte-Akti onsplans“ der UNESCO-Städtekoaliti on gegen Rassismus; 2. Halbjahr: 
strukturelle Diskriminierung im Verwaltungshandeln in Dresden und Möglichkeiten 
der Präventi on sowie des Abbaus).

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.



27

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz 

7 Planung und Durchführung von 
jährlichen Demokrati ekonferenzen

In Zusammenarbeit mit dem Bundesprogramm „Demokrati e leben!“ werden 
jährlich mindestens zwei Demokrati ekonferenzen zu wechselnden Themen und mit 
verschiedenen Schwerpunktsetzungen des LHP und der UNESCO-Städtekoaliti on 
gegen Rassismus durchgeführt, die Themen richten sich nach dem Bedarf bzw. 
anstehenden Herausforderungen
(z. B. 1. Halbjahr 2017: zur Entwicklung und Umsetzung des Dresdner „Zehn-
Punkte-Akti onsplans“ der UNESCO-Städtekoaliti on gegen Rassismus; 2. Halbjahr: 
strukturelle Diskriminierung im Verwaltungshandeln in Dresden und Möglichkeiten 
der Präventi on sowie des Abbaus).

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Handlungsfeld 2: Abbau von Erscheinungsformen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und von Extremismus 

Mitt lerziele: 

1. Zivilgesellschaft  und Stadtverwaltung treten akti v gegen die unterschiedlichen Erscheinungsformen von Gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit, Extremismus und gegen Diskriminierung ein. 

2. Menschenfeindliche Ideologien sind nachhalti g zurück gedrängt. 

Handlungsziele: 

1. Bestehende Vorurteile und Ungleichwerti gkeitsvorstellungen der Einwohnerinnen und Einwohner sind abgebaut.
2. Die Einwohnerinnen und Einwohner haben Kenntnisse über die Ursachen von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Anti semiti smus und 

anderen Erscheinungsformen von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und refl ekti eren diese kriti sch.
3. Zivilcourage und das Eintreten für demokrati sche Werte werden als selbstverständlich angesehen.
4. Alle Fachbereiche der Stadtverwaltung, Insti tuti onen der Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, der Kultur und Wissenschaft  sowie des Ge-

sundheitswesens sind darin unterstützt und dazu befähigt, unterschiedliche Formen von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, 
Rechtsextremismus und Diskriminierung zu erkennen und abzubauen.

5. Die Perspekti ve von Betroff enen diskriminierender, rassisti scher und rechtsextremisti scher Handlungen fi ndet stärkere Beachtung in 
Aufk lärungs-, Informati ons- und Bildungsangeboten, eine bedarfsgerechte Unterstützungsstruktur für Betroff ene ist vorhanden.

Maßnahmen:

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen 
und Förderrichtlinien auf ihren 
Beitrag zu Präventi on und zum 
Abbau von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit 

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen alle 
städti schen Fachplanungen/Förderrichtlinien überprüft  und angepasst werden, um 
fachbereichsspezifi sch 

 � Kenntnisse über die Ursachen von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, 
Islamfeindlichkeit, Anti semiti smus und anderen Erscheinungsformen von 
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie Rechtsextremismus zu 
vermitt eln und zur Selbstrefl exion anzuregen,

 � mehr Menschen für das Vorhandensein von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und Rechtsextremismus zu sensibilisieren,

 � bestehende Vorurteile und Ungleichwerti gkeitsvorstellungen abzubauen,
 � Zivilcourage und das Eintreten für demokrati sche Werte zu fördern

(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan „Hilfe 
zur Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, Teilfachplan 
für die Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ und „Andere 
Aufgaben/Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und Altenhilfe, 
Sportentwicklungsplanung (FoSep2025), Bibliotheksentwicklungsplan, Konzept 
Kulturelle Bildung in Dresden, Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept, Integrierte Handlungskonzepte Soziale Stadt Dresden-
Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Nördliche Johannstadt sowie „Nachhalti ge 
soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020 sowie einschlägige Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.

2 Identi fi zierung von Mechanismen 
der strukturellen Diskriminierung 
im Verwaltungshandeln 
und Implementi erung von 
Handlungsstrategien 

 � Analyse, Themati sierung, Präventi on und Abbau von struktureller 
Diskriminierung in den Strukturen und Prozessen der Stadtverwaltung und ihrer 
Eigenbetriebe unter Einbeziehung von Personengruppen, die von struktureller 
Diskriminierung bedroht oder betroff en sind

 � Sensibilisierung für das Vorhandensein von unbewussten Vorurteilen und 
Ungleichwerti gkeitsideologien, diskriminierenden Strukturen und Prozessen 

 � Fortsetzung und Verti efung der Qualifi zierungen zum Erkennen von 
Erscheinungsformen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, zu 
unterschiedlichen Weltreligionen sowie zu interkultureller Kompetenz, 
Kommunikati on und Deeskalati on sowie Anti diskriminierung

 � Implementi erung von geeigneten Handlungsstrategien in die 
Organisati onsentwicklungsprozesse der Stadtverwaltung und ihrer 
Eigenbetriebe 

alle GB (federführend im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich), BMB, INAUSLB, GLB, Amt 10, 
externe Fachstelle, Vereine/Initi ati ven der Dresdner 
Zivilgesellschaft , politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen 
und Förderrichtlinien auf ihren 
Beitrag zu Präventi on und zum 
Abbau von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit 

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen alle 
städti schen Fachplanungen/Förderrichtlinien überprüft  und angepasst werden, um 
fachbereichsspezifi sch 

 � Kenntnisse über die Ursachen von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, 
Islamfeindlichkeit, Anti semiti smus und anderen Erscheinungsformen von 
Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sowie Rechtsextremismus zu 
vermitt eln und zur Selbstrefl exion anzuregen,

 � mehr Menschen für das Vorhandensein von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und Rechtsextremismus zu sensibilisieren,

 � bestehende Vorurteile und Ungleichwerti gkeitsvorstellungen abzubauen,
 � Zivilcourage und das Eintreten für demokrati sche Werte zu fördern

(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan „Hilfe 
zur Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, Teilfachplan 
für die Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ und „Andere 
Aufgaben/Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und Altenhilfe, 
Sportentwicklungsplanung (FoSep2025), Bibliotheksentwicklungsplan, Konzept 
Kulturelle Bildung in Dresden, Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept, Integrierte Handlungskonzepte Soziale Stadt Dresden-
Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Nördliche Johannstadt sowie „Nachhalti ge 
soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020 sowie einschlägige Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.

2 Identi fi zierung von Mechanismen 
der strukturellen Diskriminierung 
im Verwaltungshandeln 
und Implementi erung von 
Handlungsstrategien 

 � Analyse, Themati sierung, Präventi on und Abbau von struktureller 
Diskriminierung in den Strukturen und Prozessen der Stadtverwaltung und ihrer 
Eigenbetriebe unter Einbeziehung von Personengruppen, die von struktureller 
Diskriminierung bedroht oder betroff en sind

 � Sensibilisierung für das Vorhandensein von unbewussten Vorurteilen und 
Ungleichwerti gkeitsideologien, diskriminierenden Strukturen und Prozessen 

 � Fortsetzung und Verti efung der Qualifi zierungen zum Erkennen von 
Erscheinungsformen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, zu 
unterschiedlichen Weltreligionen sowie zu interkultureller Kompetenz, 
Kommunikati on und Deeskalati on sowie Anti diskriminierung

 � Implementi erung von geeigneten Handlungsstrategien in die 
Organisati onsentwicklungsprozesse der Stadtverwaltung und ihrer 
Eigenbetriebe 

alle GB (federführend im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich), BMB, INAUSLB, GLB, Amt 10, 
externe Fachstelle, Vereine/Initi ati ven der Dresdner 
Zivilgesellschaft , politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

3 Zielgruppenübergreifende, 
niedrigschwellige 
Informati onsoff ensive zu den 
Erscheinungsformen und 
Auswirkungen Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und von 
Rechtsextremismus 

Öff entlichkeitsarbeit zu Themen wie z. B. Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Islamfeindlichkeit, Etabliertenvorrechten, Rechtsextremismus durch Publikati onen 
und Veranstaltungen mit den Zielen: 

 � die Sensibilität gegenüber Vorurteilen, Ungleichwerti gkeitsvorstellungen sowie 
menschenfeindlichem Denken und Handeln zu erhöhen

 � die Selbstrefl exion anzuregen
 � konkrete Akti vitäten zur Präventi on und zum Abbau von Gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit zu befördern

Zielgruppen: 
1. Einwohnerinnen und Einwohner unterschiedlichen Alters und sozialer Herkunft  

sowie Kultur und Religion 
2. Personen, die Erscheinungsformen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

zeigen
3. Personen und insbesondere Jugendliche, die rechtsextremismusaffi  n oder 

-gefährdet sind

Amt 15 (federführend), INAUSLB, Amt 13, Amt 
51, alle Ortsämter und Verwaltungsstellen der 
Ortschaft en, externe Fachstelle, Kulturbüro Sachsen 
e. V., Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
muslimische Vereine/Gruppen, freie Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe, Vereine/Initi ati ven 
der Dresdner Zivilgesellschaft , Bundes- und 
Landeszentralen für politi sche Bildung, politi sche 
Sti ft ungen der Parteien, weitere Akteurinnen und 
Akteure

2017/18 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

4 Aufb au und Ausbau der 
Unterstützungsangebote für 
Betroff ene von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, 
Rechtsextremismus und 
Diskriminierung

 � Bestandsaufnahme zu Bedarfen und Unterstützungsangeboten für Betroff ene 
von Rechtsextremismus, Rassismus und Diskriminierung in Dresden,

 � konti nuierliche Kooperati on mit der Opferberatung der Regionalen Arbeitsstelle 
für Bildung, Integrati on und Demokrati e e. V. (RAA Sachsen e. V.)

 � Aufb au einer regelmäßigen Zusammenarbeit mit dem Anti diskriminierungsbüro 
Sachsen e. V. und der Anti diskriminierungsstelle des Bundes,

 � Unterstützung von Einrichtungen, die mit Betroff enen von Rassismus und 
Diskriminierung arbeiten (z. B. bei der Mitt elaquise, Öff entlichkeitsarbeit, 
Vernetzung),

 � Prüfen von Möglichkeiten der städti schen Kofi nanzierung von 
Unterstützungsangeboten für Betroff ene von Rassismus und Diskriminierung, 

 � Einbeziehen von Personengruppen, die von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Diskriminierung bedroht oder betroff en sind, in die Entwicklung von 
Präventi ons- und Handlungsstrategien

Amt 15 (federführend), INAUSLB, GLB, BMB, 
Frauenbeauft ragte, externe Fachstelle, RAA Sachsen 
e. V., Anti diskriminierungsbüro Sachsen e. V., 
Anti diskriminierungsstelle des Bundes, Opferhilfe 
Sachsen e. V., Weißer Ring e. V., KPR, Sächsischer 
Flüchtlingsrat e. V., KISS, Traumanetz, freie Träger 
in der sozialen und psychosozialen Betreuung, KSV, 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, weitere 
Akteurinnen und Akteure

2017/18 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

5 Planung und Durchführung 
von Akti vitäten, die dem 
Abbau von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit dienen 

Initi ierung von Begegnung und Austausch von Menschen mit unterschiedlicher 
sozialer, ethnischer, kultureller Herkunft  und mit verschiedenen Religionen in den 
Stadtt eilen bzw. Ortsamtsbereichen und Ortschaft en unter gezielter Einbeziehung 
von Personengruppen, die von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit bedroht 
bzw. betroff en sind, um 

 � das Kennenlernen und den wechselseiti gen Austausch zu fördern,
 � den Abbau von Vorurteilen und Ängsten zu unterstützen,
 � den interreligiösen Austausch zu fördern sowie
 � Diskriminierungen und soziale Ausgrenzung abzubauen

(z. B. Begegnungsprojekte; Maßnahmen im Rahmen von Sport, Kultur und Kunst; 
Akti onen im Stadtt eil und auf stadtt eilübergreifender Ebene).
Für die Umsetzung der Vorhaben stehen Fördermitt el des Programms „Weltoff enes 
Sachsen“, „Integrati ve Maßnahmen“, ebenso wie im LHP und in einigen städti schen 
Zuwendungsbereichen zur Verfügung (Förderung erfolgt im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitt el)

alle GB (federführend im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich), Amt 15, GLB, BMB, alle 
Ortsämter und Verwaltungsstellen der Ortschaft en, 
Quarti ermanagements, Wohnungsbaugesellschaft en, 
Wohnungsgenossenschaft en, Willkommensnetzwerke, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Kultur und Kunst, Netzwerke der Migranti nnen 
und Migranti nnen, muslimische Vereine/Gruppen, 
Leistungserbringer in den Bereichen soziale Arbeit, 
Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit Menschen 
mit Behinderung, StadtSportbund Dresden e. V., 
Landessportbund Sachsen e. V., Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Die Umsetzung der Akti vitäten hat fi nanzielle 
Auswirkungen. Betroff en sind die Produkte der 
genannten Geschäft sbereiche ebenso wie die 
Förderung durch das LHP. Sie wird im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01.

6 Entwicklung konkreter Maßnahmen 
zur Gewährleistung von 
Chancengleichheit und zum Abbau 
von Diskriminierung auf dem 
Wohnungsmarkt

z. B. durch 
 � Entwicklung von Sensibilisierungs- und Handlungsmaßnahmen im Bereich der 

Dresdner Wohnungsbaugesellschaft en, 
 � Sensibilisierung von privaten Eigentümern und Vermietern, nicht gewerblich 

an Gruppierungen zu vermieten oder zu verkaufen, die menschenfeindliche 
Ideologien vertreten,

 � Ermitt eln von stadtt eilbezogenen Bedarfen und Ressourcen zur 
Konfl iktmoderati on und Konfl iktschlichtung, bei Bedarf Unterstützung 
der modellhaft en Entwicklung und Erprobung von Angeboten der 
Konfl iktmoderati on und -schlichtung (in Zusammenarbeit mit im Stadtt eil 
vorhandenen Angeboten).

GB 5, GB 6, (federführend im Zuständigkeitsbereich), 
Amt 15, Wohnungsbaugesellschaft en, 
Wohnungsgenossenschaft en, Quarti ersmanagement, 
Kulturbüro Sachsen e. V., externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Willkommensnetzwerke, freie Träger in der sozialen 
Betreuung von Asylsuchenden, weitere Akteurinnen 
und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
Die Unterstützung der modellhaft en Erprobung hat 
fi nanzielle Auswirkungen, die einer gesonderten 
Beschlussfassung bedürfen.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

3 Zielgruppenübergreifende, 
niedrigschwellige 
Informati onsoff ensive zu den 
Erscheinungsformen und 
Auswirkungen Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und von 
Rechtsextremismus 

Öff entlichkeitsarbeit zu Themen wie z. B. Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 
Islamfeindlichkeit, Etabliertenvorrechten, Rechtsextremismus durch Publikati onen 
und Veranstaltungen mit den Zielen: 

 � die Sensibilität gegenüber Vorurteilen, Ungleichwerti gkeitsvorstellungen sowie 
menschenfeindlichem Denken und Handeln zu erhöhen

 � die Selbstrefl exion anzuregen
 � konkrete Akti vitäten zur Präventi on und zum Abbau von Gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit zu befördern

Zielgruppen: 
1. Einwohnerinnen und Einwohner unterschiedlichen Alters und sozialer Herkunft  

sowie Kultur und Religion 
2. Personen, die Erscheinungsformen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

zeigen
3. Personen und insbesondere Jugendliche, die rechtsextremismusaffi  n oder 

-gefährdet sind

Amt 15 (federführend), INAUSLB, Amt 13, Amt 
51, alle Ortsämter und Verwaltungsstellen der 
Ortschaft en, externe Fachstelle, Kulturbüro Sachsen 
e. V., Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
muslimische Vereine/Gruppen, freie Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe, Vereine/Initi ati ven 
der Dresdner Zivilgesellschaft , Bundes- und 
Landeszentralen für politi sche Bildung, politi sche 
Sti ft ungen der Parteien, weitere Akteurinnen und 
Akteure

2017/18 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

4 Aufb au und Ausbau der 
Unterstützungsangebote für 
Betroff ene von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit, 
Rechtsextremismus und 
Diskriminierung

 � Bestandsaufnahme zu Bedarfen und Unterstützungsangeboten für Betroff ene 
von Rechtsextremismus, Rassismus und Diskriminierung in Dresden,

 � konti nuierliche Kooperati on mit der Opferberatung der Regionalen Arbeitsstelle 
für Bildung, Integrati on und Demokrati e e. V. (RAA Sachsen e. V.)

 � Aufb au einer regelmäßigen Zusammenarbeit mit dem Anti diskriminierungsbüro 
Sachsen e. V. und der Anti diskriminierungsstelle des Bundes,

 � Unterstützung von Einrichtungen, die mit Betroff enen von Rassismus und 
Diskriminierung arbeiten (z. B. bei der Mitt elaquise, Öff entlichkeitsarbeit, 
Vernetzung),

 � Prüfen von Möglichkeiten der städti schen Kofi nanzierung von 
Unterstützungsangeboten für Betroff ene von Rassismus und Diskriminierung, 

 � Einbeziehen von Personengruppen, die von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Diskriminierung bedroht oder betroff en sind, in die Entwicklung von 
Präventi ons- und Handlungsstrategien

Amt 15 (federführend), INAUSLB, GLB, BMB, 
Frauenbeauft ragte, externe Fachstelle, RAA Sachsen 
e. V., Anti diskriminierungsbüro Sachsen e. V., 
Anti diskriminierungsstelle des Bundes, Opferhilfe 
Sachsen e. V., Weißer Ring e. V., KPR, Sächsischer 
Flüchtlingsrat e. V., KISS, Traumanetz, freie Träger 
in der sozialen und psychosozialen Betreuung, KSV, 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, weitere 
Akteurinnen und Akteure

2017/18 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

5 Planung und Durchführung 
von Akti vitäten, die dem 
Abbau von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit dienen 

Initi ierung von Begegnung und Austausch von Menschen mit unterschiedlicher 
sozialer, ethnischer, kultureller Herkunft  und mit verschiedenen Religionen in den 
Stadtt eilen bzw. Ortsamtsbereichen und Ortschaft en unter gezielter Einbeziehung 
von Personengruppen, die von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit bedroht 
bzw. betroff en sind, um 

 � das Kennenlernen und den wechselseiti gen Austausch zu fördern,
 � den Abbau von Vorurteilen und Ängsten zu unterstützen,
 � den interreligiösen Austausch zu fördern sowie
 � Diskriminierungen und soziale Ausgrenzung abzubauen

(z. B. Begegnungsprojekte; Maßnahmen im Rahmen von Sport, Kultur und Kunst; 
Akti onen im Stadtt eil und auf stadtt eilübergreifender Ebene).
Für die Umsetzung der Vorhaben stehen Fördermitt el des Programms „Weltoff enes 
Sachsen“, „Integrati ve Maßnahmen“, ebenso wie im LHP und in einigen städti schen 
Zuwendungsbereichen zur Verfügung (Förderung erfolgt im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitt el)

alle GB (federführend im jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich), Amt 15, GLB, BMB, alle 
Ortsämter und Verwaltungsstellen der Ortschaft en, 
Quarti ermanagements, Wohnungsbaugesellschaft en, 
Wohnungsgenossenschaft en, Willkommensnetzwerke, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Kultur und Kunst, Netzwerke der Migranti nnen 
und Migranti nnen, muslimische Vereine/Gruppen, 
Leistungserbringer in den Bereichen soziale Arbeit, 
Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit Menschen 
mit Behinderung, StadtSportbund Dresden e. V., 
Landessportbund Sachsen e. V., Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Die Umsetzung der Akti vitäten hat fi nanzielle 
Auswirkungen. Betroff en sind die Produkte der 
genannten Geschäft sbereiche ebenso wie die 
Förderung durch das LHP. Sie wird im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01.

6 Entwicklung konkreter Maßnahmen 
zur Gewährleistung von 
Chancengleichheit und zum Abbau 
von Diskriminierung auf dem 
Wohnungsmarkt

z. B. durch 
 � Entwicklung von Sensibilisierungs- und Handlungsmaßnahmen im Bereich der 

Dresdner Wohnungsbaugesellschaft en, 
 � Sensibilisierung von privaten Eigentümern und Vermietern, nicht gewerblich 

an Gruppierungen zu vermieten oder zu verkaufen, die menschenfeindliche 
Ideologien vertreten,

 � Ermitt eln von stadtt eilbezogenen Bedarfen und Ressourcen zur 
Konfl iktmoderati on und Konfl iktschlichtung, bei Bedarf Unterstützung 
der modellhaft en Entwicklung und Erprobung von Angeboten der 
Konfl iktmoderati on und -schlichtung (in Zusammenarbeit mit im Stadtt eil 
vorhandenen Angeboten).

GB 5, GB 6, (federführend im Zuständigkeitsbereich), 
Amt 15, Wohnungsbaugesellschaft en, 
Wohnungsgenossenschaft en, Quarti ersmanagement, 
Kulturbüro Sachsen e. V., externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Willkommensnetzwerke, freie Träger in der sozialen 
Betreuung von Asylsuchenden, weitere Akteurinnen 
und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
Die Unterstützung der modellhaft en Erprobung hat 
fi nanzielle Auswirkungen, die einer gesonderten 
Beschlussfassung bedürfen.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

7 Aufb au einer konti nuierlichen 
Zusammenarbeit mit der 
Landeskoordinierungsstelle des 
Programms „Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage“

 � regelmäßige Kooperati on mit der Landeskoordinierungsstelle mit dem Ziel 
einer engen inhaltlichen Absti mmung der Akti vitäten sowie der Gewinnung 
weiterer Schulen für eine Teilnahme an der Bundesakti on

 � fi nanzielle Förderung entsprechender Akti vitäten der Schulen durch das LHP 
(im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el)

 � Herstellung von Synergien für den Ausbau der Öff entlichkeitsarbeit in den 
Handlungsfeldern 1, 2 und 3

Amt 15 (federführend), Amt 40, externe Fachstelle, 
BGA, Landeskoordinierungsstelle „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage“, Dresdner Schulen, 
SBAD, weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Förderung hat fi nanzielle 
Auswirkungen und wird im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01. Die Herstellung von Synergien 
hat möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

8 Koordinati on und konti nuierliche 
Beteiligung der Stadtverwaltung an 
den „Internati onalen Wochen gegen 
Rassismus“

 � jährliche dreiwöchige Veranstaltungsreihe zwischen Mitt e März und Anfang 
April, um ein stadtweites, öff entlich wahrnehmbares Zeichen gegen Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Islamfeindlichkeit, Diskriminierung und für die 
Wertschätzung von Vielfalt zu setzen

 � Übernahme der stadtweiten Koordinati on und bereichsübergreifenden 
Öff entlichkeitsarbeit (mehrsprachig)

 � Durchführung eigener städti scher Veranstaltungen durch Fachämter/
Fachbereiche der Stadtverwaltung

 � regelmäßige Berichterstatt ung im Turnus von zwei Jahren über die 
kommunalen Maßnahmen zur Umsetzung des „Zehn-Punkte-Akti onsplans“ der 
UNESCO-Städtekoaliti on gegen Rassismus innerhalb der Veranstaltungsreihe

Amt 15, INAUSLB (federführend im 
Zuständigkeitsbereich), Oberbürgermeister, Amt 
13, externe Fachstelle, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , Willkommensnetzwerke, 
muslimische Vereine/Gruppen, Vereine/Initi ati ven 
der Entwicklungspoliti k, politi sche Sti ft ungen der 
Parteien, Sti ft ung für die Internati onalen Wochen 
gegen Rassismus, Netzwerke der Migranti nnen und 
Migranten, weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkte 10.100.11.1.1.01, 
10.100.11.1.1.02.

9 Ausbau der Vernetzung und 
konti nuierliche Zusammenarbeit 
der Stadtverwaltung mit 
zivilgesellschaft lichen Vereinen, 
Initi ati ven und Insti tuti onen auf 
den Gebieten der Präventi on und 
Bekämpfung von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und von 
Rechtsextremismus 

u. a. durch: regelmäßigen Austausch und die Umsetzung gemeinsamer Akti vitäten 
z. B. mit Organisati onen/Insti tuti onen

 � der Zivilgesellschaft , 
 � der Polizei/Justi z, 
 � des Bildungswesens,
 � der Kultur und Wissenschaft ,
 � dem Verein „Wirtschaft  für ein weltoff enes Sachsen e. V.“, 
 � den Dresdner Verkehrsbetrieben und 
 � dem KPR (einmal jährlich Bericht zur Umsetzung des LHP gegenüber dem 

KPR)14,
um die Verbreitung von Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus, Rassismus, 
Islamfeindlichkeit, Diskriminierung usw. in möglichst vielen Bereichen beobachten 
und einschätzen zu können, sie zu themati sieren und entsprechende Präventi ons- 
und Interventi onsmaßnahmen entwickeln und installieren zu können sowie um 
konkrete Trainings- und Schulungsangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
anregen zu können

alle GB, BMB, GLB, INAUSLB, externe Fachstelle, 
Polizeidirekti on Dresden, Justi z, freie und staatliche 
Träger von Schulen, Hochschulen, Universität, 
Aus- und Fortbildung, freie Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Kulturarbeit, DVB AG, Kulturbüro 
Sachsen e. V., RAA Sachsen e. V., AG Kirche für 
Demokrati e und Menschenrechte, Vereine/Initi ati ven 
der Dresdner Zivilgesellschaft , Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Umsetzung gemeinsamer 
Akti vitäten hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

10 Entwicklung von geeigneten Formen 
der Würdigung und Anerkennung von 
Zivilcourage

Regelmäßige und gezielte Würdigung von Personen, die in besonderem Maße 
Zivilcourage zeigten, um Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus und 
Diskriminierung usw. entgegen zu treten, z. B. über 

 � Etablierung einer städti schen Würdigungsform in Zusammenarbeit mit dem 
Oberbürgermeister, 

 � die Nominierung z. B. für den „XY-Preis – gemeinsam gegen das Verbrechen“ für 
Menschen mit Zivilcourage, „Preis für Zivilcourage gegen Rechtsradikalismus, 
Anti semiti smus und Rassismus“ des Förderkreises „Denkmal für die 
ermordeten Juden Europas e. V.“, „Gustav-Heinemann-Bürgerpreis“ .

Amt 15 (federführend), Oberbürgermeister, 
externe Fachstelle, Vereine/Initi ati ven der Dresdner 
Zivilgesellschaft , weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

14 Die inhaltliche Arbeit der früheren Arbeitsgruppe „Demokratie und Toleranz“ des Kriminalpräventiven Rates (KPR) ging 2009 aufgrund identischer Zielstellungen in die Tätigkeit 
des LHP vom 29. Oktober 2009 über. Zukünftig soll die Zusammenarbeit mit dem KPR regelmäßig erfolgen und u. a. eine jährliche Berichterstattung umfassen.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

7 Aufb au einer konti nuierlichen 
Zusammenarbeit mit der 
Landeskoordinierungsstelle des 
Programms „Schule ohne Rassismus – 
Schule mit Courage“

 � regelmäßige Kooperati on mit der Landeskoordinierungsstelle mit dem Ziel 
einer engen inhaltlichen Absti mmung der Akti vitäten sowie der Gewinnung 
weiterer Schulen für eine Teilnahme an der Bundesakti on

 � fi nanzielle Förderung entsprechender Akti vitäten der Schulen durch das LHP 
(im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el)

 � Herstellung von Synergien für den Ausbau der Öff entlichkeitsarbeit in den 
Handlungsfeldern 1, 2 und 3

Amt 15 (federführend), Amt 40, externe Fachstelle, 
BGA, Landeskoordinierungsstelle „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage“, Dresdner Schulen, 
SBAD, weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Förderung hat fi nanzielle 
Auswirkungen und wird im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01. Die Herstellung von Synergien 
hat möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

8 Koordinati on und konti nuierliche 
Beteiligung der Stadtverwaltung an 
den „Internati onalen Wochen gegen 
Rassismus“

 � jährliche dreiwöchige Veranstaltungsreihe zwischen Mitt e März und Anfang 
April, um ein stadtweites, öff entlich wahrnehmbares Zeichen gegen Rassismus, 
Fremdenfeindlichkeit, Islamfeindlichkeit, Diskriminierung und für die 
Wertschätzung von Vielfalt zu setzen

 � Übernahme der stadtweiten Koordinati on und bereichsübergreifenden 
Öff entlichkeitsarbeit (mehrsprachig)

 � Durchführung eigener städti scher Veranstaltungen durch Fachämter/
Fachbereiche der Stadtverwaltung

 � regelmäßige Berichterstatt ung im Turnus von zwei Jahren über die 
kommunalen Maßnahmen zur Umsetzung des „Zehn-Punkte-Akti onsplans“ der 
UNESCO-Städtekoaliti on gegen Rassismus innerhalb der Veranstaltungsreihe

Amt 15, INAUSLB (federführend im 
Zuständigkeitsbereich), Oberbürgermeister, Amt 
13, externe Fachstelle, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , Willkommensnetzwerke, 
muslimische Vereine/Gruppen, Vereine/Initi ati ven 
der Entwicklungspoliti k, politi sche Sti ft ungen der 
Parteien, Sti ft ung für die Internati onalen Wochen 
gegen Rassismus, Netzwerke der Migranti nnen und 
Migranten, weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkte 10.100.11.1.1.01, 
10.100.11.1.1.02.

9 Ausbau der Vernetzung und 
konti nuierliche Zusammenarbeit 
der Stadtverwaltung mit 
zivilgesellschaft lichen Vereinen, 
Initi ati ven und Insti tuti onen auf 
den Gebieten der Präventi on und 
Bekämpfung von Gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und von 
Rechtsextremismus 

u. a. durch: regelmäßigen Austausch und die Umsetzung gemeinsamer Akti vitäten 
z. B. mit Organisati onen/Insti tuti onen

 � der Zivilgesellschaft , 
 � der Polizei/Justi z, 
 � des Bildungswesens,
 � der Kultur und Wissenschaft ,
 � dem Verein „Wirtschaft  für ein weltoff enes Sachsen e. V.“, 
 � den Dresdner Verkehrsbetrieben und 
 � dem KPR (einmal jährlich Bericht zur Umsetzung des LHP gegenüber dem 

KPR)14,
um die Verbreitung von Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus, Rassismus, 
Islamfeindlichkeit, Diskriminierung usw. in möglichst vielen Bereichen beobachten 
und einschätzen zu können, sie zu themati sieren und entsprechende Präventi ons- 
und Interventi onsmaßnahmen entwickeln und installieren zu können sowie um 
konkrete Trainings- und Schulungsangebote für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
anregen zu können

alle GB, BMB, GLB, INAUSLB, externe Fachstelle, 
Polizeidirekti on Dresden, Justi z, freie und staatliche 
Träger von Schulen, Hochschulen, Universität, 
Aus- und Fortbildung, freie Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Kulturarbeit, DVB AG, Kulturbüro 
Sachsen e. V., RAA Sachsen e. V., AG Kirche für 
Demokrati e und Menschenrechte, Vereine/Initi ati ven 
der Dresdner Zivilgesellschaft , Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Umsetzung gemeinsamer 
Akti vitäten hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

10 Entwicklung von geeigneten Formen 
der Würdigung und Anerkennung von 
Zivilcourage

Regelmäßige und gezielte Würdigung von Personen, die in besonderem Maße 
Zivilcourage zeigten, um Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Rechtsextremismus und 
Diskriminierung usw. entgegen zu treten, z. B. über 

 � Etablierung einer städti schen Würdigungsform in Zusammenarbeit mit dem 
Oberbürgermeister, 

 � die Nominierung z. B. für den „XY-Preis – gemeinsam gegen das Verbrechen“ für 
Menschen mit Zivilcourage, „Preis für Zivilcourage gegen Rechtsradikalismus, 
Anti semiti smus und Rassismus“ des Förderkreises „Denkmal für die 
ermordeten Juden Europas e. V.“, „Gustav-Heinemann-Bürgerpreis“ .

Amt 15 (federführend), Oberbürgermeister, 
externe Fachstelle, Vereine/Initi ati ven der Dresdner 
Zivilgesellschaft , weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

14 Die inhaltliche Arbeit der früheren Arbeitsgruppe „Demokratie und Toleranz“ des Kriminalpräventiven Rates (KPR) ging 2009 aufgrund identischer Zielstellungen in die Tätigkeit 
des LHP vom 29. Oktober 2009 über. Zukünftig soll die Zusammenarbeit mit dem KPR regelmäßig erfolgen und u. a. eine jährliche Berichterstattung umfassen.
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Handlungsfeld 3: Förderung von politischer Bildung einschließlich historisch-politischer Bildung 

Mitt lerziele:

1. Die Einwohnerinnen und Einwohner verfügen über Kenntnisse und Handlungskompetenzen für das demokrati sche Zusammenleben. 
2. Sie sind in der Lage, sich kriti sch mit historischen Themen und ihren aktuellen Bezügen auseinanderzusetzen.

Handlungsziele: 

1. Demokrati efähigkeit, menschenrechtsbezogene Urteils- und Handlungskompetenzen, Ferti gkeiten, die dem Dialog, der wertschätzen-
den, demokrati schen Streitkultur, der Förderung von Zivilcourage und Beteiligung dienen, werden geschult und gestärkt. 

2. Politi sche Bildung wird im Sinne lebenslangen Lernens und Erlebens als integraler Bestandteil der Kinder-, Jugend- und Erwachsenenbil-
dung und der Arbeit mit Seniorinnen und Senioren verstanden.

3. Für politi kverdrossene und demokrati eferne Einwohnerinnen und Einwohner sind geeignete Strukturen, Methoden und Instrumente 
der politi schen Bildung und Teilhabe entwickelt und umgesetzt.

4. Das Bewusstsein und die Verantwortung der Einwohnerinnen und Einwohner für das demokrati sche Zusammenleben sind durch die 
Vermitt lung von historisch-politi scher Bildung und ihren aktuellen Bezügen gestärkt.

Maßnahmen:

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen und 
Förderrichtlinien auf ihren Beitrag zur 
niedrigschwelligen Vermitt lung von 
politi scher Bildung 

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen alle 
städti schen Fachplanungen und Förderrichtlinien überprüft  und angepasst werden, 
um fachbereichsspezifi sch

 � Wissen zu gesellschaft lichen und individuellen Ursachen sowie 
Mechanismen, welche die Entstehung von sozialer Ungleichheit und 
Ungleichwerti gkeitsideologien befördern; zu Weltreligionen; zur Präventi on von 
Rechts- und Linksextremismus sowie Islamismus (einschließlich Salafi smus), 
Medienkompetenz sowie zu historisch-politi schen Hintergründen zu vermitt eln 

(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan 
„Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, 
Teilfachplan für die Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ 
und „Andere Aufgaben/Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und 
Altenhilfe, Bibliotheksentwicklungsplan, Konzept Kulturelle Bildung in Dresden, 
Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, der Integrierten Handlungskonzepte Soziale 
Stadt Dresden-Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Nördliche Johannstadt 
sowie „Nachhalti ge soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020“, einschlägige 
Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen und 
Förderrichtlinien auf ihren Beitrag zur 
niedrigschwelligen Vermitt lung von 
politi scher Bildung 

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen alle 
städti schen Fachplanungen und Förderrichtlinien überprüft  und angepasst werden, 
um fachbereichsspezifi sch

 � Wissen zu gesellschaft lichen und individuellen Ursachen sowie 
Mechanismen, welche die Entstehung von sozialer Ungleichheit und 
Ungleichwerti gkeitsideologien befördern; zu Weltreligionen; zur Präventi on von 
Rechts- und Linksextremismus sowie Islamismus (einschließlich Salafi smus), 
Medienkompetenz sowie zu historisch-politi schen Hintergründen zu vermitt eln 

(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan 
„Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, 
Teilfachplan für die Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ 
und „Andere Aufgaben/Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und 
Altenhilfe, Bibliotheksentwicklungsplan, Konzept Kulturelle Bildung in Dresden, 
Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, der Integrierten Handlungskonzepte Soziale 
Stadt Dresden-Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Nördliche Johannstadt 
sowie „Nachhalti ge soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020“, einschlägige 
Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

2 Entwicklung und Umsetzung 
zielgruppenübergreifender, 
niedrigschwelliger Formate der 
politi schen Bildung 

z. B. zu gesellschaft lichen und individuellen Ursachen sowie Mechanismen, welche 
die Entstehung von sozialer Ungleichheit und Ungleichwerti gkeitsideologien 
befördern; zu Weltreligionen; zur Präventi on von Rechts- und Linksextremismus 
sowie Islamismus (einschließlich Salafi smus) und Populismus, um

 � Grundwissen zu vermitt eln,
 � Verständnis für politi sche und gesellschaft liche Entwicklungen bzw. 

Sachverhalte zu fördern,
 � Refl exions- und Urteilsfähigkeit sowie diesbezügliche Medienkompetenz zu 

stärken,
 � die politi sche und demokrati sche Handlungsfähigkeit und -moti vati on aller 

Einwohnerinnen und Einwohner zu befördern,
 � einer weiteren Spaltung der Gesellschaft  vorzubeugen, die 

gesamtgesellschaft liche Inklusion von Minderheiten zu fördern, 
 � die weitere Ausbreitung von rechts- und linksextremisti schen sowie 

salafi sti schen Ideologien einzudämmen,
 � weitere Multi plikatorinnen und Multi plikatoren zu gewinnen.

Das umfasst auch die Vermitt lung historisch-politi scher Bildung im Kontext aktueller 
Entwicklungen.

Zielgruppen: 
1. Einwohnerinnen und Einwohner unterschiedlichen Alters und sozialer Herkunft  
2. Politi kverdrossene und demokrati eferne Personengruppen 
3. für Extremismus affi  ne Jugendliche
4. langzeitarbeitslose Menschen
5. Migranti nnen und Migranten
6. Vertreterinnen und Vertreter der muslimischen Vereine und Gruppen

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, freie 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe, der Kulturarbeit, 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
muslimische Vereine/Gruppen, Vereine/Initi ati ven 
der Dresdner Zivilgesellschaft , Vereine/Initi ati ven 
der Entwicklungspoliti k, Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, StadtSportbund Dresden 
e. V., Landessportbund Sachsen e. V., Stadtverband 
„Dresdner Gartenfreunde“ e. V., Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
VHS Dresden e. V., Kulturbüro Sachsen e. V., AG 
Kirche für Demokrati e und Menschenrechte, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
Die Einwerbung von Dritt mitt eln wird angestrebt. 

3 Anregung der Entwicklung und 
Implementi erung geeigneter Formate 
und Akti vitäten der politi schen 
Bildung für Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene

Att rakti ve, vielfälti ge und zielgruppenspezifi sche Veranstaltungsformen der 
politi schen Bildung sowie der Förderung von Teilhabe und Parti zipati onsprozessen 
sollen beispielsweise 

 � im Rahmen außerunterrichtlicher Projekte und Ganztagsangebote sowie der 
Kinder- und Jugendhilfe, 

 � in Angeboten der Erwachsenenbildung (z. B. in Volkshochschulen), der Arbeit 
mit Seniorinnen und Senioren sowie Migranti nnen und Migranten,

 � durch Veranstaltungen von Kunst und Kultur,
 � in Gebieten der Sozialen Stadt sowie der nachhalti gen sozialen 

Stadtentwicklung,
 � in Justi zvollzugsanstalten

allen Menschen und insbesondere auch politi kverdrossenen, demokrati efernen 
sowie bildungsbenachteiligten Personengruppen zugänglich gemacht werden.
Dazu gehört auch die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen der politi schen 
Bildung, die dem Erwerb von Medienkompetenz und der Vermitt lung von 
historisch-politi schen Hintergründen dienen sowie die fi nanzielle Förderung von 
entsprechenden Akti vitäten und Projekten durch das LHP (im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitt el).

Amt 15, Amt 40, Amt 41, Amt 50, 51, 
Amt 61, INAUSLB, externe Fachstelle, 
Landeskoordinierungsstelle „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage, VHS Dresden e. V., 
Leistungserbringer in den Bereichen Seniorenarbeit 
und Altenhilfe, freie Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, der sozialen Arbeit, der Kultur und 
Kunst, Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
Quarti ersmanagements, private und öff entliche 
Bildungsträger, Landeszentrale für politi sche 
Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Die Umsetzung der Veranstaltungsformen 
hat fi nanzielle Auswirkungen. Betroff en sind 
die Produkte der genannten Fachämter. Die 
Förderung entsprechender Akti vitäten des LHP hat 
fi nanzielle Auswirkungen und wird im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01.

4 Etablierung und Unterstützung 
innovati ver, ergebnisorienti erter 
Formate zur Förderung von 
Dialogfähigkeit und Dialogprozessen 
auf Stadtt eilebene

Initi ierung, Erprobung und Etablierung geeigneter Formen des Dialogs und Diskurses 
z. B. zur

 � Verständigung über gemeinsame Werte, Interessen und Ziele,
 � stärkeren Einbeziehung der Öff entlichkeit und insbesondere von 

politi kverdrossenen und demokrati efernen Personengruppen,
 � Förderung des Austauschs zwischen zivilgesellschaft lichem und 

kommunalpoliti schem Bereich, 
 � fi nanzielle Förderung von Vereinen, Initi ati ven und Insti tuti onen, die 

Dialogfähigkeiten vermitt eln, stadtt eilbezogene Dialogprozesse anregen 
und durchführen durch das LHP (im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitt el)

(siehe auch Handlungsfeld 1)

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Quarti ersmanagements, Willkommensnetzwerke, 
Landeszentrale für politi sche Bildung, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

2 Entwicklung und Umsetzung 
zielgruppenübergreifender, 
niedrigschwelliger Formate der 
politi schen Bildung 

z. B. zu gesellschaft lichen und individuellen Ursachen sowie Mechanismen, welche 
die Entstehung von sozialer Ungleichheit und Ungleichwerti gkeitsideologien 
befördern; zu Weltreligionen; zur Präventi on von Rechts- und Linksextremismus 
sowie Islamismus (einschließlich Salafi smus) und Populismus, um

 � Grundwissen zu vermitt eln,
 � Verständnis für politi sche und gesellschaft liche Entwicklungen bzw. 

Sachverhalte zu fördern,
 � Refl exions- und Urteilsfähigkeit sowie diesbezügliche Medienkompetenz zu 

stärken,
 � die politi sche und demokrati sche Handlungsfähigkeit und -moti vati on aller 

Einwohnerinnen und Einwohner zu befördern,
 � einer weiteren Spaltung der Gesellschaft  vorzubeugen, die 

gesamtgesellschaft liche Inklusion von Minderheiten zu fördern, 
 � die weitere Ausbreitung von rechts- und linksextremisti schen sowie 

salafi sti schen Ideologien einzudämmen,
 � weitere Multi plikatorinnen und Multi plikatoren zu gewinnen.

Das umfasst auch die Vermitt lung historisch-politi scher Bildung im Kontext aktueller 
Entwicklungen.

Zielgruppen: 
1. Einwohnerinnen und Einwohner unterschiedlichen Alters und sozialer Herkunft  
2. Politi kverdrossene und demokrati eferne Personengruppen 
3. für Extremismus affi  ne Jugendliche
4. langzeitarbeitslose Menschen
5. Migranti nnen und Migranten
6. Vertreterinnen und Vertreter der muslimischen Vereine und Gruppen

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, freie 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe, der Kulturarbeit, 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
muslimische Vereine/Gruppen, Vereine/Initi ati ven 
der Dresdner Zivilgesellschaft , Vereine/Initi ati ven 
der Entwicklungspoliti k, Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, StadtSportbund Dresden 
e. V., Landessportbund Sachsen e. V., Stadtverband 
„Dresdner Gartenfreunde“ e. V., Landeszentrale für 
politi sche Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, 
VHS Dresden e. V., Kulturbüro Sachsen e. V., AG 
Kirche für Demokrati e und Menschenrechte, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
Die Einwerbung von Dritt mitt eln wird angestrebt. 

3 Anregung der Entwicklung und 
Implementi erung geeigneter Formate 
und Akti vitäten der politi schen 
Bildung für Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene

Att rakti ve, vielfälti ge und zielgruppenspezifi sche Veranstaltungsformen der 
politi schen Bildung sowie der Förderung von Teilhabe und Parti zipati onsprozessen 
sollen beispielsweise 

 � im Rahmen außerunterrichtlicher Projekte und Ganztagsangebote sowie der 
Kinder- und Jugendhilfe, 

 � in Angeboten der Erwachsenenbildung (z. B. in Volkshochschulen), der Arbeit 
mit Seniorinnen und Senioren sowie Migranti nnen und Migranten,

 � durch Veranstaltungen von Kunst und Kultur,
 � in Gebieten der Sozialen Stadt sowie der nachhalti gen sozialen 

Stadtentwicklung,
 � in Justi zvollzugsanstalten

allen Menschen und insbesondere auch politi kverdrossenen, demokrati efernen 
sowie bildungsbenachteiligten Personengruppen zugänglich gemacht werden.
Dazu gehört auch die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen der politi schen 
Bildung, die dem Erwerb von Medienkompetenz und der Vermitt lung von 
historisch-politi schen Hintergründen dienen sowie die fi nanzielle Förderung von 
entsprechenden Akti vitäten und Projekten durch das LHP (im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmitt el).

Amt 15, Amt 40, Amt 41, Amt 50, 51, 
Amt 61, INAUSLB, externe Fachstelle, 
Landeskoordinierungsstelle „Schule ohne 
Rassismus – Schule mit Courage, VHS Dresden e. V., 
Leistungserbringer in den Bereichen Seniorenarbeit 
und Altenhilfe, freie Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, der sozialen Arbeit, der Kultur und 
Kunst, Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, 
Quarti ersmanagements, private und öff entliche 
Bildungsträger, Landeszentrale für politi sche 
Bildung, politi sche Sti ft ungen der Parteien, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Die Umsetzung der Veranstaltungsformen 
hat fi nanzielle Auswirkungen. Betroff en sind 
die Produkte der genannten Fachämter. Die 
Förderung entsprechender Akti vitäten des LHP hat 
fi nanzielle Auswirkungen und wird im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmitt el durchgeführt, Produkt 
10.100.11.1.1.01.

4 Etablierung und Unterstützung 
innovati ver, ergebnisorienti erter 
Formate zur Förderung von 
Dialogfähigkeit und Dialogprozessen 
auf Stadtt eilebene

Initi ierung, Erprobung und Etablierung geeigneter Formen des Dialogs und Diskurses 
z. B. zur

 � Verständigung über gemeinsame Werte, Interessen und Ziele,
 � stärkeren Einbeziehung der Öff entlichkeit und insbesondere von 

politi kverdrossenen und demokrati efernen Personengruppen,
 � Förderung des Austauschs zwischen zivilgesellschaft lichem und 

kommunalpoliti schem Bereich, 
 � fi nanzielle Förderung von Vereinen, Initi ati ven und Insti tuti onen, die 

Dialogfähigkeiten vermitt eln, stadtt eilbezogene Dialogprozesse anregen 
und durchführen durch das LHP (im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmitt el)

(siehe auch Handlungsfeld 1)

Amt 15 (federführend), INAUSLB, externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Quarti ersmanagements, Willkommensnetzwerke, 
Landeszentrale für politi sche Bildung, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Handlungsfeld 4: Förderung von gesamtgesellschaftlicher Integration hin zur inklusiven Gesellschaft

Mitt lerziele:

1. Die Einwohnerinnen und Einwohner sind sensibilisiert für die Chancen und Herausforderungen durch die soziale, kulturelle und religiöse 
Vielfalt der Stadtgesellschaft  und gehen konstrukti v damit um.

2. Einwohnerinnen und Einwohner unterschiedlicher sozialer, kultureller und religiöser Zugehörigkeit und verschiedener Lebenslagen sind 
in soziale Zusammenhänge eingebunden und nehmen gleichberechti gt und barrierefrei am gesellschaft lichen Leben teil. 

Handlungsziele: 

1. Gesamtgesellschaft liche Inklusion wird als eine Querschnitt saufgabe verstanden, die alle Fachämter der Stadtverwaltung, der Initi ati ven, 
Vereine, Insti tuti onen und Träger betrifft  .

2. Die Vielfalt von Lebensweisen, Kulturen, Religionen und alternati ven Lebensentwürfen ist anerkannt.
3. Die Inklusion unterschiedlicher und von sozialem Ausschluss bedrohter oder betroff ener Personengruppen wird akti v von der Einwoh-

nerschaft , der Stadtverwaltung und von Insti tuti onen der Bildung, Kinder- und Jugendhilfe, Kultur und Wissenschaft , der Wirtschaft  und 
des Gesundheitswesens umgesetzt und gestaltet. 

4. Die stadtt eilorienti erte Arbeit wird durch inklusions- und beteiligungsorienti erte Akti vitäten gestärkt.
5. Es existi eren zivilgesellschaft liche sowie insti tuti onelle Netzwerke, die kooperati v zusammenwirken und die Einwohnerinnen und Ein-

wohner, wichti ge Schlüsselpersonen sowie weitere Akteurinnen und Akteure einbinden.

Maßnahmen:

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen und 
Förderrichtlinien auf ihren Beitrag zur 
gesamtgesellschaft lichen Inklusion von 
Personengruppen, die von sozialem 
Ausschluss betroff en oder bedroht 
sind

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen 
alle städti schen Fachplanungen und Förderrichtlinien überprüft  und überarbeitet 
werden, um fachbereichsspezifi sch 

 � die Auseinandersetzung mit physischen, gedanklichen, strukturellen und 
handlungsbezogenen Barrieren und deren Abbau zu befördern und 

 � die Inklusion von Personengruppen, die von sozialem Ausschluss bedroht sind, 
zu verbessern 

(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan „Hilfe zur 
Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, Teilfachplan für die 
Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ und „Andere Aufgaben/
Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und Altenhilfe der Landeshauptstadt 
Dresden, Sportentwicklungsplanung (FoSep2025), Bibliotheksentwicklungsplan, 
Konzept Kulturelle Bildung in Dresden, Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, 
Integrierte Stadtentwicklungskonzept, der Integrierten Handlungskonzepte 
Soziale Stadt Dresden-Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Johannstadt-Nord 
sowie „Nachhalti ge soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020“, einschlägige 
Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.

2 bewusste Einbeziehung von 
sozialem Ausschluss bedrohten 
oder betroff enen Personengruppen 
in die Organisati ons-, Beteiligungs- 
und Entscheidungsstrukturen der 
Stadtverwaltung

 � gezielte Ansprache und Einbindung von z. B. Langzeitarbeitslosen, Menschen 
mit Behinderung, Migranti nnen und Migranten, Frauen und älteren 
Menschen in öff entliche Beteiligungsprozesse, als sachkundige Einwohnerin 
bzw. Einwohner gemäß Hauptsatzung und als Mitglied von Arbeitsgruppen, 
Steuerungsgruppen

alle GB, BMB, INAUSLB, GLB, externe Fachstelle, 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, JMD, 
MBE, weitere Beratungsangebote für Menschen mit 
Migrati onshintergrund, freie Träger in der sozialen 
Beratung und Betreuung von Asylsuchenden, 
Willkommensnetzwerke, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, Gleichstellungsarbeit, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Täti gkeit als sachkundiger 
Einwohnerin/sachkundiger Einwohner wird 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
umgesetzt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Überprüfung und Weiterentwicklung 
aller städti schen Fachplanungen und 
Förderrichtlinien auf ihren Beitrag zur 
gesamtgesellschaft lichen Inklusion von 
Personengruppen, die von sozialem 
Ausschluss betroff en oder bedroht 
sind

Anlassbezogen und mit anderweiti gem Fortschreibungsbedarf verknüpft , sollen 
alle städti schen Fachplanungen und Förderrichtlinien überprüft  und überarbeitet 
werden, um fachbereichsspezifi sch 

 � die Auseinandersetzung mit physischen, gedanklichen, strukturellen und 
handlungsbezogenen Barrieren und deren Abbau zu befördern und 

 � die Inklusion von Personengruppen, die von sozialem Ausschluss bedroht sind, 
zu verbessern 

(z. B. Fachplan Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfl ege, Teilplan „Hilfe zur 
Erziehung, Eingliederungshilfe und angrenzende Aufgaben“, Teilfachplan für die 
Leistungsbereiche „Kinder-, Jugend- und Familienarbeit“ und „Andere Aufgaben/
Jugendgerichtshilfe“, Fachplan Seniorenarbeit und Altenhilfe der Landeshauptstadt 
Dresden, Sportentwicklungsplanung (FoSep2025), Bibliotheksentwicklungsplan, 
Konzept Kulturelle Bildung in Dresden, Kulturentwicklungsplan, Fachplan Asyl, 
Integrierte Stadtentwicklungskonzept, der Integrierten Handlungskonzepte 
Soziale Stadt Dresden-Gorbitz, Prohlis/Am Koitschgraben und Johannstadt-Nord 
sowie „Nachhalti ge soziale Stadtentwicklung ESF 2014 – 2020“, einschlägige 
Förderrichtlinien).

alle GB, Amt 15, INAUSLB, BMB, GLB, externe 
Fachstelle

2017 – 2020 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Ergebnisse der Überprüfungen 
haben möglicherweise fi nanzielle Auswirkungen, 
die gesonderter Beschlussfassungen bedürfen. 
Betroff en wären alle Produkte, die auf 
entsprechende Fachplanungen zurückgehen.

2 bewusste Einbeziehung von 
sozialem Ausschluss bedrohten 
oder betroff enen Personengruppen 
in die Organisati ons-, Beteiligungs- 
und Entscheidungsstrukturen der 
Stadtverwaltung

 � gezielte Ansprache und Einbindung von z. B. Langzeitarbeitslosen, Menschen 
mit Behinderung, Migranti nnen und Migranten, Frauen und älteren 
Menschen in öff entliche Beteiligungsprozesse, als sachkundige Einwohnerin 
bzw. Einwohner gemäß Hauptsatzung und als Mitglied von Arbeitsgruppen, 
Steuerungsgruppen

alle GB, BMB, INAUSLB, GLB, externe Fachstelle, 
Netzwerke der Migranti nnen und Migranten, JMD, 
MBE, weitere Beratungsangebote für Menschen mit 
Migrati onshintergrund, freie Träger in der sozialen 
Beratung und Betreuung von Asylsuchenden, 
Willkommensnetzwerke, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, Gleichstellungsarbeit, 
weitere Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Täti gkeit als sachkundiger 
Einwohnerin/sachkundiger Einwohner wird 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
umgesetzt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

3 zielgruppenübergreifende, 
niedrigschwellige 
Informati onsoff ensive zu den 
Potenzialen von gesellschaft licher 
Vielfalt und Inklusion

Öff entlichkeitsarbeit durch Publikati onen und Veranstaltungen mit den Zielen, 
 � die Sensibilität zur Themati k zu erhöhen und 
 � zu konkreten Akti vitäten anzuregen. 

Zielgruppen: 
1. Einwohnerinnen und Einwohner, die dieser gesellschaft lichen Herausforderung 

bislang distanziert gegenüber stehen 
2. haupt- und ehrenamtliche Multi plikatorinnen und Multi plikatoren

Amt 15, INAUSLB, GLB, BMB, externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Bundes- und Landeszentralen für politi sche Bildung, 
weitere Akteurinnen und Akteure

2017/18 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

4 inhaltliche Vorbereitung und Beitritt  
der Stadtverwaltung zur bundesweiten 
Initi ati ve „Charta der Vielfalt“ 

Die Charta der Vielfalt ist ein Instrument, um Vielfalt in Organisati onen und 
Insti tuti onen zu fördern und gleichzeiti g ein Bekenntnis zu einer Kultur des 
wertschätzenden, respektvollen und fairen Miteinanders. Im organisatorischen 
Handeln fi nden auf allen Ebenen die Merkmale Geschlecht, kulturelle oder 
nati onale Herkunft , Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter sowie 
sexuelle Orienti erung und Identi tät bewusste Berücksichti gung. Teilnehmende 
Organisati onen verpfl ichten sich u. a. dazu, allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern ein vorurteilsfreies und wertschätzendes Arbeitsumfeld zu schaff en, 
Personalprozesse zu überprüfen und sicherzustellen, die den vielfälti gen Fähigkeiten 
und Talenten aller Mitarbeitenden gerecht werden; die Vielfalt der Gesellschaft  
innerhalb wie außerhalb der Insti tuti on anzuerkennen und die darin liegenden 
Potenziale wertzuschätzen; die Umsetzung der Charta zum Thema des internen 
und externen Dialogs zu machen; über Akti vitäten und den Fortschritt  bei der 
Förderung der Vielfalt und Wertschätzung jährlich öff entlich Auskunft  zu geben; 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über Vielfalt zu informieren und sie bei der 
Umsetzung der Charta einzubeziehen.

Amt 15 (federführend), INAUSLB, BMB, GLB, Amt 10 ab 2017, Beitritt  ab 
2019

Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Der Beitritt  hat fi nanzielle 
Auswirkungen (einmalig 100 Euro) und wird 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

5 Entwicklung einer 
bereichsübergreifenden Fachplanung 
für die Themenfelder Gleichstellung, 
Migrati on und Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen

 � Zusammenführung der Fachplanungen unter einem gemeinsamen Dach mit 
dem Ziel, gesamtgesellschaft liche Inklusion bereichsübergreifend voran zu 
bringen

 � Verzahnung der neuen Fachplanung mit der nächsten Fortschreibung des LHP

INAUSLB, GLB, Amt 50, Amt 15 (federführend im 
Zuständigkeitsbereich) sowie BMB (beratend)

Vorbereitung ab 
2018, 
gemeinsame Planung 
ab 2020

Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

6 Aufb au, Ausbau und Förderung einer 
systemati schen Zusammenarbeit 
zwischen interner Koordinierungsstelle, 
externer Fachstelle mit im Stadtt eil 
ansässigen Angeboten und 
kommunalpoliti schen Gremien 

 � regelmäßiger Fachaustausch, Planung und Umsetzung von gemeinsamen 
Akti vitäten zur Unterstützung von gesamtgesellschaft licher Inklusion auf Ebene 
der Stadtt eile und Ortsamtsbereiche

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, 
Quarti ersmanagements, alle Ortsämter und 
Verwaltungsstellen der Ortschaft en, Ortsbeiräte, 
Ortschaft sräte, freie Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Kulturarbeit, Willkommensnetzwerke, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
weitere Akteurinnen und Akteure 

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

7 Aufb au und Ausbau von 
zielgruppenübergreifenden 
Akti vitäten, die das nachbarschaft liche 
Zusammenleben im Stadtt eil fördern

 � Initi ierung von Begegnung und Austausch in den Stadtt eilen bzw. 
Ortsamtsbereichen und Ortschaft en unter bewusster Einbeziehung von 
Personengruppen, die von sozialem Ausschluss bedroht bzw. betroff en sind 
(z. B. Zusammenkünft e, Foren, Feste)

 � fi nanzielle Förderung von Netzwerken bürgerschaft lichen Engagements zur 
Verbesserung der gesamtgesellschaft lichen Inklusion von Personengruppen, 
die von sozialem Ausschluss bedroht oder betroff en sind durch das LHP (im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el)

u. a. Amt 50, Amt 51, Amt 61, alle Ortsämter 
und Verwaltungsstellen der Ortschaft en, 
Quarti ersmanagements, externe Fachstelle, „House of 
Resources“, freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, 
der Kulturarbeit, Netzwerke der Migranti nnen 
und Migranten, Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, Gleichstellungsarbeit, 
Willkommensnetzwerke, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , weitere Akteurinnen und 
Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

8 Etablierung eines „Dresdner 
Integrati onspreises“

 � regelmäßige Auszeichnung von Initi ati ven, Vereinen, Verbänden und 
Unternehmen, die sich in einem besonderen Maße für die Integrati on von 
Migranti nnen und Migranten und den gesellschaft lichen Zusammenhalt 
einsetzen

OB, Amt 15 (federführend), GB 5, INAUSLB, weitere 
Beteiligte

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

3 zielgruppenübergreifende, 
niedrigschwellige 
Informati onsoff ensive zu den 
Potenzialen von gesellschaft licher 
Vielfalt und Inklusion

Öff entlichkeitsarbeit durch Publikati onen und Veranstaltungen mit den Zielen, 
 � die Sensibilität zur Themati k zu erhöhen und 
 � zu konkreten Akti vitäten anzuregen. 

Zielgruppen: 
1. Einwohnerinnen und Einwohner, die dieser gesellschaft lichen Herausforderung 

bislang distanziert gegenüber stehen 
2. haupt- und ehrenamtliche Multi plikatorinnen und Multi plikatoren

Amt 15, INAUSLB, GLB, BMB, externe Fachstelle, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
Bundes- und Landeszentralen für politi sche Bildung, 
weitere Akteurinnen und Akteure

2017/18 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

4 inhaltliche Vorbereitung und Beitritt  
der Stadtverwaltung zur bundesweiten 
Initi ati ve „Charta der Vielfalt“ 

Die Charta der Vielfalt ist ein Instrument, um Vielfalt in Organisati onen und 
Insti tuti onen zu fördern und gleichzeiti g ein Bekenntnis zu einer Kultur des 
wertschätzenden, respektvollen und fairen Miteinanders. Im organisatorischen 
Handeln fi nden auf allen Ebenen die Merkmale Geschlecht, kulturelle oder 
nati onale Herkunft , Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter sowie 
sexuelle Orienti erung und Identi tät bewusste Berücksichti gung. Teilnehmende 
Organisati onen verpfl ichten sich u. a. dazu, allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern ein vorurteilsfreies und wertschätzendes Arbeitsumfeld zu schaff en, 
Personalprozesse zu überprüfen und sicherzustellen, die den vielfälti gen Fähigkeiten 
und Talenten aller Mitarbeitenden gerecht werden; die Vielfalt der Gesellschaft  
innerhalb wie außerhalb der Insti tuti on anzuerkennen und die darin liegenden 
Potenziale wertzuschätzen; die Umsetzung der Charta zum Thema des internen 
und externen Dialogs zu machen; über Akti vitäten und den Fortschritt  bei der 
Förderung der Vielfalt und Wertschätzung jährlich öff entlich Auskunft  zu geben; 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über Vielfalt zu informieren und sie bei der 
Umsetzung der Charta einzubeziehen.

Amt 15 (federführend), INAUSLB, BMB, GLB, Amt 10 ab 2017, Beitritt  ab 
2019

Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Der Beitritt  hat fi nanzielle 
Auswirkungen (einmalig 100 Euro) und wird 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

5 Entwicklung einer 
bereichsübergreifenden Fachplanung 
für die Themenfelder Gleichstellung, 
Migrati on und Inklusion von Menschen 
mit Behinderungen

 � Zusammenführung der Fachplanungen unter einem gemeinsamen Dach mit 
dem Ziel, gesamtgesellschaft liche Inklusion bereichsübergreifend voran zu 
bringen

 � Verzahnung der neuen Fachplanung mit der nächsten Fortschreibung des LHP

INAUSLB, GLB, Amt 50, Amt 15 (federführend im 
Zuständigkeitsbereich) sowie BMB (beratend)

Vorbereitung ab 
2018, 
gemeinsame Planung 
ab 2020

Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

6 Aufb au, Ausbau und Förderung einer 
systemati schen Zusammenarbeit 
zwischen interner Koordinierungsstelle, 
externer Fachstelle mit im Stadtt eil 
ansässigen Angeboten und 
kommunalpoliti schen Gremien 

 � regelmäßiger Fachaustausch, Planung und Umsetzung von gemeinsamen 
Akti vitäten zur Unterstützung von gesamtgesellschaft licher Inklusion auf Ebene 
der Stadtt eile und Ortsamtsbereiche

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, 
Quarti ersmanagements, alle Ortsämter und 
Verwaltungsstellen der Ortschaft en, Ortsbeiräte, 
Ortschaft sräte, freie Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Kulturarbeit, Willkommensnetzwerke, 
Vereine/Initi ati ven der Dresdner Zivilgesellschaft , 
weitere Akteurinnen und Akteure 

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

7 Aufb au und Ausbau von 
zielgruppenübergreifenden 
Akti vitäten, die das nachbarschaft liche 
Zusammenleben im Stadtt eil fördern

 � Initi ierung von Begegnung und Austausch in den Stadtt eilen bzw. 
Ortsamtsbereichen und Ortschaft en unter bewusster Einbeziehung von 
Personengruppen, die von sozialem Ausschluss bedroht bzw. betroff en sind 
(z. B. Zusammenkünft e, Foren, Feste)

 � fi nanzielle Förderung von Netzwerken bürgerschaft lichen Engagements zur 
Verbesserung der gesamtgesellschaft lichen Inklusion von Personengruppen, 
die von sozialem Ausschluss bedroht oder betroff en sind durch das LHP (im 
Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmitt el)

u. a. Amt 50, Amt 51, Amt 61, alle Ortsämter 
und Verwaltungsstellen der Ortschaft en, 
Quarti ersmanagements, externe Fachstelle, „House of 
Resources“, freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe, 
der Kulturarbeit, Netzwerke der Migranti nnen 
und Migranten, Leistungserbringer in den 
Bereichen Seniorenarbeit und Altenhilfe; Arbeit mit 
Menschen mit Behinderung, Gleichstellungsarbeit, 
Willkommensnetzwerke, Vereine/Initi ati ven der 
Dresdner Zivilgesellschaft , weitere Akteurinnen und 
Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

8 Etablierung eines „Dresdner 
Integrati onspreises“

 � regelmäßige Auszeichnung von Initi ati ven, Vereinen, Verbänden und 
Unternehmen, die sich in einem besonderen Maße für die Integrati on von 
Migranti nnen und Migranten und den gesellschaft lichen Zusammenhalt 
einsetzen

OB, Amt 15 (federführend), GB 5, INAUSLB, weitere 
Beteiligte

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Weitere Maßnahmen zur Umsetzung und Professionalisierung des Lokalen Handlungsprogramms

Maßnahmen: 

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Professionalisierung und Ausbau der 
Öff entlichkeitsarbeit zum LHP und 
zur UNESCO-Städtekoaliti on gegen 
Rassismus

u. a. mit folgenden Schwerpunkten:
 � Entwicklung eines neuen Programm-Logos und neuer E-Mail-Signaturen
 � Aktualisierung und Erweiterung der Interauft ritt e der externen Fachstelle 

sowie des städti schen Internetauft ritt s (u. a. Fachmaterial, Gute-Praxis-
Projekte, geförderte Projekte, wissenschaft liche Studien, Programmpartner, 
Förderprogramme, Mitglieder und Arbeit des BGA, Evaluati onsergebnisse (LHP 
und Projekte) 

 � mehrsprachige Gestaltung wesentlicher Informati onen zum LHP bzw. 
Veröff entlichung in einer leichten Sprache

 � Entwicklung eines Kommunikati onsforums zwischen externer Fachstelle, BGA, 
interner Koordinierungsstelle und Öff entlichkeit 

 � Etablierung und regelmäßige Aktualisierung von Informati onsauslagen zu den 
Themen Demokrati e, Vielfalt, Weltoff enheit usw. im Neuen Rathaus sowie 
sukzessive in den städti schen Ortsämtern und Verwaltungsstellen sowie

 � regelmäßige Pressemitt eilungen und Entwicklung eines Informati onsfl yers zum 
Anliegen und den Fördermöglichkeiten des LHP und zum Anliegen der UNESCO-
Städtekoaliti on

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA, 
Ortsämter und Verwaltungsstellen der Ortschaft en 

2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

2 Neuausrichtung und konti nuierliche 
Täti gkeit des Begleitausschusses

 � Auswahl und Berufung neuer Mitglieder (u. a. Interessenvertretung von 
Menschen mit Behinderung, AG Kirche für Demokrati e und Menschenrechte, 
Staatsschauspiel Dresden, Vertreter/Vertreterin aus den Bereichen Polizei 
oder Justi z, Technische Universität Dresden, „Kinderbüro“, Vertreter/
Vertreterin Wirtschaft , Vertreter/Vertreterin Willkommensnetzwerke, 
Landeskoordinierungsstelle „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“, 
Vertretern/Vertreterinnen freie Kulturarbeit, Opferberatung des RAA 
Sachsen e. V.), 

 � Aktualisierung der Geschäft sordnung,
 � jährliche Arbeitsplanung und Umsetzung sowie Evaluati on,
 � mindestens fünf jährliche Zusammenkünft e zur Umsetzung der Arbeitsplanung, 

zur Evaluati on des Umsetzungsstandes LHP, zur fi nanziellen Förderung von 
Projekten, zur Planung und Auswertung der Demokrati ekonferenzen, zum 
Umgang mit neuen Bedarfen und zur Jahresauswertung

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA

2017–2020

2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

3 Weiterentwicklung des 
Förderverfahrens

u. a. mit folgenden Schwerpunkten:
 � Anpassung der Förderrichtlinie an die inhaltliche Neuausrichtung des LHP 

sowie ggf. neuer Maßgaben von Seiten weiterer Fördermitt elgeber (Bund, Land 
usw.)

 � Verpfl ichtung der Antragsstellenden zur Beteiligung von Personengruppen, 
die von sozialem Ausschluss bedroht oder betroff en sind an der Planung und 
Durchführung des geförderten Projektes 

 � Aktualisierung der Antrags- und Abrechnungsformulare
 � Opti mierung und Beschleunigung des Förderverfahrens durch Verbesserung 

des Informati onsaustauschs mit der externen Fachstelle, Festlegung klarer 
Verantwortlichkeiten im Förderprozess, zügige Bescheiderstellung

 � Prüfung der Möglichkeit einer Mehrjahresförderung von Gute-Praxis-Projekten 
 � Erhöhung der städti schen Mitt el um mindestens 100.000 Euro auf 

250.000 Euro pro Jahr (ab 2017)

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Erhöhung der der städti schen 
Mitt el hat fi nanzielle Auswirkungen, die einer 
gesonderten Beschlussfassung bedürfen, Produkt 
10.100.11.1.1.01.
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Weitere Maßnahmen zur Umsetzung und Professionalisierung des Lokalen Handlungsprogramms

Maßnahmen: 

Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

1 Professionalisierung und Ausbau der 
Öff entlichkeitsarbeit zum LHP und 
zur UNESCO-Städtekoaliti on gegen 
Rassismus

u. a. mit folgenden Schwerpunkten:
 � Entwicklung eines neuen Programm-Logos und neuer E-Mail-Signaturen
 � Aktualisierung und Erweiterung der Interauft ritt e der externen Fachstelle 

sowie des städti schen Internetauft ritt s (u. a. Fachmaterial, Gute-Praxis-
Projekte, geförderte Projekte, wissenschaft liche Studien, Programmpartner, 
Förderprogramme, Mitglieder und Arbeit des BGA, Evaluati onsergebnisse (LHP 
und Projekte) 

 � mehrsprachige Gestaltung wesentlicher Informati onen zum LHP bzw. 
Veröff entlichung in einer leichten Sprache

 � Entwicklung eines Kommunikati onsforums zwischen externer Fachstelle, BGA, 
interner Koordinierungsstelle und Öff entlichkeit 

 � Etablierung und regelmäßige Aktualisierung von Informati onsauslagen zu den 
Themen Demokrati e, Vielfalt, Weltoff enheit usw. im Neuen Rathaus sowie 
sukzessive in den städti schen Ortsämtern und Verwaltungsstellen sowie

 � regelmäßige Pressemitt eilungen und Entwicklung eines Informati onsfl yers zum 
Anliegen und den Fördermöglichkeiten des LHP und zum Anliegen der UNESCO-
Städtekoaliti on

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA, 
Ortsämter und Verwaltungsstellen der Ortschaft en 

2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

2 Neuausrichtung und konti nuierliche 
Täti gkeit des Begleitausschusses

 � Auswahl und Berufung neuer Mitglieder (u. a. Interessenvertretung von 
Menschen mit Behinderung, AG Kirche für Demokrati e und Menschenrechte, 
Staatsschauspiel Dresden, Vertreter/Vertreterin aus den Bereichen Polizei 
oder Justi z, Technische Universität Dresden, „Kinderbüro“, Vertreter/
Vertreterin Wirtschaft , Vertreter/Vertreterin Willkommensnetzwerke, 
Landeskoordinierungsstelle „Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“, 
Vertretern/Vertreterinnen freie Kulturarbeit, Opferberatung des RAA 
Sachsen e. V.), 

 � Aktualisierung der Geschäft sordnung,
 � jährliche Arbeitsplanung und Umsetzung sowie Evaluati on,
 � mindestens fünf jährliche Zusammenkünft e zur Umsetzung der Arbeitsplanung, 

zur Evaluati on des Umsetzungsstandes LHP, zur fi nanziellen Förderung von 
Projekten, zur Planung und Auswertung der Demokrati ekonferenzen, zum 
Umgang mit neuen Bedarfen und zur Jahresauswertung

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA

2017–2020

2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans.

3 Weiterentwicklung des 
Förderverfahrens

u. a. mit folgenden Schwerpunkten:
 � Anpassung der Förderrichtlinie an die inhaltliche Neuausrichtung des LHP 

sowie ggf. neuer Maßgaben von Seiten weiterer Fördermitt elgeber (Bund, Land 
usw.)

 � Verpfl ichtung der Antragsstellenden zur Beteiligung von Personengruppen, 
die von sozialem Ausschluss bedroht oder betroff en sind an der Planung und 
Durchführung des geförderten Projektes 

 � Aktualisierung der Antrags- und Abrechnungsformulare
 � Opti mierung und Beschleunigung des Förderverfahrens durch Verbesserung 

des Informati onsaustauschs mit der externen Fachstelle, Festlegung klarer 
Verantwortlichkeiten im Förderprozess, zügige Bescheiderstellung

 � Prüfung der Möglichkeit einer Mehrjahresförderung von Gute-Praxis-Projekten 
 � Erhöhung der städti schen Mitt el um mindestens 100.000 Euro auf 

250.000 Euro pro Jahr (ab 2017)

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA 2017 Maßnahme hat keine fi nanziellen Auswirkungen, 
bindet jedoch Arbeitszeit im Rahmen des 
Stellenplans. Die Erhöhung der der städti schen 
Mitt el hat fi nanzielle Auswirkungen, die einer 
gesonderten Beschlussfassung bedürfen, Produkt 
10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

4 Wissenschaft liche Begleitung der 
Umsetzung des LHP, des „Zehn-
Punkte-Akti onsplans“ der UNESCO-
Städtekoaliti on gegen Rassismus sowie 
regelmäßige Evaluati on geförderter 
Projekte

 � Ausbau der Vernetzung und fachlicher/wissenschaft licher Austausch z. B. 
mit Experten/Experti nnen aus Wissenschaft , der LAG Vielfalt Sachsen, 
Programmpartnern im Bundesprogramm „Demokrati e leben!“ und 
„Weltoff enes Sachsen“, dem Kulturbüro Sachsen e. V., Arbeitsgruppen/
Koordinierungsgruppe zur Umsetzung des Integrati onskonzeptes, im 
Rahmen von Arbeitstreff en deutschsprachiger Mitgliedsstädte der UNESCO-
Städtekoaliti on gegen Rassismus, 

 � Auswahl einer Insti tuti on für die Wissenschaft liche Begleitung und Evaluati on 
der geförderten Projekte,

 � Entwicklung von Kriterien und Durchführungsmodus zur Umsetzung des LHP, 
 � Entwicklung von Qualitätsstandards und Evaluati onsinstrumenten für 

geförderte Projekte unter Beachtung der Vorgaben aus dem Bundesprogramm 
„Demokrati e leben!“

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA, 
LAG Vielfalt Sachsen, Programmpartner der 
Bundes- und Landesförderung, Kulturbüro Sachen 
e. V., Arbeitsgruppen und Koordinierungsgruppe 
zur Umsetzung des Integrati onskonzeptes, 
deutschsprachige Mitgliedsstädte der Europäischen 
Städtekoaliti on gegen Rassismus, wissenschaft liche 
Forschungseinrichtungen in Dresden, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

5 Durchführung regelmäßiger 
wissenschaft licher Studien 

Mindestens in zweijährigem Abstand sollen (nach Möglichkeit unter Einwerbung 
von Dritt mitt eln) wissenschaft liche Analysen zur bestehenden Situati on einzelner 
Handlungsfelder des LHP und in Umsetzung des „Zehn-Punkte-Akti onsplans“ 
der UNESCO-Städtekoaliti on gegen Rassismus durchgeführt werden und einen 
Beitrag zur weiteren Umsetzung des Programms leisten, z. B. zu Ausmaßen und 
Erscheinungsformen von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in Dresden; 
zum Thema „Ausländische Arbeitnehmer und xenophobe Tendenzen“.

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA, 
Forschungseinrichtungen in Dresden

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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Nr. Maßnahme Inhalt/Erläuterungen Verantwortung, weitere Beteiligte Termin oder Laufzeit Haushaltsrelevanz

4 Wissenschaft liche Begleitung der 
Umsetzung des LHP, des „Zehn-
Punkte-Akti onsplans“ der UNESCO-
Städtekoaliti on gegen Rassismus sowie 
regelmäßige Evaluati on geförderter 
Projekte

 � Ausbau der Vernetzung und fachlicher/wissenschaft licher Austausch z. B. 
mit Experten/Experti nnen aus Wissenschaft , der LAG Vielfalt Sachsen, 
Programmpartnern im Bundesprogramm „Demokrati e leben!“ und 
„Weltoff enes Sachsen“, dem Kulturbüro Sachsen e. V., Arbeitsgruppen/
Koordinierungsgruppe zur Umsetzung des Integrati onskonzeptes, im 
Rahmen von Arbeitstreff en deutschsprachiger Mitgliedsstädte der UNESCO-
Städtekoaliti on gegen Rassismus, 

 � Auswahl einer Insti tuti on für die Wissenschaft liche Begleitung und Evaluati on 
der geförderten Projekte,

 � Entwicklung von Kriterien und Durchführungsmodus zur Umsetzung des LHP, 
 � Entwicklung von Qualitätsstandards und Evaluati onsinstrumenten für 

geförderte Projekte unter Beachtung der Vorgaben aus dem Bundesprogramm 
„Demokrati e leben!“

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA, 
LAG Vielfalt Sachsen, Programmpartner der 
Bundes- und Landesförderung, Kulturbüro Sachen 
e. V., Arbeitsgruppen und Koordinierungsgruppe 
zur Umsetzung des Integrati onskonzeptes, 
deutschsprachige Mitgliedsstädte der Europäischen 
Städtekoaliti on gegen Rassismus, wissenschaft liche 
Forschungseinrichtungen in Dresden, weitere 
Akteurinnen und Akteure

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.

5 Durchführung regelmäßiger 
wissenschaft licher Studien 

Mindestens in zweijährigem Abstand sollen (nach Möglichkeit unter Einwerbung 
von Dritt mitt eln) wissenschaft liche Analysen zur bestehenden Situati on einzelner 
Handlungsfelder des LHP und in Umsetzung des „Zehn-Punkte-Akti onsplans“ 
der UNESCO-Städtekoaliti on gegen Rassismus durchgeführt werden und einen 
Beitrag zur weiteren Umsetzung des Programms leisten, z. B. zu Ausmaßen und 
Erscheinungsformen von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in Dresden; 
zum Thema „Ausländische Arbeitnehmer und xenophobe Tendenzen“.

Amt 15 (federführend), externe Fachstelle, BGA, 
Forschungseinrichtungen in Dresden

ab 2017 Maßnahme hat fi nanzielle Auswirkungen und 
wird im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmitt el 
durchgeführt, Produkt 10.100.11.1.1.01.
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5.	 Kooperative Aufgabenwahrnehmung 
zur Umsetzung des Lokalen 
Handlungsprogramms

5.1	 Interne Koordinierungsstelle bzw. federführendes Amt

Die interne Koordinierungsstelle, angesiedelt im Amt 15, in Person 
der „Referentin/des Referenten für Demokratie und Zivilgesell-
schaft“ (1 VzÄ) übernimmt folgende Aufgaben:

�� Koordinierung, Begleitung, Kontrolle des Umsetzungsprozesses 
des Lokalen Handlungsprogramms, Übernahme der im Lokalen 
Handlungsprogramm mit Verweis auf Amt 15 (federführend) 
genannten Aufgaben

�� Organisation, Berufung bzw. Bereitstellung einer externen 
Fachstelle und des Begleitausschusses

�� Erstellung von Berichterstattungen/Beschlusskontrollen für den 
Stadtrat und die Öffentlichkeit

�� inhaltliche Zusammenarbeit mit der Regiestelle des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“ und der Stabsstelle Demokratie-
förderung im Landesprogramm Weltoffenes Sachsen sowie mit 
der Geschäftsstelle der UNESCO-Städtekoalition gegen Rassis-
mus

�� Beantragung von Zuwendungen aus dem Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ sowie dem Landesprogramm „Weltoffe-
nes Sachsen“, die ordnungsgemäße Weitergabe der Mittel an 
Dritte, die Prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung und so-
wie die Abrechnung gegenüber den Zuwendungsgebern

�� die Verwaltung der kommunalen Mittel für die Umsetzung des 
Lokalen Handlungsprogramms, die ordnungsgemäße Weiter-
gabe der Mittel an Dritte, die Prüfung der ordnungsgemäßen 
Verwendung

�� Vorbereitung und Durchführung der Zusammenkünfte des Be-
gleitausschusses in Zusammenarbeit mit der externen Fach
stelle

�� Vorbereitung der Demokratiekonferenzen und weiterer partizi-
patorischer Veranstaltungen in Umsetzung des Lokalen Hand-
lungsprogramms und der UNESCO-Städtekoalition gegen Ras-
sismus in Zusammenarbeit mit der externen Fachstelle

�� Koordination der Aufgabenwahrnehmung zwischen Stadtver-
waltung, externer Fachstelle, „House of Resources“ und Be-
gleitausschuss

�� Planung, Koordinierung und Fortschreibung des Lokalen Hand-
lungsprogramms in Zusammenarbeit mit der externen Fach-
stelle und dem BGA

�� administrativ-technische Beratung von Trägern von Projekten 
und Einzelmaßnahmen

�� Planung der wissenschaftlichen Begleitung, Auswahl von vor-
zuschlagenden Themen der wissenschaftlichen Studien in Ab-
stimmung mit der externen Fachstelle und dem BGA

�� die Öffentlichkeitsarbeit der Stadtverwaltung zur Umsetzung 
des Lokalen Handlungsprogramms und der UNESCO-Städtekoa-
lition gegen Rassismus in Kooperation mit Amt 13

5.2	 Externe Fachstelle und „House of Resources“

Die externe Fachstelle des Lokalen Handlungsprogramms in aktuel-
ler Trägerschaft der Projektschmiede gGmbH übernimmt folgende 
Aufgaben (derzeit 1,5 VzÄ):

�� Unterstützung des Umsetzungsprozesses des Lokalen Hand-
lungsprogramms, Übernahme der im Lokalen Handlungspro-
gramm mit Verweis auf die externe Fachstelle genannten Auf-
gaben

�� Zuarbeit zur Erstellung von Berichterstattungen/Beschlusskont-
rollen für den Stadtrat und die Öffentlichkeit,

�� inhaltliche Zusammenarbeit mit der Regiestelle des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“ und der Stabsstelle Demokratie-
förderung im Landesprogramm Weltoffenes Sachsen sowie mit 
der Geschäftsstelle der UNESCO-Städtekoalition gegen Rassis-
mus in Abstimmung mit der internen Koordinierungsstelle

�� Unterstützung der internen Koordinierungsstelle bei der Bean-
tragung von Zuwendungen aus dem Bundesprogramm „Demo-
kratie leben!“ sowie dem Landesprogramm „Weltoffenes Sach-
sen“, bei der ordnungsgemäßen Weitergabe der Mittel an Dritte, 
bei der Prüfung der ordnungsgemäßen Verwendung der Mittel 
und sowie der Abrechnung gegenüber den Zuwendungsgebern

�� Unterstützung der internen Koordinierungsstelle bei der Ver-
waltung der kommunalen Mittel für die Umsetzung des Lokalen 
Handlungsprogramms, der ordnungsgemäßen Weitergabe der 
Mittel an Dritte, der Prüfung der ordnungsgemäßen Verwen-
dung der Mittel

�� Beratung von Personen und Vereinen/Initiativen usw. zur An-
tragsstellung, Mittelverwendung, Abrechnung, Projektdurch-
führung, Öffentlichkeitsarbeit usw. der im Rahmen des LHP 
ausgereichten Mittel an Dritte, Erarbeitung eines Fördervor-
schlages für den Begleitausschuss

�� Beratung und Unterstützung von Einwohnerinnen und Einwoh-
nern, die sich für die demokratische Entwicklung des Gemein-
wesens, für die Integration von Migrantinnen und Migranten 
sowie für Teilhabe und kulturelle Vielfalt einsetzen

�� Koordinierung und inhaltlich-fachliche Begleitung der Einzel-
maßnahmen, auch im Hinblick auf die Einbindung in die lokale 
Gesamtstrategie, Koordinierung und Abstimmung der verschie-
denen Projekte, Erfassung der Projektdaten und -ergebnisse

�� organisatorische Umsetzung/Abrechnung von Aktionsfonds im 
Rahmen der Förderung durch das Lokale Handlungsprogramm, 
Vergabe von Fördermitteln für Mikroprojekte

�� Vorbereitung der Zusammenkünfte des Begleitausschusses 
(Geschäftsstelle) in Abstimmung mit der internen Koordinie-
rungsstelle

�� Vorbereitung der Demokratiekonferenzen und weiterer partizi-
patorischer Veranstaltungen in Umsetzung des Lokalen Hand-
lungsprogramms und der UNESCO-Städtekoalition gegen Ras-
sismus in Abstimmung mit der internen Koordinierungsstelle

�� Zuarbeit von Nominierungsvorschlägen von Organisationen, In-
itiativen und Einzelpersonen für Preisverleihungen und andere 
Würdigungsformen in Abstimmung mit der internen Koordinie-
rungsstelle 

�� Zuarbeit zur Fortschreibung des Lokalen Handlungsprogramms 
in Abstimmung mit der internen Koordinierungsstelle

�� Unterstützung bei der Planung der wissenschaftlichen Beglei-
tung, der Auswahl von Themen der wissenschaftlichen Studien 
in Abstimmung mit der internen Koordinierungsstelle gegen-
über dem BGA
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�� Öffentlichkeitsarbeit zur Bekanntmachung und Umsetzung des 
Lokalen Handlungsprogramms in Abstimmung mit der internen 
Koordinierungsstelle

�� Teilnahme an inhaltlichen und qualifizierenden Maßnahmen 
des Bundesprogramms „Demokratie leben!“

�� Förderung der Vernetzung zwischen Zivilgesellschaft und Ver-
waltung, insbesondere Anregung und Unterstützung des Wis-
senstransfers 

Eine weitere Aufgabenübertragung bleibt vorbehalten und erfolgt 
in Abstimmung mit dem Träger der externen Fachstelle bei Bedarf. 
Aufgrund regelmäßiger Änderungen in den Förderleitlinien des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“ und sich verändernder ge-
sellschaftlicher Rahmenbedingungen kann es in den Folgejahren zu 
veränderten Schwerpunktsetzungen und Aufgabenverteilungen zwi-
schen externer Fachstelle und interner Koordinierungsstelle kom-
men. 

Das „House of Resources“ ist ein vom Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge gefördertes Projekt und zunächst für die Dauer von 
drei Jahren konzipiert. Das „House of Resources“ arbeitet seit Sep-
tember 2016 und befindet sich in Trägerschaft der Projektschmiede 
gGmbH. Partner sind der Ausländerrat Dresden e. V. und das Büro 
für freie Kultur- und Jugendarbeit e. V. Es verfolgt das Ziel, den Auf-
bau und die Weiterentwicklung von Migrantenorganisationen und 
anderen integrativ wirkenden Einrichtungen (z. B. Willkommens-
netzwerken) zu begleiten, so dass diese handlungs- und leistungs-
fähiger werden und die gesellschaftliche und soziale Integration neu 
zugewanderter Menschen aktiv befördern. Außerdem sollen nach-
haltige Strukturen für deren bürgerschaftliches und zivilgesellschaft-
liches Engagement geschaffen werden. Dafür verfügt das House of 
Resources über eigene personelle sowie Sach- und Finanzmittel. 

Das „House of Resources“ unterstützt im Rahmen seiner Tätig-
keit und mit den ihm zur Verfügung stehenden eigenen Ressourcen 
die Umsetzung des Lokalen Handlungsprogramms u. a. durch:

�� Übernahme der im Lokalen Handlungsprogramm mit Verweis 
auf das Angebot genannten Teilaufgaben

�� Beratung von interessierten Personen und insbesondere von 
Migrantinnen und Migranten zu Möglichkeiten bürgerschaftli-
chen Engagements und demokratischer Teilhabe 

�� Bereitstellung von Ressourcen (z. B. Räumen, Materialien, Aus-
stattungen) und die Schaffung von Zugängen (z. B. Kontakte, 
Wissen) zur Erleichterung der Umsetzung von Inklusionsmaß-
nahmen durch zivilgesellschaftliche Akteure/Akteurinnen, Un-
terstützung/Begleitung der Selbstorganisation von Migrantin-
nen und Migranten

�� finanzielle Förderung von Mikroprojekten, die durch die Netz-
werke der Migrantinnen und Migranten initiiert werden

5.3	 Begleitausschuss

Der Begleitausschuss ist ausgewogen mit Akteurinnen und Akteuren 
zivilgesellschaftlicher Initiativen und Organisationen, der Wissen-
schaft und mit Vertreterinnen und Vertretern der städtischen Ver-
waltung, die verschiedene relevante Fachämter und Fachbereiche 
(Jugendamt, Sozialamt, Amt für Kultur und Denkmalschutz, Bür-
germeisteramt, Integrations- und Ausländerbeauftragte) repräsen-
tieren, besetzt. Den Vorsitz führt der Oberbürgermeister oder eine 
von ihm zu bestimmende Vertreterin bzw. ein von ihm zu bestim-
mender Vertreter. Die Mitglieder werden durch den Oberbürger-
meister als Personen berufen und öffentlich bekannt gegeben. Als 

Geschäftsstelle fungiert die externe Fachstelle. Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der externen Fachstelle nehmen mit beratender 
Stimme an den Sitzungen teil. Der Begleitausschuss entscheidet mit 
Mehrheitsbeschluss. Er tagt mindestens fünfmal jährlich. Die Sit-
zungstermine des Begleitausschusses werden mindestens zwei Wo-
chen vor seiner Zusammenkunft auf der Homepage der externen 
Fachstelle bekannt gegeben. Der Begleitausschuss übernimmt fol-
gende Aufgaben in Umsetzung des Lokalen Handlungsprogramms:

�� Festlegung der Eckpunkte der Gesamtstrategie nach Beratung 
in der Demokratiekonferenz usw. 

�� Übernahme der im Lokalen Handlungsprogramm mit Verweis 
auf den BGA genannten Aufgaben

�� Abgabe einer Förderempfehlung auf Basis der eingereichten 
Förderanträge und somit Beteiligung an der Entscheidung, wel-
che Einzelmaßnahmen aus dem Aktions- und Initiativfonds der 
Zielerreichung der „Partnerschaft für Demokratie“ dienen

�� Unterstützung der Vernetzung und Zusammenarbeit von städti-
schen und zivilgesellschaftlichen Akteuren/Akteurinnen

�� Beratung der internen Koordinierungsstelle und der externen 
Fachstelle bei der Bekanntmachung, Umsetzung und Fort-
schreibung des Lokalen Handlungsprogramms

�� Analyse von lokalen bzw. regionale Unterstützungsmöglichkei-
ten und Organisation ihrer Einbindung

�� Entscheidung über die Themen und die Ausschreibung der wis-
senschaftlichen Studien zu den Inhalten und Schwerpunktset-
zungen des Lokalen Handlungsprogramms 

�� Begleitung und Auswertung der regelmäßigen Evaluation des 
Lokalen Handlungsprogramms 

5.4	 Jugendforum

Um die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an demokrati-
schen Prozessen zu stärken, ist durch das Bundesprogramm „Demo-
kratie leben!“ die Einrichtung eines selbst organisierten und selbst 
geleiteten Jugendforums vorgesehen. Hierfür werden im Rahmen 
des Programms gesondert finanzielle Mittel bereitgestellt. Die Mit-
glieder des Jugendforums können eigene Projektideen umsetzen 
und mit über eingereichte Projektanträge entscheiden, indem sie 
im Begleitausschuss angemessen personell vertreten sind. Unter-
schiedliche lokale Jugendszenen, die den zivilgesellschaftlichen Nor-
men (Demokratie, Gewaltfreiheit, Respekt usw.) verpflichtet sind, 
sollen repräsentativ vertreten sein.

Da die Leitlinien des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 
für die Etablierung und Arbeit der Jugendforen eine Nutzung vor-
handener Strukturen der Jugendarbeit erlauben, ist geplant, das 
Jugendforum zum Lokalen Handlungsprogramm in Kooperation mit 
dem Büro für freie Kultur- und Jugendarbeit e. V. und dem Stadtju-
gendring Dresden e. V. zu etablieren und umzusetzen (Arbeitstitel 
„Kinderbüro“). Beide Vereine sind relevante Träger in den Berei-
chen der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Förderung von demo-
kratischen Beteiligungsprozessen von Kindern und Jugendlichen. Im 
Januar 2016 beauftragte der Jugendhilfeausschuss (JHA/020/2016) 
beide Träger, unter Einbeziehung anderer interessierter Organisatio-
nen, ein Rahmenkonzept „Demokratieförderung und Beteiligung“ zu 
entwickeln. Dieses Konzept soll dabei die Einrichtung eines „Kinder-
büros“ sowie Verfahren zur Unterstützung von demokratiefördern-
den Projekten aus einem Fonds heraus umfassen. Die nach dem Be-
schluss dieses Rahmenkonzeptes durch den Jugendhilfeausschuss 
notwendigen Mittel werden in einem Fonds Demokratieförderung i. 
H. v. 100.000 Euro vorgehalten. 
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Somit ergeben sich zahlreiche Schnittstellen für die Umsetzung 
des Lokalen Handlungsprogramms und des „Zehn-Punkte-Aktions-
plans“ der UNESCO-Städtekoalition gegen Rassismus. Anliegen des 
Jugendforums wie auch des Lokalen Handlungsprogramms – insbe-
sondere seiner Handlungsfelder 1 und 3 – ist es, Kinder und Jugend-
liche für Demokratie und demokratische Teilhabeprozesse zu inter-
essieren und sie für die aktive Mitgestaltung eines demokratischen 
Gemeinwesens zu mobilisieren. Jugendforum wie auch Lokales 
Handlungsprogramm verfolgen das Ziel, die Eigeninitiative, Mitspra-
chemöglichkeiten und -rechte der Heranwachsenden zu stärken und 
sie in einen stetigen und konstruktiven Austausch mit den Struktu-
ren der Verwaltung zu bringen. Der „Zehn-Punkte-Aktionsplan“ der 
UNESCO-Städtekoalition sieht ebenfalls bessere Beteiligungsmög-
lichkeiten für Einwohnerinnen und Einwohner sowie die Prävention 
und Bekämpfung von Rassismus und Diskriminierung – im Sinne des 
Handlungsfeldes 2 des Lokalen Handlungsprogramms  – durch Bil-
dungsmaßnahmen vor.

Bei seiner Aufgabenwahrnehmung orientiert sich das Jugendfo-
rum an den Leitlinien, Zielen und Maßgaben des Lokalen Handlungs-
programms sowie den fachlichen Standards der Jugendarbeit. Dies 
umfasst insbesondere die folgenden Bereiche: 

�� kinder- und jugendpolitische Interessenvertretung
�� Sensibilisierung der Akteurinnen und Akteure des Lokalen 

Handlungsprogramms und des Begleitausschusses für die Inte-
ressenlagen von Kindern und Jugendlichen 

�� Durchführung eigener Projekte und Aktivitäten nach Maßgabe 
des Lokalen Handlungsprogramms, 

�� Zusammenarbeit mit den Strukturen des Lokalen Handlungs-
programms, insbesondere mit der externen Fachstelle und dem 
Begleitausschuss

�� Mitwirkung im Begleitausschuss einschließlich der Beratung 
und Entscheidung über eingereichte Projektanträge und die 
Gewährung von Fördermitteln 

6.	 Berichterstattung und Fortschreibung

Um interessierte Personen und Träger über die Arbeit und Umset-
zung des Lokalen Handlungsprogramms zu informieren und Trans-
parenz zu gewährleisten, wird der von der externen Fachstelle 
eingerichtete Internetauftritt weiter ausgebaut und regelmäßig ak-
tualisiert (siehe Kapitel „Weitere Maßnahmen zur Umsetzung und 
Professionalisierung des Lokalen Handlungsprogramms“). Hier kön-
nen nicht nur Informationen zu Fördermöglichkeiten, zur Arbeit des 
Begleitausschusses und zur Förderung von Mikro- und Makroprojek-
ten abgerufen werden. Auch Ergebnisse und Anregungen aus den 
Evaluationen sowie Informationen zu erfolgreich durchgeführten 
Gute-Praxis-Beispielen werden hier veröffentlicht. 

Die regelmäßige Berichterstattung zur Umsetzung des Lokalen 
Handlungsprogramms erfolgt gegenüber der breiten zivilgesell-
schaftlichen Öffentlichkeit im Rahmen der regelmäßigen Demokra-
tiekonferenzen. Es sind jährlich zwei Demokratiekonferenzen vor-
gesehen, in denen nicht nur über den Umsetzungsstand berichtet, 
sondern mit jeweils unterschiedlicher thematischer Schwerpunkt-
setzung auch inhaltlich an der Entwicklung/Umsetzung des Lokalen 
Handlungsprogramms weitergearbeitet wird. Damit wird den Teil-
nehmenden die Möglichkeit gegeben, den weiteren Umsetzungs- 
bzw. Fortschreibungsprozess aktiv mitzugestalten. 

Des Weiteren ist einmal jährlich eine Berichterstattung zur Um-
setzung des Lokalen Handlungsprogramms gegenüber dem Stadt-
rat im Rahmen des „Berichtes des Oberbürgermeisters“ beginnend 
Ende 2017 vorgesehen. 

Aller zwei Jahre erfolgt eine Berichterstattung an die UNESCO-
Städtekoalition zur Umsetzung des Zehn-Punkte-Aktionsplans, die 
in ihrer inhaltlichen Ausrichtung teilweise mit dem Handlungspro-
gramm verknüpft ist. 

Gegenüber der Regiestelle des Bundesprogramms „Demokratie 
leben!“ muss die bestimmungsgemäße Verwendung der geleisteten 
Zuwendungen durch einen jährlichen Verwendungsnachweis belegt 
werden. Dies wird durch die interne Koordinierungsstelle mit Unter-
stützung der externen Fachstelle gewährleistet. Gemäß der Leitlinie 
des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ sind die Zuwendungs-
empfänger darüber hinaus zur Teilnahme an qualitativen und quan-
titativen Erhebungen sowie ggf. Fachworkshops der Programmeva-
luation verpflichtet. 
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Abkürzungsverzeichnis

AG	 Arbeitsgemeinschaft/Arbeitsgruppe
Amt 10	 Haupt- und Personalamt
Amt 13	 Amt für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
Amt 15	 Bürgermeisteramt
Amt 40	 Schulverwaltungsamt
Amt 41	 Amt für Kultur und Denkmalschutz
Amt 50	 Sozialamt
Amt 51	 Jugendamt
Amt 61	 Stadtplanungsamt
BAMF	 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
BGA	 Begleitausschuss
BMB	 Beauftragte für Menschen mit Behinderungen
DVB	 Dresdner Verkehrsbetriebe AG
ESF	 Europäischer Sozialfonds
et al. 	 et alii (lateinisch für: und andere)
etc.	 et cetera (lateinisch für: und so weiter)
e. V. 	 eingetragener Verein
FoSep	 Fortschreibung der Sportentwicklungsplanung
GB	 Geschäftsbereich/Geschäftsbereiche
GB 5	 Geschäftsbereich Arbeit, Soziales, Gesundheit und 

Wohnen
GB 6	 Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Bau und Verkehr
ggf.	 gegebenenfalls
gGmbH	 gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GLB	 Gleichstellungsbeauftragte für Frau und Mann
GMF	 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
i. H. v. 	 in Höhe von 

INAUSLB	 Integrations- und Ausländerbeauftragte
INSEK	 Integriertes Stadtentwicklungskonzept
JMD	 Jugendmigrationsdienst
KISS	 Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfegruppen
KPR	 Kriminalpräventiver Rat
KSV	 Kommunaler Sozialverband Sachsen 
LAG	 Landesarbeitsgemeinschaft
LHP	 Lokales Handlungsprogramm
MBE	 Migrationsberatung für erwachsene Zuwanderer
OB	 Oberbürgermeister
o. g.	 oben genannt/oben genannte
RAA	 Regionale Arbeitsstellen für Bildung, Integration und 

Demokratie e. V.
S.	 Seite
SBAD	 Sächsische Bildungsagentur, Regionalstelle Dresden
SR	 Stadtrat
u. a.	 unter anderem
UN	 United Nations/Vereinte Nationen
UNESCO	 United Nations Educational, Scientific and Cultural 

Organization/Organisation der Vereinten Nationen für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur

usw.	 und so weiter
vgl.	 vergleiche
VHS	 Volkshochschule
VzÄ	 Vollzeitäquivalent
z. B.	 zum Beispiel
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Impressionen von Beteiligungsprozessen
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Handlungsfeld 1: 
Stärkung eines demokratischen 

Gemeinwesens 

Mittlerziele: 
1.	 Das demokratische Bewusstsein und Handeln der 

Einwohnerinnen und Einwohner sind gestärkt.
2.	 Demokratiefeindliche Bewegungen haben an 

Einfluss verloren. 

Handlungsfeld 3: 
Förderung von politischer Bildung  

einschließlich historisch-politischer Bildung

Mittlerziele: 
1.	 Die Einwohnerinnen und Einwohner verfügen über 

Kenntnisse und Handlungskompetenzen für das 
demokratische Zusammenleben. 

2.	 Sie sind in der Lage, sich kritisch mit historischen 
Themen und ihren aktuellen Bezügen 
auseinanderzusetzen. 

Handlungsfeld 2: 
Abbau von Erscheinungsformen 

Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
und von Extremismus 

Mittlerziele: 
1.	 Zivilgesellschaft und Stadtverwaltung treten aktiv 

gegen die unterschiedlichen Erscheinungsformen 
von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, 
Extremismus und gegen Diskriminierung ein. 

2.	 Menschenfeindliche Ideologien sind nachhaltig 
zurückgedrängt. 

Handlungsfeld 4: 
Förderung von gesamtgesellschaftlicher  

Integration hin zur inklusiven Gesellschaft

Mittlerziele: 
1.	 Die Einwohnerinnen und Einwohner 

sind sensibilisiert für die Chancen und 
Herausforderungen durch die soziale, kulturelle 
und religiöse Vielfalt der Stadtgesellschaft und 
gehen konstruktiv damit um. 

2.	 Einwohnerinnen und Einwohner unterschiedlicher 
sozialer, kultureller und religiöser Zugehörigkeit 
und verschiedener Lebenslagen sind in 
soziale Zusammenhänge eingebunden und 
nehmen gleichberechtigt und barrierefrei am 
gesellschaftlichen Leben teil. 

Dresden ist eine vielfältige und weltoffene 
Stadt, in der Werte wie Demokratie, 

Zusammenhalt, gegenseitiger Respekt und 
Wertschätzung gelebt werden

Anlage

Übersicht über das Leitziel und die Mittlerziele nach Handlungsfeldern
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Kontakte

Wichtige Kontaktdaten zum Lokalen Handlungsprogramm  
für ein vielfältiges und weltoffenes Dresden 

Interne Koordinierungsstelle: 

Landeshauptstadt Dresden 
Bürgermeisteramt 
Dr. Julia Günther 
Dr.-Külz-Ring 19 
01067 Dresden 
Telefon:	 (03 51) 4 88 21 34 
Email:	 lhp-toleranz@dresden.de 
Web:	 www.dresden.de/lhp

Externe Fachstelle: 

Projektschmiede gGmbH 
Bautzner Straße 22 / HH 
01099 Dresden 
Telefon:	 (03 51) 32 01 56-23 
Email:	 info@lhp-dresden.de 
Web:	 wir-entfalten-demokratie.de

mailto:lhp-toleranz@dresden.de
https://www.dresden.de/de/rathaus/aktuelles/demokratie-respekt/Handlungsprogramm_fuer_Toleranz.php
mailto:info@lhp-dresden.de
http://wir-entfalten-demokratie.de/
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